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Der Büroschreibtisch: Ein in-
teressanter und brisanter
Mix aus privatem und öffent-
lichen Raum. Der Bürger-
meister ist auch in diesem
Fall sein eigener Wider-
spruch. Vielleicht hilft ihm
ein Satz von Paul Claudel
weiter: „ Die Ordnung ist das
Vergnügen der Vernunft, die
Unordnung aber ist die Won-
ne der Phantasie.“ Seite 15
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Plädoyer pro
Wasserkraft

GZ-Interview mit Wirtschaftsstaatssekretär
Franz Josef Pschierer und 

RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich

Es gibt noch viel zu tun: Auf allen Ebenen der Energie-
wende besteht akuter Handlungsbedarf. Erforderlich
sind politische Rahmenbedingungen, die keinerlei
Zweifel an dem Willen zur erfolgreichen Umsetzung
der Energiewende aufkommen lassen. Eine tragende
Rolle spielt hierbei das Multitalent Wasserkraft, das
mit rund 43 Prozent Spitzenreiter unter den regenera-
tiven Energien im Freistaat ist. Über Vorteile, Poten-
ziale und Strategien bei der Ausgestaltung der grünen
Energie sprach die Bayerische GemeindeZeitung mit
Wirtschaftsstaatssekretär Franz Josef Pschierer und
RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich.

GZ: Die Energiewende steht
am Scheideweg. Die Stromprei-
se für den Endverbraucher sind
mit dem Ausbau der erneuerba-
ren Energien einerseits in be-
drohlichem Ausmaß gestiegen.
Andererseits haben niedrige
Strombörsenpreise und man-
gelnde Auslastung konventio-
neller Kraftwerkskapazitä-
ten dazu geführt, dass diese zu-
nehmend unrentabel werden.
Welche Entscheidungen sind
jetzt notwendig?

Pschierer: Um den weiteren
Anstieg der Strompreise zu
bremsen und die verlässliche
Stromversorgung in Bayern zusi-
chern, benötigen wir eine rasche
und grundlegende Reform des
Erneuerbare Energien Gesetzes
(EEG). Diese Reform ist auf
Bundesebene im Koalitionsver-
trag vereinbart. Zusätzlich müs-
sen wir Versorgungssicherheit
durch den Erhalt bestehender
Kapazitäten sicherstellen und
darauf drängen, dass die Bundes-
netzagentur neuer Reservekapa-
zitäten ausschreibt.

GZ: Stichwort EEG-Reform:
Woran ist hierbei gedacht?

Pschierer: Die Staatsregierung
steht dazu, den Anteil der Erneuer-
baren Energien am bayerischen
Stromverbrauch weiter zu er-
höhen. Derzeit liegen wir bereits
bei 32 Prozent, bis 2018 wollen
wir 40 Prozent erreichen. Womit
wir uns sowohl im Interesse der

bayerischen Wirtschaft als auch
der Verbraucher freilich nicht ab-
finden können, ist der Anstieg der
EEG-Umlage. Vor allem die Ein-
speisevergütung, die über diese
Umlage letztlich von allen End-
verbrauchern mitgetragen wird,
muss im EEG deutlich gesenkt
werden, weil sie für die derzeit ho-
hen Strompreise verantwortlich ist. 

GZ: Können Sie konkrete
Zahlen nennen?

Pschierer: 2014 beträgt die
Umlage für die nach dem EEG
vergütete Stromeinspeisung 6,24
ct/kWh (zuzüglich 19 Prozent
Mehrwertsteuer – Anm.d.Red.).
2013 lag sie noch bei 5,28
ct/kWh. Die wesentlichen Grün-
de für den Anstieg sind der vor-
behaltlose Einspeisevorrang von
Photovoltaik- und Windstrom bei

Wirtschaftsstaatssekretär Franz Josef Pschierer (l.) und RMD-
Vorstand Dr. Albrecht Schleich (r.) nach dem Gespräch mit Anne-
Marie von Hassel (2. v. l.) und Doris Kirchner von der Bayeri-
schen GemeindeZeitung. 

gleichzeitig weiter stattfinden-
dem starken Zubau von EEG-ge-
förderten Anlagen. Insgesamt
werden für das Jahr 2014 EEG-
Einspeisevergütungen in Höhe
von 21,5 Milliarden Euro anfal-
len. 2018 wird schon mit 27 Mil-
liarden Euro gerechnet.

GZ: Wie geht es mit Wind-
kraft und Photovoltaik weiter?

Pschierer: Der Vertrauens-
schutz in bestehende Photovol-
taik- und Windanlagen bleibt.
Für neue Investitionen in Wind-
kraftanlagen müssen die Förder-
und Genehmigungsrichtlinien in
Bayern grundlegend überarbeitet
werden. Das heißt, dass die bis-
herigen Voraussetzungen und Zu-
sagen für die Förderung von
Windkraftanlagen wegfallen. Bei
der Photovoltaik werden wir, was
die Dachflächen angeht, beim
Ausbaupfad im Rahmen der je-
weils gültigen Förderung bleiben. 

GZ: Wie hält es die Staats-
regierung mit den Bestands-
anlagen?

Pschierer: Wie gesagt, diese
haben selbstverständlich Be-
standsschutz. Wir greifen nicht in
bestehende Verträge bei Erneuer-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Gemeindetag:

Fehler
im System

Angesichts der bevorstehenden Kommunalwahlen in
Bayern zeigte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl bei einer Pressekonferenz in München die
vielfältigen aktuellen Herausforderungen an Bürger-
meister sowie Gemeinde- und Stadtratsmitglieder
auf. Neben der Energiewende standen unter anderem
die Themen Breitband und kommunaler Finanzaus-
gleich auf der Tagesordnung.  

„Die Rathauschefs wünschen
sich bei der Energiewende von
der Staatsregierung mehr Klarheit
bei der Umsetzung der neuen po-
litischen Vorgaben“, machte
Brandl deutlich. Bayerns Ge-
meinden hätten vielfältige Maß-

nahmen im Rahmen der Energie-
wende geplant. Sie benötigten
insbesondere bei der Windkraft
Sicherheit, dass sie keine Fehlin-
vestitionen getätigt haben. Daher
erwarteten sie, dass auf der Basis
der Koalitionsvereinbarung vom
Dezember 2013 verlässliche Pla-
nungsgrundlagen von der Staats-
regierung geschaffen werden. 

Planungshoheit

Auch unterhalb des gewünsch-
ten Abstands der 10-fachen Höhe
der Windkraftanlage müsse der
Bau von Windkraftanlagen mög-
lich bleiben, wenn die Gemeinde
das will, stellte der Präsident klar.
Als elementarer Bestandteil des
Selbstverwaltungsrechts müs-
se den Gemeinden die Planungs-
hoheit überlassen bleiben und
dürfe nicht durch staatliche Vor-
gaben eingeschränkt werden. 

Brandl plädierte dafür, bei allen
(Fortsetzung auf Seite 4)

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl (Mitte) gemeinsam mit
Pressesprecher Wilfried Schober (l.) und Geschäftsführendem
Präsidialmitglied Dr. Jürgen Busse. 

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Für mehr Transparenz
und Gerechtigkeit

Der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Nürn-
bergs Oberbürgermeister Dr. Ulrich Maly, hat in
München davor gewarnt, den Erfolg der Energie-
wende leichtfertig aufs Spiel zu setzen. Politik, so Ma-
ly, müsse eine gemeinschaftlich getroffene Entschei-
dung auch gemeinschaftlich vertreten, selbst wenn es
unangenehme Nachrichten gibt und negative Beglei-
terscheinungen mit zu tragen sind.

Die Energiewende baut auf ei-
nen Mix aus dezentraler regene-
rativer Energieerzeugung, Groß-
kraftwerken und Off-Shore-Anla-
gen. Da in der Summe mit dezen-
tralen Anlagen mit Wind, Sonne,
Biomasse und Wasser der Ener-
giebedarf nicht zu decken ist, sei
der Transport von Strom über lan-
ge Trassen aus Off-Shore-Anla-
gen nötig, betonte Maly. Die bis-
her vorhandene Kapazität der
Übertragungsnetze in Deutsch-
land genüge wohl nicht. Aller-
dings sei zu prüfen, ob vor dem
Hintergrund der Korrektur der
Off-Shore-Strategie des Bundes
bislang geplante hohe Leitungs-
kapazitäten noch nötig sind. „Der
Leitungsbedarf muss im Licht 
der von der großen Koalition
beschlossenen neuen Rahmen-
bedingungen der Energiewende 

geprüft werden“, verlangte Maly. 

Einbindung vor Ort

Fakt sei, dass Bevölkerung und
Kommunalpolitiker von den Pla-
nungen für die neuen Stromtras-
sen überrumpelt worden seien.
Der Netzausbau müsse jedoch in
größtmöglicher Transparenz er-
folgen; die Kommunen seien in
die Umsetzung vor Ort einzubin-
den. Großprojekte wie die geplan-
ten Stromleitungen könnten nicht
mehr gegen die Bevölkerung
durchgesetzt werden. Der Ver-
bandschef  verwies in diesem Zu-
sammenhang auf die Diskussion
im Vorstand des Bayerischen
Städtetags: „Trassenführungen
müssen einen angemessenen Ab-
stand von der Wohnbebauung ein-
halten. Streckenweise muss ge-

prüft werden, ob eine Erdverkabe-
lung möglich und sinnvoll ist.“

Sachliche Diskussion

Als für polemische Parolen un-
geeignet erachtet Maly indes die
Ausgestaltung des kommunalen
Finanzausgleichs. Die ständige
Beschwörung angeblicher Unge-
rechtigkeiten im kommunalen Fi-
nanzausgleich stehe einer sachli-
chen Diskussion im Weg. Alle
vier kommunalen Spitzenverbän-
de hätten einvernehmlich mit dem
Finanz- und Innenministerium ein
Gutachten zum kommunalen Fi-
nanzausgleich in Auftrag gege-
ben, das im Frühjahr vorliegen
soll. Maly: „Das Gutachten soll
mögliche Neujustierungen im Ge-
füge des kommunalen Finanzaus-
gleichs prüfen. Obwohl der Ge-
meindetag an der Erstellung des
Gutachtens beteiligt ist, beklagt er
die ,Gutachteritis‘ und neigt dazu,
schon vorab vermeintliche Unge-
rechtigkeiten zu brandmarken.
Das ist vorschnell. Sehen wir erst
das Gutachten an und steigen
dann in die Mühen der sachlichen
Argumentation ein.“

Maly zufolge ist das Spiel mit

Neidreflexen gegen die angeb-
lich reichen Städte gefährlich, da
hier Gemeinden gegeneinander
ausgespielt werden. Die Vielfalt
der unterschiedlichen kommuna-
len Finanzlagen müsse sich im
komplexen System eines Finanz-
ausgleichs abbilden. So führe die
Behauptung in die Irre, wonach
,klein gleich arm‘ und ,groß
gleich reich‘ bedeutet.“ 

Vielfalt in Bayern

Bayern bestehe nicht nur aus
München und einigen Dörfern,
sondern lebe von der Vielfalt an
Städten und Gemeinden. Wirt-
schaftslage, demographische Si-
tuation, Beschäftigungssituation,
soziale Zusammensetzung und
Steueraufkommen seien je nach
Region in allen 2.056 Städten und
Gemeinden Bayerns unterschied-

(Fortsetzung auf Seite 5)
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Bürgermeister Michael Muther
82234 Weßling

am 26.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Wachs

93077 Bad Abbach
am 16.2.

Bürgermeister 
Bernhard Sontheim

82340 Feldafing
am 19.2.

Bürgermeister
Dr. Maximilian Stumböck

86514 Ustersbach
am 19.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Haas

82110 Germering
am 14.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Stefan Maul

91734 Mitteleschenbach
am 16.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Dr. Bianca Fischer
96202 Lichtenfels

am 17.2.

Bürgermeister Martin Walch
86504 Merching

am 19.2.

Bürgermeister Karl Metzger
86570 Inchenhofen

am 22.2.

Oberbürgermeister
Hans Schaidinger
93047 Regensburg

am 23.2.

Bürgermeister Norbert Schön
89447 Zöschingen

am 23.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Kern

94548 Innernzell
am 16.2.

Bürgermeister Walter Weiner
97906 Faulbach

am 18.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Landkreis Hof:

„Mit uns kommen Sie weiter“
Ausstellungseröffnung im Haus der bayerischen Landkreise

Dass der Landkreis Hof für die Wirtschaft neben der zentralen
Lage und der bestmöglichen verkehrstechnischen Anbindung
noch eine Menge Vorteile zu bieten hat - von Arbeitskräftepo-
tential und günstigem Wohn- und Gewerberaum bis hin zu ei-
nem breiten Angebot an weiterführenden Schulen und Hoch-
schulen – zeigt die Ausstellung „Mit uns kommen Sie weiter –
Der Landkreis Hof als Wirtschaftsstandort“. Vergangene Woche
wurde sie vom Präsidenten des Bayerischen Landkreistags Ja-
kob Kreidl, Bundeslandwirtschaftsminister Dr. Hans-Peter Frie-
drich und dem Hofer Landrat Bernd Hering im Haus der
bayerischen Landkreise in München eröffnet. 

„Die Ausstellung zeigt, dass
der Landkreis Hof gut aufgestellt
ist“, machte Präsident Kreidl in
seinem Grußwort deutlich. Der
ländliche Raum kämpfe für eine
lebenswerte Zukunft zu Gunsten
seiner Bürger und die Landkreise
nähmen dabei eine wichtige Rol-
le zur Erhaltung der Daseinsvor-
sorge ein. Sie stellten nicht nur
ihren Bürgern wichtige Güter und
Dienstleistungen zur Verfügung,

wie zum Beispiel öffentliche Ein-
richtungen für Verkehrs- und Be-
förderungswesen, Krankenhäuser
oder Schulen, sondern trügen ge-
meinsam mit den Gemeinden da-
zu bei, Entwicklungsperspektiven
umzusetzen.

Vitalität der
Landkreise erhalten

Vom neuen Bundeslandwirt-
schaftsminister Dr. Hans-Peter
Friedrich erwartet Kreidl weiter-
hin Unterstützung für den ländli-
chen Raum: „Die Vitalität bleibt
den Landkreisen nur erhalten,
wenn ihre Bemühungen fachlich
und finanziell begleitet werden.
Ich denke hier beispielsweise an
die – auch monetäre – Weiterent-
wicklung der Regionalförderung
und an ein Sonderinvestitionspro-
gramm für den ländlichen Raum,
das die bekannten Förderpro-
gramme wie ERE, GRW, ELER
usw. ergänzt.“

„Der Landkreis Hof ist die

Chancenregion für Unternehmen,
Fachkräfte und Familien. Mit
dem Fall der Mauer und dem EU-
Beitritt des Nachbarlands Tsche-
chien sind wir wieder im Herzen
Europas angelangt und zu einer
Drehscheibe zwischen Mittel-
und Osteuropa geworden“, hob
der gastgebende Landrat Bernd
Hering hervor. Der Landkreis
Hof zähle zu den industriestärk-
sten Regionen Bayerns. Seit eini-

gen Jahren habe die Kunststoff-
verarbeitende Industrie die tradi-
tionellen Branchen Textil und Be-
kleidung überholt. 

Spezialisierter Mittelstand

Der hochspezialisierte Mittel-
stand mit Firmen von internatio-
nalem Rang stelle Konsumgüter
sowie High-Tech-Produkte nicht
nur für die Zentren Bayerns, son-
dern für den Weltmarkt her. Die
stetig wachsende Automobilzulie-
fererindustrie repräsentiere der
Gewerbepark „Pole Position“ mit
dem Bayerischen Automobiltech-
nikum. Hering: „Unsere Region
spielt auf den vorderen Plätzen in
der ‚Logistik-Bundesliga’und bei
der Vermarktung von Bio-Pro-
dukten sogar in der Europa-Liga.
Ich spreche von einem zukunfts-
fähigen Branchenmix und alle
heute anwesenden Unternehmen
sind ein wahres Spiegelbild dieser
bunten Palette!“

Während in den Zentren Groß-

betriebe, Konzerne und Dax-Un-
ternehmen die Wirtschaftsstruktur
prägten, erwiesen sich im Land-
kreis besonders die kleineren und
mittelständischen Unternehmen
als Job-Motoren der Wirtschaft,
fuhr der Landrat fort. Überaus
wichtig für einen Wirtschaftsstan-
dort seien zudem gute Qualifikati-
onsmöglichkeiten der Schüler,
Absolventen und Arbeitnehmer,
denn schulische und berufliche
Bildung seien heute die Heraus-
forderungen im technischen und
demographischen Wandel. 

Sanierung der Schulen

„Besonders stolz bin ich dar-
auf, dass bei uns im Landkreis
unzählige Karrierewege offen-
stehen. Für eine optimale, schu-
lische Bildung haben wir alle
Register gezogen und mit einem
Public Privat Partnership-Projekt
für die Sanierung der Schulen
unserem Namen als Schulland-
kreis Nr. 1 alle Ehre gemacht“,
stellte Hering fest. Das „Hofer
Modell“ habe mittlerweile bun-
desweit Beachtung und Nachah-
mer gefunden. Bei diesem inno-
vativen Bau- und Finanzierungs-
projekt konnten dank einer unge-
wöhnlichen, innovativen Zusam-
menarbeit von Landkreis und
Privatwirtschaft innerhalb von
zwei Jahren gleichzeitig vier
Schulen saniert bzw. neu gebaut
werden. Mit fast 60 Millionen
Euro sei es die größte Investition

in der Geschichte des Landkrei-
ses Hof gewesen. 

Akademische Ausbildung

Wie der Landrat weiter ausführ-
te, werde der Wirtschaftsraum für
den Bereich der akademischen
Ausbildung durch den steten Aus-
bau der Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften in der
Stadt Hof aufgewertet. Deren Ab-
solventen aus 30 Bachelor- und
Masterstudiengängen aus drei Fa-
kultäten bereicherten die heimi-
sche Wirtschaft. Zudem unterstüt-
ze die Hochschule durch ihre in-
ternationale Ausrichtung und Ver-
netzung die heimischen Betriebe
dabei, die Herausforderungen der
Globalisierung zu bewältigen.

Tradition, Zusammenhalt
und Miteinander

Hinzu kämen die enormen Vor-
teile einer echten Wohlfühlregion,
wo Tradition, Zusammenhalt und
ein gutes Miteinander bei den
Menschen für Identität sorgten.
Der Landkreis Hof bedeute „Le-
bensqualität pur“: „Er hat Anteil
an gleich zwei Freizeit- und Feri-
enregionen, dem Frankenwald
und dem Fichtelgebirge. Man er-
fährt Erholung pur. Aber auch
‚Landschaft aktiv erleben’ beim
Wandern, beim Tourenradeln,
beim Mountain-Biken und beim
Wintersport sind möglich“, so
Bernd Hering abschließend.

Ausstellung bis Juli

Die Ausstellung im Haus der
bayerischen Landkreise ist noch
bis Mitte Juli 2014 (Montag bis
Donnerstag 8-16 Uhr, Freitag 8–

V. l.: MdL Klaus Adelt, Landkreistagspräsident Jakob Kreidl,
Landrat Bernd Hering, MdL Alexander König und Bundesmi-
nister Dr. Hans-Peter Friedrich. 

Breitbandversorgung und 
Energiewende wichtig 

für den ländlichen Raum 
Der „Wirtschaftsminister des ländlichen Raums“, Bundesmi-
nister Dr. Hans-Peter Friedrich, war zu Gast in der Präsi-
diumssitzung des Bayerischen Landkreistags. Mit ihm erör-
terten die bayerischen Landräte Bedarf und Perspektiven zur
Weiterentwicklung Bayerns in allen Regionen, auch außerhalb
der Zentren. 

Es bestand Einigkeit, dass eine flächendeckende Versorgung mit
Hochgeschwindigkeitsnetzen zur Datenübertragung unverzichtbar
ist, um Arbeitsplätze zu sichern und den Folgen des demografi-
schen Wandels zu begegnen. Landkreistagspräsident Kreidl dazu:
„Wir brauchen für jede Gemeinde in Bayern eine Ein- und Aus-
fahrt zu den Datenautobahnen. Derzeit befinden sich viele Orte in
der Sackgasse. Ich setze deshalb auf die Initiative des neuen Hei-
matministers Dr. Söder, die Breitbandversorgung in Bayern im
Einvernehmen mit Brüssel besser zu fördern und den Ausbau zu
beschleunigen. Ich danke auch dem Bundeslandwirtschaftsmini-
ster Dr. Friedrich, dass er dies im Rahmen der Regionalförderung
unterstützen will.“

Thema war auch die Energiewende, insbesondere wie der aus er-
neuerbaren Quellen erzeugte Strom zu den Verbrauchern gebracht
werden kann. Bundesminister Dr. Friedrich und Präsident Kreidl kri-
tisierten übereinstimmend, dass die Kommunen bei der Planung von
Höchstspannungstrassen bislang praktisch nur den Status von Zu-
schauern haben. Bundesminister Dr. Friedrich: „Wir wollen die En-
ergiewende erfolgreich und fristgerecht bis 2022 meistern. Dazu will
ich die Notwendigkeit neuer Stromtrassen nicht bestreiten. Ihre bal-
dige Realisierung hängt aber ganz entscheidend davon ab, dass die
betroffenen Menschen und die Gemeinden und Landkreise als ihre
Fürsprecher frühzeitig in die Planungen eingebunden werden.“
Kreidl ergänzend: „Stuttgart 21 sollte eine Lehre sein, gerade bei
Großprojekten laufend und vor allem frühzeitig den Konsens mit den
Bürgerinnen und Bürgern zu suchen. Die beste Lösung für alle Be-
teiligten muss gemeinsames Ziel sein. Die Landkreise werden nicht
akzeptieren, vor vollendete Tatsachen gestellt zu werden.“ Bundes-
minister Dr. Friedrich und Präsident Kreidl appellierten deshalb an
die Netzbetreiber, bei ihren Planungen neben dem Bund und dem
Freistaat Bayern auch die Kommunen rechtzeitig einzubinden. 

Gemeinsam für
neue Bildungspolitik

Spaenle korrigiert Zahlen des Lehrerabbaus 
Seehofer plant Gespräch mit den Fachverbänden

Beim Regierungsschwerpunkt Bildung soll es heuer keine Ab-
striche geben. Ziel bleibt wie in der Energiepolitik, dass Bayern
auch hier seine Spitzenstellung behält. Im Fachausschuss Bil-
dung und Kultus wurde ein von der CSU mitformulierter inter-
fraktioneller Antrag angenommen, die Staatsregierung solle die
zur positiven Entwicklung notwendigen Zahlen der Schüler und
den sich daraus ergebenden Lehrerbedarf aufzeigen und darle-
gen, welche Konsequenzen gezogen werden, um alle rechtlich
selbständigen Grundschulen zu erhalten und das flächen-
deckende, bedarfsgerechte Ganztagsangebot für jede Schule
und jeden Schüler bis 14 Jahren zusichern.

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer hatte Kultus- und Bildungsmi-
nister Ludwig Spaenle gerügt,
weil der von einem Abbau von bis
zu 830 Lehrerstellen bis zum

Schuljahresende im August ge-
sprochen hatte. Im Ausschuss ver-
nahm der Ministerpräsident, ohne
selbst auf Einzelheiten einzuge-
hen, dass Finanzminister Markus

Söder an Hand der nach wie vor
positiven Steuereinnahmen vor-
rechnete, das Zahlenverhältnis
Lehrer/Schüler verbessere sich
angesichts der sinkenden Schüler-
zahlen auf 1:14. Das sei eine ein-
deutig verbesserte Entwicklung.

Personalmangel entschärfen

Ausschussvorsitzender Martin
Güll (SPD) hatte aus Spaenles
Äußerungen gefolgert, es ergebe
sich ein Einsparvolumen bis zu
1,1 Milliarden Euro mit Abbau
von 196 Lehrerstellen. Die Be-

setzung aller Planstellen sei drin-
gend notwendig, um den Perso-
nalmangel an Schulen zu ent-
schärfen, kleinere Klassen zu er-
möglichen,individuelle Förde-
rung umzusetzen und die Ganz-
tagsangebote zu erweitern. Im
gleichen Sinne äußerten sich
Grünen-Fraktionsvorsitzender
Ludwig Hartmann und Michael
Piazolo (FW). Ein SPD-Dring-
lichkeitsantrag wurde im Ple-
num mit 92 gegen 68 Stimmen
im Sinne des gemeinsamen Be-
schlusses abgelehnt, die Freien
Wähler haben eine Volksbefra-
gung eingeleitet.

Mehr Lehrer nötig

Für die Arbeitsgemeinschaft
der Lehrerverbände hatte deren
Vorsitzender Max Schmidt er-
klärt, insbesondere an Realschu-
len und Gymnasien brauche man
mehr Lehrer, um alle Aufgaben
zu lösen. Klaus Wenzel, Präsi-
dent des Bayerichen Lehrer- und
Lehrerinnenverbandes (BLLV)
berichtete, besonders Volks- und
Realschulen seien seit Jahren un-
terfinanziert. Es sei auf keine
Planstelle zu verzichten.

Spitzengespräche

Seehofer will nach wie vor ein
Spitzengespräch mit allen Fach-
verbänden führen, um eine ge-
meinsame Politik abzustimmen.
Bislang fand sich indes noch
kein Termin. 

Wahlfreiheit für Gymnasien

Keinen Erfolg hatten die Frei-
en Wähler mit der Forderung, im
Gesetz über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen Wahlfreiheit
für den gymnasialen Abiturjahr-
gang herzustellen. Das G 8 solle
zwar erhalten bleiben, die Schu-
len sollten aber die Möglichkeit
bekommen, das G 9 nach Ent-
scheidung des jeweiligen Schul-
forums wieder einzuführen oder
beides an einer Schule anzubie-
ten. Der Gesetzentwurf wurde in
namentlicher Abstimmung im
Plenum abgelehnt. rm

12 Uhr) kostenlos zu besich-
tigen. DK

Bayerische Landesausstellung 2015 in Ingolstadt: 

Napoleon und Bayern 
Das Haus der Bayerischen Geschichte, das Bayerische Armee-
museum und die Stadt Ingolstadt veranstalten im Jahr 2015 ge-
meinsam die Bayerische Landesausstellung „Napoleon und
Bayern“. Schauplatz ist laut HdBG die ehemals auf Befehl Na-
poleons niedergelegte und vom bayerischen König Ludwig I.
wieder aufgebaute einstige Landesfestung Ingolstadt, die heute
das Bayerische Armeemuseum beherbergt. 

2015 jährt sich die Niederla-
ge Napoleons bei Waterloo,
seine Abdankung und Verban-
nung nach St. Helena zum 200.
Mal. Damit war das Ende einer
mehr als 20 Jahre währenden
Kriegsperiode in Europa einge-
läutet und im Wiener Kongress
verhandelten die Mächte eine
neue Friedensordnung, die ein
halbes Jahrhundert Bestand ha-
ben sollte.

Geburtshelfer

Bis heute blickt man in Bayern
mit gemischten Gefühlen auf das
Bündnis mit Napoleon. Einer-
seits führte es in die Katastrophe
– man denke an die 30.000
bayerischen Soldaten, die vor al-
lem 1812 in Russland ihr Leben
ließen. Andererseits erfüllte sich

für Bayern der Traum von mi-
litärischem Glanz und außenpo-
litischer Größe. Napoleon führte
Bayern – anders als Preußen –
nicht in die Niederlage, sondern
zum Sieg. Das Bündnis mit dem
Kaiser der Franzosen brachte
Bayern die Königskrone, ein
vergrößertes Territorium, das bis
heute Bestand hat, und die erste
liberale Verfassung. Damals be-
gann das moderne Bayern – und
sein „Geburtshelfer“ war Napo-
leon. 

Durchzugsgebiet

Allerdings war es eine schwie-
rige Geburt, die vor allem für die
Bevölkerung mit großen Opfern
verbunden war. Bayern war
nicht nur Durchzugsgebiet für
die verbündeten und feindlichen

Armeen, sondern auch Schau-
platz von Schlachten zwischen
den französischen Heeren unter
Napoleon und seinen Gegnern,
allen voran Österreich. Nach den
Schlachten blieben Tausende
Gefallene und Verwundete
zurück.

Ein Vierteljahrhundert
bayerischer Geschichte

Auf 1.200 qm werden die Be-
sucher der Landesausstellung
dieses mehr als aufregende Vier-
teljahrhundert bayerischer Ge-
schichte im neuen Schloss in In-
golstadt in neun Abteilungen er-
leben können. Originale Objek-
te, kostbare und alltägliche
Stücke, prunkvolle und an-
rührende Gegenstände aus den
Beständen des Bayerischen Ar-
meemuseums, aus österreichi-
schen, russischen und französi-
schen Museen sowie aus Privat-
besitz, mediale Inszenierungen
und Erlebnisstationen zeigen die
Entscheidungen der großen Po-
litik und erzählen von den Men-

schen, die als Politiker, als Sol-
daten, als einfache Frauen und
Männer, diese Zeit gestalteten,
erlebten und oft genug auch erlit-
ten. DK
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

schnelle Internetverbindun-
gen sind für unsere Unterneh-
men wie für unsere Privathaus-
halte von entscheidender Be-
deutung. Sie sind ein zentraler
Standortfaktor und ein wesent-
licher Aspekt für die Schaffung
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Freistaat. Doch wie
soll der so wichtige Breitband-
ausbau vor Ort bewältigt bzw.
beschleunigt werden? Diese
Frage hat in den letzten Jahren
sicherlich vielen Kommunalpolitikern Kopfzer-
brechen bereitet. Das bisherige Förderkonzept
war dabei keine große Hilfe, denn die Förder-
strukturen waren zu kompliziert.

Deshalb ist es sehr erfreulich, dass die Staats-
regierung nun reagiert hat und den Kommunen
bei der Bewältigung dieser Aufgabe unter die
Arme greift. Die Staatsregierung hat als Ziel
ausgegeben, bis 2018 ein flächendeckendes
Hochgeschwindigkeitsnetz zu schaffen und das
moderne Breitband zum Standard zu machen.
Dies soll bedeuten, dass bis 2018 die Verteiler-
stellen in allen Gemeinden mit schnellem Inter-
net und die letzten Teilstücke zum Endnutzer
technologieoffen erschlossen sind. Zu diesem
Zweck wurde ein neues Breitbandkonzept auf-
gelegt, das im Wesentlichen auf drei Säulen be-
ruht: Das Förderverfahren wird vereinfacht, die
Förderung erhöht und die Beratung verbessert.

Die erste Säule hat zum Ziel, den Arbeitsauf-
wand für die Kommunen etwa um die Hälfte zu
reduzieren. Im Einzelnen sieht das neue Breit-
bandkonzept folgende Erleichterungen vor: Die
Förderbeschränkung auf Gewerbe- und Kumula-
tionsgebiete entfällt, so dass jede Kommune selbst
entscheiden kann, wo der Breitbandausbau geför-
dert wird. Der Bedarf für schnelles Internet wird

künftig vorausgesetzt, so dass
auf die Bedarfsermittlung ver-
zichtet werden kann. Die
Klärung, ob ein Telekommuni-
kationsunternehmen in einem
Fördergebiet eigenwirtschaft-
lich in schnelles Internet inves-
tiert, soll beschleunigt werden.
Auf die zweimalige Beteiligung
der Bundesnetzagentur wird
verzichtet und Abschlagszah-
lungen werden ermöglicht, da-
mit für die Kommunen die Not-
wendigkeit einer kompletten
Vorfinanzierung entfällt.

Gemäß der zweiten Säule soll
die Förderung der Wirtschaftlichkeitslücke für die
Kommunen verbessert werden. Das bedeutet im
Einzelnen: Für den administrativen Aufwand er-
halten die Kommunen künftig ein „Startgeld
Netz“ in Höhe von 5.000 Euro, das auf die För-
dersumme angerechnet wird. Die Fördersätze
werden um 20 Prozentpunkte auf maximal 80
Prozent erhöht. Besonders finanzschwache Kom-
munen können in Einzelfällen sogar bis zu 90
Prozent Förderung erhalten. Einzelne Kommu-
nen können damit einen Förderhöchstbetrag von
bis zu einer Million Euro bekommen. Zusätzlich
gibt es einen Bonus von 50.000 Euro für inter-
kommunale Zusammenarbeit. 

Abgerundet wird das neue Breitbandkonzept
durch eine Effektivierung der Beratung. Diese
dritte Säule sieht einen Breitbandmanager pro
Landkreis vor, der die Kommunen im gesamten
Förderverfahren begleitet und sich eng mit der
Bewilligungsstelle bei der Regierung abstimmt.

Mit dieser neuen Förderstruktur hat die
Staatsregierung den Grundstein dafür gelegt,
dass der Breitbandausbau künftig schnell und
mit möglichst wenig Bürokratie voranschreiten
kann. Nun bleibt zu hoffen, dass die EU-Kom-
mission den überarbeiteten Entwurf der Breit-
bandförderrichtlinie zeitnah absegnet. Und
dann liegt es sowohl an den zuständigen Behör-
den, dass Förderung und Beratung wie geplant
umgesetzt werden, als auch an den Kommunen,
das Angebot anzunehmen und unsere Heimat
zukunftsfähig zu machen. In diesem Sinne,
packen wir es gemeinsam an!

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender, Landrat

KolumneGZ Stefan Rößle

Neues Breitband-
konzept: Chance 

und Verpflichtung

Sicherheit in Städten 
und Gemeinden

DStGB und Polizeigewerkschaft legen Positionspapier vor
Das Thema Sicherheit gewinnt in den Kommunen an Bedeu-
tung. Es geht unter anderem um die Sicherheit auf öffentlichen
Plätzen und Straßen, aber auch um die zunehmende Einbruchs-
kriminalität sowie die Präsenz der Polizei. Vor diesem Hinter-
grund haben der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB)
und die Gewerkschaft der Polizei (GdP) ein Positionspapier er-
arbeitet, in dem ein gesamtgesellschaftliches „Bündnis für Si-
cherheit“ eingefordert wird. 

DStGB-Hauptgeschäftsführer
Dr. Gerd Landsberg zufolge hat
die Angst vor Kriminalität teil-
weise gravierende Auswirkun-
gen auf die Freiheit der Men-
schen. Das Vertrauen in den
Staat, der vermeintlich nicht aus-
reichend schützt, nehme ab, die
Staats- und Politikverdrossenheit
steige. In welchem Maße vor Ort
Sicherheit gewährleistet werden
kann, sei zudem ein bedeutender
Faktor der Lebensqualität und
der Standortqualität für Einzel-
handel und Wirtschaft.

Lebensqualität

„Das Sicherheitsgefühl wie
auch die Sicherheitslage sind Fra-
gen der Lebensqualität“, betonte
Oliver Malchow, Bundesvorsit-
zender der Gewerkschaft der Po-
lizei. Den Bürger verunsichere
nicht nur das spektakuläre Ver-
brechen. Das tägliche Erlebnis
von Verwahrlosung, Vandalismus
und Zerstörung führe zu wach-
sender Angst vor Kriminalität.

In dem Positionspapier wird
zunächst gefordert, den Perso-
nalabbau bei der Polizei zu been-
den. Private Sicherheit sei keine
Alternative zur Polizei. Die Län-
der seien aufgefordert, die Poli-
zeipräsenz in der Öffentlichkeit
wieder zu verstärken. Dort, wo
auch die Kommunen auf die
Dienstleistung von privaten Si-
cherheitsunternehmen setzen,
sollten diese Unternehmen eine
vertraglich gesicherte Zusam-
menarbeit mit der Polizei einge-
hen. Somit könne besser gewähr-
leistet werden, dass auch private
Sicherheitsunternehmen den An-
sprüchen an eine qualitativ hoch-
wertige Dienstleistung genügen. 

Abschreckung

Zudem sollten kommunale
Ordnungskräfte nicht allein für
die Parkraumbewirtschaftung ein-
gesetzt werden. Die Kommunen
sollten diesen Personaleinsatz lei-
sten, auch um potenzielle Ord-
nungsstörer abzuschrecken, Ver-
unreinigungen und Belästigungen
frühzeitig zu erfassen und den
Passanten als Ansprechpartner zur
Verfügung zu stehen. Das Aufga-
benspektrum könne erweitert
werden, in dem die im Streifen-
dienst eingesetzten Ordnungskräf-
te nicht nur Meldungen und An-
zeigen entgegennehmen, ord-
nungswidrige Umstände registrie-
ren und diese abstellen, sondern
auch solche Verstöße ahnden oder
Anzeigen erstatten.

Zivilgesellschaft

Zivilgesellschaftliche Projekte
der Prävention, insbesondere im
Umfeld von Schulen und in der
Jugendsozialarbeit sind unver-
zichtbare Bestandteile der
Prävention. Es liege im Interesse
der Bürger sowie der zivilgesell-
schaftlichen Vereinigungen, dass
ihre Sicherheit schon unter
präventiven Gesichtspunkten ver-
bessert wird. In ihrem eigenen
Viertel zeigten sie oft den
Wunsch nach einer Mitgestaltung
des Umfelds. Dies sei gleichzeitig
ein Anknüpfungspunkt, um frei-
williges Engagement in die
Bemühungen der kommunalen
Kriminalprävention vor Ort ein-
zubeziehen. Kampagnen wie
„Augen auf für Nebenan“ oder
kriminalpräventive Nachbar-
schaftsprojekte knüpften daran an

und ergänzten die Arbeit der Si-
cherheitskräfte.

„Die kommunalen Ordnungs-
behörden werden zunehmend
durch weitere neue Aufgaben in
Anspruch genommen und gera-
ten dabei personell oft an die
Grenze des Leistbaren“, heißt es
weiter. Auch angesichts der Bela-
stung der städtischen Ordnungs-
kräfte mit vielen organisatori-
schen Fragen erscheine es not-
wendig, dass der Gesetzgeber für
eine Entlastung der kommunalen
Ordnungsbehörden sorgt, sei es
durch aufgabenkritische Über-
prüfung der Zuständigkeiten,
durch Abbau von Bürokratie in
der Regulierung der Verfahren
oder durch mehr Spielraum für
die Kommunen bei der Regelung
von Gebühren für die bestimmte
Ordnungsamtstätigkeiten.

Sichtbarkeit erhöhen

In besonders von Einbrüchen
betroffenen Gebieten müssten
die Sichtbarkeit der Polizei er-
höht und ausreichend Ermittler
eingesetzt werden, lautet eine
weitere Forderung von DStGB
und GdP. Aber auch die Haus-
und Grundstückseigentümer sei-
en gefordert, geeignete Siche-
rungsmaßnahmen vorzuhalten,
„wobei sie durch Beratung sowie
in finanzieller Hinsicht Unter-
stützung erhalten sollten, zum
Beispiel durch günstigere Versi-
cherungstarife seitens der Versi-
cherungen oder durch die steuer-
liche Absetzbarkeit der Aufwen-
dungen für Sicherungsmaßnah-
men“. Denkbar wäre auch eine
Förderung im Rahmen der Pro-
gramme der Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW).

Durch eine städtebauliche Kri-
minalprävention könne das Ent-
stehen von „Angsträumen“ und
gefestigter Deliktstrukturen ver-
hindert werden. Bei der Planung
von Wohngebieten oder bei der
Umgestaltung von Straßen und
Plätzen sei der Aspekt der Si-

cherheit der Bevölkerung zu
berücksichtigen. 

Der Verwahrlosung öffentli-
cher Räume durch Vandalismus
und illegaler Müllbeseitigung
müsse durch zeitnahe Interventio-
nen begegnet werden. Hier sollte
an die Obliegenheiten der Haus-
besitzer erinnert werden: Gingen
diese frühzeitig gegen Graffiti-
Schmierereien und andere For-
men des Vandalismus vor, lasse
sich der verheerende Verwahrlo-
sungsprozess eines Viertels im
Keim ersticken.

Straßenkriminalität

Studien zeigen, dass Alkohol ei-
ne zentrale Rolle beim Thema
Straßenkriminalität und Gewalt
spielt. Ziel ist es, für Saufgelage ty-
pische Orte wieder für Alle genieß-
bar zu machen. Daher sprechen
sich der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund (DStGB) und die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) seit
langem für ein Alkoholverbot auf
bestimmten öffentlichen Plätzen
aus. Allerdings gebe es in einigen
Ländern noch Unsicherheit bezüg-
lich der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen für Alkoholverbotszo-
nen. DStGB und GdPfordern inso-
weit die Länder auf, die Ermächti-
gungsgrundlagen zu schaffen.
Gute Erfahrungen seien auch mit
dem Verbot des Alkohols im Öf-
fentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV) gemacht worden. „Wir
sprechen uns daher klar für das
Verbot des Alkoholkonsums in
Bussen und Bahnen aus.“

Videoüberwachung

Nach Gewalttaten im öffentli-
chen Raum wird die Videoüber-
wachung in neuem Licht disku-
tiert. Trotz Bedenken bezüglich
des Schutzes der informationel-
len Selbstbestimmungsfreiheit
spreche der Sicherheitsaspekt für
eine Videoüberwachung an be-
sonders kriminalitätsbelasteten
Orten. Studien belegten, dass
dies vor allem an Kriminalitäts-
schwerpunkten erfolgreich ist.
Viele Städte und Gemeinden hät-
ten gute Erfahrungen gemacht. 

Reformiert werden muss laut
Positionspapier das Gesetz über
die Prostitution. Zurzeit hätten
Polizei und Staatsanwaltschaft

kaum Möglichkeiten, gegen
Menschenhandel vorzugehen. In
vielen deutschen Städten würden
in Bordellen junge Frauen zur
Prostitution gezwungen. 

Der Staat mit seinen Behörden
benötige klare Eingriffsgrundla-
gen, um das Ausmaß des Miss-
brauchs von Frauen deutlich zu
reduzieren. So sollten im Prosti-
tutionsgesetz eine gebühren-
pflichtige Konzession für alle
Prostitutionsstätten sowie eine
Erlaubnispflicht für Prostituierte
eingeführt werden. DK

500 Millionen Euro 
schweres Strukturprogramm 

für den ländlichen Raum
Bayerischer Anteil des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung vorgestellt

Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner hat das bayerische
Strukturförderprogramm des EFRE für die Jahre 2014 bis 2020
präsentiert. Nach vorläufigen Berechnungen stehen dem bayeri-
schen Programm aus dem Europäischen Fonds für Regionale
Entwicklung (EFRE) knapp 500 Millionen Euro zur Verfü-
gung. „Das ist ein großer Verhandlungserfolg“, betonte die Wirt-
schaftsministerin.

Für die neue Förderperiode hat
Aigner klare Prioritäten vorgege-
ben: „Wir werden die Mittel in
den kommenden Jahren zielge-
richtet gerade für den struktur-
schwachen Raum einsetzen“,
sagt Aigner. So werden im neuen
Programm 60 Prozent der Mittel
auf die schwächer entwickelten,
ländlichen Regionen Bayerns
konzentriert. Dort leben 30 Pro-
zent der bayerischen Bevölke-
rung. „Mit dieser Mittelkonzen-
tration geben wir auch dem
zukünftigen EFRE-Programm ei-
ne klare strukturpolitische Hand-
schrift“, erklärte Aigner.

Stärkere Einbindung

Darüber hinaus werden die
Regionen in der neuen Förderpe-

riode stärker in die Auswahl der
Projekte eingebunden. Deshalb
sind allein rund 70 Millionen
Euro für die Förderung regiona-
ler Entwicklungskonzepte vor-
gesehen, die in Zusammenarbeit
mehrerer Städte und Gemeinden
entstehen werden. „Hier geht
Bayern ganz neue Wege“, mach-
te die Wirtschaftsministerin
deutlich. Die lokale Ebene wer-
de in die Umsetzung der EU-
Förderung unmittelbar einge-
bunden und die Zusammenarbeit
zwischen den Kommunen weiter
gestärkt.

Wachstum und 
Beschäftigung unterstützen

Im Rahmen des derzeit auslau-
fenden EFRE-Programms wur-

den bereits rund 1 400 Projekte
gefördert. Die EFRE-Mittel ha-
ben Wachstum und Beschäfti-
gung in den bayerischen Regio-
nen ganz wesentlich unterstützt.
„Etlichen jungen, innovativen
und wachstumsorientierten Un-
ternehmen konnte in der beson-
ders sensiblen Gründungsphase
Wagniskapital bereitgestellt wer-
den. Das ist für viele Start-up-
Unternehmen existentiell wich-
tig“, betonte Aigner.

Genehmigung in Brüssel
rasch erwartet

Der beschlossene Programm-
entwurf wird nun in Brüssel zur
Genehmigung eingereicht. Wirt-
schaftsministerin Aigner hofft
auf einen zügigen Abschluss des
Verfahrens: „Ich erwarte von der
EU-Kommission, dass das Pro-
gramm jetzt rasch genehmigt
wird. Die Verhandlungen über
die EU-Verordnungen und den
Finanzrahmen haben bereits lan-
ge genug gedauert.“ 

Versorgung psychisch 
kranker Menschen gefährdet

Bezirketagspräsident Josef Mederer lehnt 
neues Entgeltsystem in der Psychiatrie ab

Ein zentrales Thema des Gesundheitspolitischen Kongresses der
bayerischen Bezirke, der Anfang Februar 2014 in Irsee statt-
fand, war das Neue Pauschale Entgeltsystem für Psychiatrische
und Psychosoziale Krankenhäuser (PEPP), das sich derzeit in
Erprobung befindet und ab 2015 eingeführt werden soll. Betrof-
fen sind davon auch die Kliniken der bayerischen Bezirke an
über 50 Standorten, die rund 300.000 kranke Menschen pro
Jahr versorgen. 

„Die Bezirke begrüßen alle Be-
strebungen zu mehr Kostentranspa-
renz und Vergütungsgerechtigkeit“,
sagte der Präsident des Bayerischen
Bezirketags, Josef Mederer, beim
Kongress. Das neue Entgeltsystem
sehe er aber mit größter Sorge. Zu
befürchten sei insbesondere, dass
die Entgelte bei einer längeren Ver-
weildauer von Patienten sinken
werden. „In den letzten 20 Jahren
hat sich die Verweildauer in unse-
ren Krankenhäusern bereits hal-
biert, nun ist zu befürchten, dass sie
aus wirtschaftlichen Gründen wei-
ter verkürzt wird“. Drehtüreffekte
und letztlich Defizite bei der Ver-
sorgung schwerstkranker Patienten
seien die Folge.

Mederer fordert deshalb mit

Nachdruck eine leistungsgerechte
Vergütung für die Kliniken der Be-
zirke, die eine gesetzliche Aufnah-
mepflicht für alle psychisch er-
krankten Menschen haben. „Das
neue Entgeltsystem muss die wirt-
schaftliche Basis dafür bieten, dass
die erfolgreich aufgebauten dezen-
tralen Vollversorgungsstrukturen
erhalten werden und die Behand-
lungsmöglichkeiten, gerade auch
von Schwerkranken, umfassend
sichergestellt sind“. 

Um dies zu erreichen, müsse, so
Mederer, die verpflichtende Ein-
führung der PEPP-Entgelte um
mindestens zwei Jahre durch Bun-
desgesetz verschoben werden; in
dieser Zeit sei eine grundlegende
Überarbeitung möglich. 

„Aussicht auf Frühjahrsaufschwung“
Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner bewertete die jüngs-

ten Arbeitsmarktdaten positiv: „Im Januar erleben wir den saison-
typisch etwas höheren Anstieg der Arbeitslosenquote. Wir haben
aber Anzeichen dafür, dass die gute Stimmung in der Wirtschaft
nach den Wintermonaten auch den Arbeitsmarkt stimulieren wird.
Das wird auch in Bayern neue Arbeitsplätze bringen. Mit diesen
Aussichten können wir das erste Bundesland werden, das landes-
weit Vollbeschäftigung vermelden kann.“

Auch die Jobforscher der Bundesagentur für Arbeit würden die
aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt so positiv einschätzen wie
seit über zwei Jahren nicht mehr, betonte Aigner. „Sie rechnen mit
einem deutlichen saisonbereinigten Rückgang der Arbeitslosig-
keit zum Frühjahrsbeginn“, so die Ministerin.
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baren Energien wie Photovoltaik 
oder Biogas ein. Diese Verträge 
gelten auch mit den Einspeisever-
gütungen, die erst nach 20 Jahren 
auslaufen. Was wir allerdings 
nicht hinnehmen werden, ist die 
Vehemenz, mit der die EU-Kom-
mission die besondere Aus-
gleichsregelung für energieinten-
sive Betriebe angeht. 

GZ: können sie dies kon-
kretisieren?

Pschierer: Ein Wegfall der 
Ermäßigungen käme einem 
Deindustrialisierungsprogramm 
für die bayerische und deutsche 
Wirtschaft gleich. Besonders be-
troffen wären unter anderem das 
bayerische Chemiedreieck sowie 
ohnehin strukturell schwierige 
Regionen im Grenzlandbereich, 
wo viele stromintensive Unter-
nehmen der Glas-, Keramik- und 
Kunststoffindustrie beheimatet 
sind. Brechen die Grundstoffin-
dustrien weg, so sind auch weite-
re Unternehmen in der nachfol-
genden Wertschöpfungskette im 
Industrie- und Dienstleistungs-
bereich betroffen und damit viele 
hunderttausend Arbeitsplätze in 
Deutschland. Tatsache ist doch: 
Die deutschen Preise für Indu-
striestrom sind bereits heute mit 
die höchsten in ganz Europa, 
nicht zuletzt wegen der Förde-
rung der Erneuerbaren Energi-
en. Wenn also eine Wettbewerbs-
verzerrung aufgrund des deut-
schen EEG besteht, dann geht 
diese zu Lasten deutscher Unter-
nehmen. Daher muss alles daran 
gesetzt werden, Ermäßigungen 
für die stromintensive Industrie 
in Deutschland zu erhalten.

lange Tradition

GZ: Gerade die Wasserkraft 
hat für den industriestandort 
Bayern seit jeher eine ganz zen-
trale rolle gespielt. Wie beur-
teilen sie das Potenzial dieser 
erneuerbaren energiequelle?

Pschierer: Die Nutzung der 
Wasserkraft als saubere, emissi-
onsfreie Energie hat in Bayern ei-
ne lange Tradition. Als „weiße 
Kohle“ stellte sie die Grundlage 
der industriellen Entwicklung dar. 
Mit der Entwicklung unterschied-
licher Turbinentypen zu Beginn 
des vergangenen Jahrhunderts 
und der durch Oskar von Miller 
angeregten Elektrifizierung Bay-
erns stieg die Anzahl der Wasser-
kraftwerke bis 1926 auf rund 
11.900 Anlagen. Damit konnte der 
bayerische Strombedarf damals 
fast ausschließlich aus Wasserkraft 
gedeckt werden. Noch in den 
1950er Jahren hatte Wasserkraft-
strom einen Anteil von etwa 80 
Prozent an der Gesamtstromer-
zeugung in Bayern und war somit 
entscheidend für die Versorgungs-
sicherheit. Heute existieren im 
Freistaat noch 4.141 Wasserkraft-
anlagen mit einer Gesamtleistung 
von gut 2.930 Megawatt. Potenzi-
ale sehe ich nicht so sehr bei den 
Querbauwerken beziehungsweise 
im Bau neuer Wasserkraftanlagen, 
sondern eher in der Optimierung 
bestehender Wasserkraftwerke. 

GZ: Wie sehen die ausbau-
pläne aus?

Pschierer: Wir wollen die 
heutige Stromerzeugung aus 
Wasserkraft (ohne Pumpspei-
cherkraftwerke) in Bayern bis 
2021 um gut 15 Prozent auf 
knapp 14 Milliarden kWh/Jahr 
steigern, was rund 20,5 Prozent 
der derzeitigen öffentlichen 
Stromerzeugung in Bayern ent-
spricht. Damit könnten fast 
700.000 Haushalte zusätzlich 
mit regenerativem, CO2-freiem 
Strom versorgt werden. 

GZ: Wo liegen grundsätzlich 
die Vorteile der Wasserkraft? 

Pschierer: Die Wasserkraft ist 
mit einem aktuellen Anteil von 
rund 43 Prozent die wichtigste 
und am stärksten ausgebaute 
Form der Stromerzeugung aus 
regenerativen Energiequellen in 
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Fragen der regenerativen Ener-
gieerzeugung sowohl die be-
triebswirtschaftlichen als auch die 
volkswirtschaftlichen Aspekte zu 
berücksichtigen. Richtig sei es, 
künftig nur noch Anlagen zu för-
dern, die eine bestimmte prozen-
tuale Auslastung der maximalen 
Windhöffigkeit garantieren. Die 
Ziele der Energieeffizienz müs-
sten mehr in den Vordergrund ge-
stellt werden. Hierzu sei ein struk-
turiertes Vorgehen vonnöten.  

„Tatsache ist: Ohne einen ge-
wissen Zukauf von außen kom-
men wir nicht über die Runden“, 
fuhr Brandl fort. Regionalisie-
rungsgedanken seien fehl am Plat-
ze, „denn es gibt schlichtweg kein 
energieautarkes Bayern“. Man ha-
be es mit einem liberalen Strom-
markt zu tun. Dem Bürger bleibe 
letztlich überlassen, wo er den 
Strom einkauft. Die Maxime laute: 
„Weg von engen Betrachtungs-
weisen hin zu einem eher globalen 
Ansatz, was die Schaffung regio-
naler sinnvoller Strukturen natür-
lich trotzdem nicht ausschließt“.

Die Wasserkraft bezeichnete 
Brandl als wichtigen Faktor der 
erneuerbaren Energieerzeugung. 
In welcher Größenordnung hier 
grundlastfähige Ausbaupotenzi-
ale vorhanden sind, darüber lasse 
sich freilich trefflich streiten. 

Der Gemeindetagschef sprach 
sich zudem dafür aus, das durch 
Volksentscheid in der Bayerischen 
Verfassung verankerte Verfas-
sungsziel gleichwertiger Lebens- 
und Arbeitsbedingungen in ganz 
Bayern konkret umzusetzen. Mit 
Sorge betrachte er die demografi-
sche Entwicklung mit ihren Wan-
derungsbewegungen in die Groß-
städte. Junge Familien sollten in 
den ländlichen Gebieten wohnen 
bleiben oder möglicherweise sogar 
dorthin ziehen. Brandl: „Wir brau-
chen jeden Arbeitsplatz. Wir wol-
len auch in der Fläche gute Bil-
dungsangebote. Wir wollen mehr 
Universitäten und Forschungsein-
richtungen in den ländlichen Räu-
men ansiedeln. Cluster dürfen 
nicht nur in den Ballungsräumen 
sprießen; der ländliche Raum bie-
tet hierfür ebenfalls hervorragende 
Voraussetzungen. Auch die medi-
zinische Versorgung muss in ganz 
Bayern gesichert sein.“

Bei der Schaffung schneller 
Datenautobahnen hoffen Bayerns 
Gemeinden und Städte wiederum 
auf einen neuen Schub durch die 
von Heimatminister Markus 
Söder angekündigten Verbesse-
rungen beim Bayerischen Breit-
bandförderprogramm. Die Tatsa-
che, dass 2013 nur 400 Gemein-
den am Förderverfahren teilge-
nommen haben, beweise, dass 
das bisherige Bürokratiemonster 
viele abgeschreckt hat. Durch die 
geplanten Verfahrenserleichterun-
gen und die deutlich höhere För-
derung von 1,5 Milliarden Euro 
bis 2018 mit der Anhebung der 
Fördersätze auf 60 bis 90 Prozent 
sollte der Breitbandausbau we-
sentlich zügiger vorangehen als 
bisher. Sobald Brüssel „grünes 
Licht“ gegeben hat, müsse das 
bayerische Heimatministerium 
mit seinen nachgeordneten Stel-
len den ausbauwilligen Gemein-
den und Städten tatkräftig unter 
die Arme greifen.  

„Aus eigener leidvoller Erfah-
rung“ wusste Brandl als Abens-
berger Bürgermeister davon zu 
berichten, wie träge sich das Ge-
nehmigungsverfahren nach wie 
vor darstellt. Nach über einein-
halbjährigem Verfahren stehe 
Abensberg nunmehr kurz vor der 
Unterzeichnung des  Kooperati-
onsvertrages mit der Telekom 
Deutschland GmbH. Der Ge-
meindetagspräsident bezeichnete 
es als „suboptimal“, dass die tech-
nische Beratung von den Vermes-
sungsämtern ausgehe und die 
rechtliche Beratung sich in den 
Bezirksregierungen vollziehe. 
„Um schneller zum Ziel zu kom-
men, wäre eine interministerielle 
Einigung besser gewesen“, hob 

Bayern. In den vergangenen 
Jahren lieferte sie durchschnitt-
lich 15 Prozent des in Bayern 
verbrauchten Stroms. Anders als 
die wetter- und tageszeitenbe-
dingt stark fluktuierenden Ener-
giequellen Wind und Sonne ist 
die CO2-neutrale Wasserkraft 
grundsätzlich rund um die Uhr 
verfügbar und kann damit glei-
chermaßen in der Grund-, Mit-
tel- und Spitzenlast eingesetzt 
werden. Sie leistet daher einen 
wichtigen Beitrag zur Bedarfs-
deckung und Systemstabilität. 
Auch sind die Erzeugungskosten 
für Wasserkraftstrom im Ver-
gleich zu anderen erneuerbaren 
Energien deutlich niedriger. In-
sofern sollte man das bestehende 
Potenzial unbedingt nutzen. 

Hohe akzeptanz  
in der Bevölkerung

schleich: Hinzu kommt die 
hohe Akzeptanz in der Bevölke-
rung. Laut einer repräsentativen 
Umfrage des renommierten Mei-
nungsforschungsinstituts forsa 
im Jahr 2009 befürworten 91 
Prozent der Menschen in Bayern 
die Nutzung der Wasserkraft. 
Und der aktuelle Energiekom-
pass der Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, Energie von 
2013 sieht die Akzeptanz der 
Wasserkrafterzeugung in der Be-
völkerung bei rund 79 Prozent 
und damit noch vor Wind und 
Sonne. Wasserkraft wird also 
nachweislich als der wertvollste 
erneuerbare Energieträger an-
gesehen.

GZ: so weit, so gut…
schleich: Nicht ganz. Das 

Problem sind Naturschutzor- 
ganisationen, die mit zum Teil  
unsachlichen, ja polemischen At-
tacken eine sehr intensive Kam-
pagne gegen die Wasserkraft 
führen. Dabei wird der Wasser-
kraft jeglicher ökologische Cha-
rakter abgesprochen. Hinzu 
kommen Teile der Medien, die 
die ablehnenden Äußerungen 
der NGO (Nicht-Regierungsor-
ganisationen) als mehrheitliche 
Meinungsführerschaft wahr-
nehmen und die die erwiesener 
Maßen überwiegend positive 
Haltung der Bevölkerung zur 
Wasserkraft ausblenden. Da-
durch kommt es in der öffentli-
chen und veröffentlichten Dar-
stellung zu deutlichen Verzerrun-
gen. Damit haben wir sehr zu 
kämpfen.

Pschierer: Da muss ich Herrn 
Schleich Recht geben. Bei der 
Wasserkraft brauchen wir auf  
allen Seiten die Bereitschaft zu 
Kompromiss und Dialog. 

GZ: nach aussage von mi-
nisterpräsident seehofer ist die 
Bevölkerung sein koalitions-
partner. ergo müsste er doch 
beim Wasserkraftthema an de-
ren seite stehen?!

Pschierer: Wir müssen zu 
brauchbaren Lösungen gelan-
gen. Ich hoffe und bitte darum, 
dass wir einen vernünftigen Aus-
gleich erzielen zwischen den be-
rechtigten Interessen der poli-
tisch Verantwortlichen, der Anla-
genbetreiber sowie der Umwelt- 
und Naturschützer. Letztlich geht 
es hier um eine Güterabwägung. 
Von Seiten der Politik gab es 
nachweislich die Bereitschaft, 
entsprechend tätig zu werden.

schleich: Denken Sie nur an 
Herrn Staatsminister Dr. Marcel 
Huber, der mit dem von ihm initi-
ierten Forum „Ökologische Was-
serkraft“ den Beginn eines lang-
fristig angelegten Dialogs zwi-
schen Wasserkraft und Natur-
schutz ermöglichen wollte. Die 
Vertreter der Naturschutzorgani-
sationen haben sich jedoch bereits 
nach kurzer Zeit aus diesem Ge-
sprächskreis zurückgezogen. Seit-
dem ist kein weiterer Kontakt 
mehr zustande gekommen. Nach 
wie vor argumentieren die Natur-
schützer mit dem Hinweis: Unsere 
Werte sind absolute Werte und ei-

ner Kompromisslösung nicht zu-
gänglich. Eine solch rigide Hal-
tung macht einen schon nach-
denklich. 

GZ: Hier ist folglich die Poli-
tik gefragt…

schleich: Ich hoffe, dass die 
Staatsregierung einen zweiten 
Anlauf startet, um Dialog- und 
Kompromissbereitschaft von den 
Naturschutzverbänden einzufor-
dern. Schließlich müssen wir 
zwischen Klimaschutz und Ener-
giewende einerseits und Na-
turschutz andererseits sinnvoll 
abwägen. Und wenn diese Ab-
wägung bei dem einen oder  
anderen Projekt zugunsten der  
Energiewende ausgeht, müssen 
die Naturschutzverbände dies ak-
zeptieren. Der Naturschutz darf 
nicht einfach isoliert in den Raum 
gestellt werden, sondern ist stets 
auch gegen widerstreitende und 
ebenso wichtige andere Interes-
sen abzuwägen. Hier müssen die 
NGO an ihre gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung er-
innert werden. 

Pschierer: Hier kann ich nur 
an die Gesprächsbereitschaft al-
ler Beteiligten appellieren. Einen 
Absolutheitsanspruch kann es 
nicht geben. Ich respektiere die 
Interessen der NGO; jedoch 
gehören zu einer demokrati-
schen Auseinandersetzung mei-
ner Meinung nach Dialog und 
Kompromissfähigkeit. Dies gilt 
nicht nur für das Thema Wasser-
kraft, sondern auch für Wind-
kraft, Biogasanlagen und Photo-
voltaik. Auch hier muss versucht 
werden, die Interessen der jewei-
ligen Seite zu berücksichtigen. 

Gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung

GZ: Vor ihrer heimatlichen 
Haustür ist die im 19. Jahrhun-
dert zur landgewinnung und 
zum schutz vor Hochwässern 
begradigte iller. anlieger und 
kommunen sind hier wie auch 
an der salzach verzweifelt, da 
die Flüsse durchzubrechen 
drohen. Für dringend notwen-
dige rettungsmaßnahmen an 
den Flüssen, zum Beispiel 
stützbauwerke zur sohle-sta-
bilisierung, fehlt der öffentli-
chen Hand das Geld. als lö-
sung dieses Dilemmas könnte 
man doch zur Finanzierung 
Partner aus der energiewirt-
schaft mit ins Boot holen und 
die erforderlichen sanierungs-
maßnahmen über die erlöse 
aus einer energetischen nut-
zung durch Wasserkraftanla-
gen finanzieren. so ließe sich 
die gewünschte energiewende 
kraftvoll unterstützen und 
gleichzeitig die Flussläufe dau-
erhaft sanieren. Dies würde al-
lerdings bedeuten, dass die Po-
litik bestimmte rahmenrichtli-
nien auch entsprechend gestal-
ten müsste… Wie kann man 
neben einem solchen Win-Win-
effekt der Wasserkraft in der 
Öffentlichkeit nochmals einen 
schub verleihen? 

Pschierer: Es ist doch so: Was-
serkraftprojekte wurden nach de-
ren Realisierung selbst von den 
größten Kritikern oftmals freudig 
in Anspruch genommen. Ich 
selbst stamme aus dem Allgäu 
und vermag mir kaum vorzustel-
len, wie es dort ohne den Forg-
gensee wäre. Mancher Bürger, 
der sich heute in den Sommermo-
naten am Ufer eines Gestades im 
Freistaat erholt, nimmt gar nicht 
mehr zur Kenntnis, dass er dies 
nur tun kann, weil ein Energiever-
sorger mit Unterstützung der Po-
litik irgendwann den Stausee ge-
schaffen hat. Tatsächlich gibt es 
viele Destinationen, die mittels 
Wasserkraft ihre Werbeziele er-
reicht haben – ich denke nur an 
das Fränkische Seenland. Wenn 
ich also die Komponenten Ener-
gieversorgung, Tourismus, Nah-
erholung sowie die Schaffung 
neuer Biotopformen zusammen-
füge, kann ich keine Nachteile er-
kennen. Man kann diese eben 
auch künstlich herbeireden!  

Brandl hervor und verwies dar-
auf, „dass wir an einer fachkom-
petenten Beratung vor Ort nicht 
vorbeikommen werden“.

Mit Blick auf den FAG wies 
Brandl darauf hin, dass der Bay-
erische Gemeindetag derzeit ge-
meinsam mit den anderen kom-
munalen Spitzenverbänden in 
Bayern sowie dem Finanz- und 
Innenministerium in Verhand-
lungen über die Fortentwicklung 
des kommunalen Finanzaus-
gleichs steht. Ziel sei es, die vor-
handenen Gerechtigkeitslücken 
zu schließen. Aus Sicht des Ge-
meindetags liegt der Fokus dabei 
auf den Themen Nivellierungs-
hebesatz, Einwohnergewichtung 
sowie Mehrfachberücksichti-
gung.

Laut Brandl legen die Gemein-
den und Städte bei der Grund- und 
der Gewebesteuer mittels Hebesät-
zen die Steuerhöhe fest. Diese fällt 
sehr unterschiedlich aus. Während 
die kreisfreien Städte beispielswei-
se einen durchschnittlichen Ge-
werbesteuerhebesatz von 455 
Prozent haben – München hat die-
sen sogar mit 490 Prozent festge-
setzt – können Gemeinden im 
ländlichen Raum durchschnittlich 
gerade einmal 322 Prozent durch-
setzen. Dennoch wird im Finanz-
ausgleich bei der Ermittlung der 
Steuerkraft bei allen Gemeinden 
ein einheitlicher Hebesatz von 300 
Prozent zugrunde gelegt. Dies hat 
Auswirkung bei der Feststellung 
der „Bedürftigkeit“ der Kommu-
nen. Den Gemeinden im ländli-
chen Raum verbleibt dadurch ein 
viel geringerer Finanzspielraum. 
„Das ist ein grundlegender Sy-
stemfehler, der schnellstmög-
lich bereinigt werden muss“, er-
klärte der Verbandschef.   

Im Zuge der Einwohnerge-
wichtung werde fiktiv unterstellt, 
dass der Ausgabenbedarf einer 
Kommune mit zunehmender 
Einwohnerzahl automatisch 
steigt. Völlig außen vor bleibe 
dabei allerdings, dass der Grund-
bedarf an öffentlichen Leistun-
gen wie zum Beispiel Straßen, 
Kinderbetreuungseinrichtungen 
oder Seniorenbetreuung auch bei 
Gemeinden mit einer geringeren 
Einwohnerzahl spürbar zuge-
nommen hat. Diesen Grundbe-
darf gelte es künftig unabhängig 
von der Gemeindegröße stärker 
zu gewichten.   

Nicht ausgewogen sei darüber 
hinaus, dass bei größeren Ge-
meinden die steigenden Ausga-
ben gleich mehrfach in die Be-
darfsermittlung einfließen. So 

werden nach Auffassung des 
Bayerischen Gemeindetags ne-
ben der Einwohnergewichtung 
auch noch Zuschläge für „Sozi-
ale Belastungen“ und „Kreisfrei-
heit“ gewährt. Unbestritten sei, 
dass die kreisfreien Städte im ge-
samten Sozialbereich hohe La-
sten zu tragen haben. Warum 
diese Belastungen aus drei ver-
schiedenen Ansätzen (Ein-
wohnergewichtung, Ergänzungs-
ansätze Kreisfreiheit und Sozial-
belastung) gleich mehrfach aus-
geglichen wird, sei allerdings 
nicht nachvollziehbar. Die Be-
darfsberechnung müsse auch bei 
kleineren Gemeinden geprüft 
werden.   

Der Bayerische Gemeindetag 
legt den Schwerpunkt im Rah-
men des Gutachtenprozesses zur 
Fortentwicklung des Finanzaus-
gleichs unter anderem auf folgen-
de Faktoren: Wie viel wird je 
Einwohner an Bedarf anerkannt 
(Einwohnergewichtung) und wie 
viel von den tatsächlichen Ein-
nahmen einer Gemeinde wird bei 
der Berechnung der Steuerkraft 
tatsächlich berücksichtigt (Nivel-
lierungshebesatz)?   

Stichwort Kommunalwahl: Uwe 
Brandl informierte darüber, dass in 
einer vom Bayerischen Gemein-
detag in Auftrag gegebenen Um-
frage das Meinungsforschungsin-
stitut forsa festgestellt habe, dass 
die bayerische Bevölkerung mit 
den Leistungen ihrer Kommunal-
politiker sehr zufrieden ist. Bürger-
meister und Gemeindeverwaltung 
genössen das größte Vertrauen von 
allen politischen Ebenen (Gemein-
deverwaltung 68 %, Landesregie-
rung 37 %, Bundesregierung 32 
%). Dabei werde die Kommu-
nalwahl am 16. März in vielen 
Kommunen eine Zäsur darstellen: 
1.850 Bürgermeisterkandidaten 
sind neu zu wählen, ebenso etwa 
33.000 Gemeinderäte. Erfahrungs-
gemäß findet ein Wechsel auf 600 
Chefsesseln statt. Brandl: „Das ist 
gelebte Demokratie an der Basis. 
Dennoch haben wir Sorge, dass 
die Wahlbeteiligung auch bei den 
Kommunalwahlen (2008: 60 %) 
abnimmt.“  

Nach den Kommunalwahlen 
könnten aus Sicht des Präsiden-
ten die Gemeinde- und Stadträte 
in Bayern vielfältiger zusam-
mengesetzt sein. „Wir werden 
wesentlich bunter werden“, 
meinte Brandl. Unabhängige 
Wählergruppen seien auf dem 
Vormarsch, wobei diese Grup-
pierungen oftmals Einzelinteres-
sen verfolgten. Dies sei proble-
matisch, fehle doch vielfach ein 
Gesamtkonzept zur Entwicklung 
einer Gemeinde.  Dk

Plädoyer pro... Fehler im...

Großer Zulauf zur arbeitsgemeinschaft 
energienutzungspläne

„Wir freuen uns, dass unsere Arbeitsgemeinschaft auf so großes 
Interesse stößt“, sagte Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl in 
München. Die ursprünglich von vier Organisationen gegründete 
Einrichtung, die sich die Förderung kommunaler Energienutzungs-
pläne auf die Fahne geschrieben hat, ist nunmehr auf 14 Mitglieder 
angewachsen. Hochschulen, Energieagenturen und bekannte Pla-
nungsbüros sind hinzugekommen. „Eine vor Ort-Steuerung der En-
ergiewende getreu dem Subsidiaritätsprinzip ist die hervorragende 
Ergänzung zu den fälligen Korrekturen am EEG“, so Brandl.

Der Bayerische Gemeindetag hat im Herbst 2012 die Arbeitsge-
meinschaft Energienutzungspläne gemeinsam mit dem Bayern-
werk, der Hochschule Amberg-Weiden und dem Institut für Ener-
gietechnik gegründet. Ziel ist es, möglichst flächendeckend für alle 
Gemeinden - bei kleineren Gemeinden gegebenenfalls in interkom-
munaler Zusammenarbeit - Energienutzungspläne zu bekommen. 
Allerdings kommt es besonders auf die Inhalte der Pläne an. Der 
Arbeitsgemeinschaft geht es darum, die staatlichen Förderprogram-
me mit folgender Zielrichtung zu nutzen:
1. Sicherstellung eines Mindeststandards bei der Erfassung der en-
ergetischen Ausgangssituation
2. Einbeziehung der betroffenen Akteure vor einer Maßnahmen-
empfehlung – die Gemeinde kann die meisten Aktivitäten nicht im 
Alleingang umsetzen
3. eine konkrete Maßnahmenempfehlung mit Wirtschaftlichkeits-
berechnung muss zwingender Mindestinhalt eines Energienut-
zungsplans sein – keine Konzepte für die Schublade!

Der Arbeitsgemeinschaft sind nun die Hochschulen Augsburg, De-
ggendorf und Landshut, die Energieagenturen Allgäu, Nordbayern 
und Regensburg sowie das bifa Umweltinstitut, die Forschungsge-
sellschaft für Energiewirtschaft und das Institut für Systemische En-
ergieberatung beigetreten. Sie wird in Kürze die Erstellung von Ener-
gienutzungsplänen in allen Kreisverbänden des Gemeindetags be-
werben. Dafür wird ein Flyer, der den Praxisnutzen aufzeigt und eine 
Ausschreibungshilfe, entwickelt, um qualifiziert das richtige Fachbü-
ro aussuchen zu können.  
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lich. Maly: „Die Betroffenheit
von Kommunen, die in finanziel-
len Nöten stecken, läuft unabhän-
gig von der Größe: Betroffen sind
kleine und große Orte, die in
strukturschwachen Regionen lie-
gen und die vom demographi-
schen Wandel betroffen sind.“
Die Probleme von strukturschwa-
chen Kommunen ließen sich
nicht allein über den kommuna-
len Finanzausgleich lösen.

Einnahmebedarf

Wie der Städtetagschef zudem
feststellte, seien Schlüsselzuwei-
sungen aus dem kommunalen
Finanzausgleich nicht die „So-
zialhilfe“ des Freistaats für är-
mere Gemeinden, sondern dien-
ten dazu, den berechtigten Ein-
nahmebedarf einer Kommune zu
decken. Es gehe um die Sicher-
stellung einer aufgabengerechten
Finanzausstattung und einen teil-
weisen Ausgleich von Finanz-
kraft unter Städten und Gemein-
den. Der Grundgedanke des
bayerischen kommunalen Finan-
zausgleichs habe sich ebenso be-
währt wie die Grundkonstrukti-
on mit Schlüsselzuweisungen
und Einwohnergewichtung. 

Maly: „Es ist argumentativ
nicht sauber, nominell richtige
Zahlen in einen falschen Zusam-
menhang zu stellen und unter-
schiedliche Jahre zu vergleichen.“
So beklage etwa Gemeindetags-
präsident Dr. Brandl die Schlüs-
selzuweisungen der Landeshaupt-
stadt München von 94 Millionen
Euro und verweise zugleich auf
die Münchner Gewerbesteuerei-
nahmen im Jahr 2013 von 2,2
Milliarden Euro. Allerdings ba-
sierten Maly zufolge die Schlüs-
selzuweisungen 2014 auf den Da-
ten von 2012: Hier lag das Gewer-
besteueraufkommen (brutto) in
München bei 1,7 Milliarden Euro
und die Sozialausgaben bei 634
Millionen Euro. Der Anteil der
kreisfreien Städte an den Schlüs-
selzuweisungen blieb mit 650
Millionen Euro auf dem Vorjahre-
sniveau (21,8 Prozent), während
der Anteil der kreisangehörigen
Städte und Gemeinden um vier
Prozent auf 1,25 Milliarden Euro
gestiegen ist (42,2 Prozent). In
den kreisangehörigen Bereich
sind auch die Schlüsselzuweisun-

gen der Landkreise von 1,07 Mil-
liarden Euro (36 Prozent) einzu-
beziehen. 

Ganztagsgarantie bis 2018

Mit Blick auf das Versprechen
der Staatsregierung, für den
Ausbau eines bedarfsgerechten
Ganztagsangebots für Schüler
bis 14 Jahre zu sorgen, meinte
der Städtetagsvorsitzende: „Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer
hat in seiner Regierungser-
klärung sogar eine Ganztagsga-
rantie bis 2018 abgegeben. Das
ist ein ambitioniertes Ziel, zumal
Bayern hier Nachholbedarf hat.
Das Versprechen der Staatsregie-
rung kommt den Forderungen
des Bayerischen Städtetags ent-
gegen. Nun muss die Staatsre-
gierung klären, wie sie im Detail
die Ganztagsgarantie realisiert.“

Ganztagsangebot

Die Städte fordern ein stärke-
res Engagement des Staates
beim Ganztagsangebot. Der
Staat muss ihrer Ansicht nach
Ganztagsschulen personell und
finanziell besser ausstatten. Not-
wendig sei die Harmonisierung
bei Trägerschaft und Finanzie-
rung von Betreuungsangeboten
für Grundschüler; flexiblere For-
men der Zusammenarbeit bei
Kindertageseinrichtungen müs-
sten möglich werden. Notwen-
dig sei der Ausbau eines
flächendeckenden Ganztagsan-
gebots, das den Bedarf von El-
tern und Schülern abdeckt; der
Anteil gebundener schulischer
Ganztagsformen mit rhythmi-
siertem Tagesablauf – also eine
wirkliche Ganztagsschule - müs-
se ausgeweitet werden.

Betreuungsdschungel

Wie Maly deutlich machte,
„ist der Dschungel der Ganztags-
betreuung derzeit unübersicht-
lich – vielfältige Betreuungs-
möglichkeiten und Fördersyste-
me laufen nebeneinander.“ Das
Durcheinander mit einem Dut-
zend unterschiedlicher Angebote
in Schulen und Horten müsse
harmonisiert und sinnvoll ge-
gliedert werden. So gebe es et-
wa Horte, Tagespflege, Großta-
gespflege, Halbtagsgrundschule

mit Morgenbetreuung, Halbtags-
grundschule mit Mittagsbetreu-
ung, offene Ganztagsschule und
gebundene Ganztagsklassen (al-
so eine wirkliche Ganztagsschu-
le). Derzeit liege in Bayern bei
rein schulischen Ganztagsplät-
zen (Stand Schuljahr 2012/13)
der Anteil lediglich bei 9,6 Pro-
zent, der Bundesdurchschnitt lag
2011 bei 26 Prozent. Erst mit
Hilfe der Mittagsbetreuung der
freien Träger oder mit kommu-
nalen Kindertagesstätten und
Horten werde im Freistaat ein
Ganztagsanteil von 22,4 Prozent
erreicht. Ein Großteil der Lasten
für Ganztagsangebote liege da-
mit derzeit bei den Kommunen. 

Anknüpfend an den Bildungs-
gipfel 2009 von Staatsregierung
und kommunalen Spitzenver-
bänden ist es nach Malys Auffas-
sung an der Zeit, dass sich alle
Beteiligten wieder an einen
Tisch setzen, um die Umsetzung
der Ganztagsgarantie des Mini-
sterpräsidenten auch voranzu-
bringen. Es fehle ein konkreter
Ausbauplan. Ohne die Kommu-
nen als Träger des Sachaufwands
vor allem bei Schulbauten könne
dies nicht geschehen: Höherer
Raumbedarf für Schülergruppen,
Mensen oder zusätzliche Räume
für Lehrkräfte kosteten Geld und
hier sei der Freistaat mit einer
höheren Förderung am Zug. Zu-
dem lasse sich ohne ausreichend
ausgestattete Lehrerkollegien die
Ganztagsschule nicht sinnvoll
gestalten. Es gelte, neue Mög-
lichkeiten für das Zusammen-
wirken von Jugendamt und
Schule zu schaffen. Sinnvoll sei
eine integrative Betreuung und
Beschulung. 

Nach wie vor auf der Hut sein
müssen nach Malys Ansicht

Für mehr...

Bürgerschaft, Kommunen, Bund
und Freistaat beim Thema trans-
atlantische Liberalisierungswel-
le, die durch ein mögliches Frei-
handelsabkommen zwischen der
EU und den USA eintreten
könnte. Es gelte, die Errungen-
schaften der kommunalen Da-
seinsvorsorge zu bewahren. Die
Bundesregierung und die Staats-
regierung müssten aufmerksam
bleiben, damit eine Aushöhlung
der kommunalen Daseinsvorsor-
ge, gerade bei Wasserversorgung
oder Abwasserentsorgung, gar
nicht erst möglich wird. Das
Recht auf kommunale Selbstver-
waltung in Europa müsse ge-
wahrt bleiben.

Transparenz unerlässlich

Maly: „Eine Freihandelszone
mit rund 800 Millionen Einwoh-
nern und knapp einem Drittel des
Welthandelsvolumens wird zwei-
fellos die Welt verändern, gerade
deshalb ist Transparenz im Verfah-
ren unerlässlich. Eine Mitwirkung
der Kommunen ist nicht vorgese-
hen. Derzeit finden die Verhand-
lungen im Geheimen statt, unter
Ausschluss der europäischen Bür-
gerschaft. Diese Geheimniskräme-
rei weckt Misstrauen bei den Men-
schen, dass Investorenprivilegien
und Konzerninteressen an erster
Stelle stehen, während die Belan-
ge der Bürgerschaft unter den
Tisch fallen.“ 

Bei einem Gespräch mit den
bayerischen kommunalen Spit-
zenverbänden hätten Vertreter der
EU-Kommission versichert, dass
die gesamte kommunale Daseins-
vorsorge nicht Bestandteil der
Verhandlungsmasse ist und die
Organisationsstrukturen der
Kommunen durch das Abkom-

Entlastung von 
Eingliederungshilfe

Fachgespräch zwischen Sozialministerin 
Emilia Müller und den sieben Bezirkstagspräsidenten

„Die Eingliederungshilfe muss aus der Sozialhilfe gelöst und
in ein eigenständiges Leistungsgesetz übergeführt werden“, for-
derte der Präsident des Bayerischen Bezirketags, Josef Mederer,
bei einem Fachgespräch der sieben Bezirkstagspräsidenten mit
Staatsministerin Emilia Müller. „Im Hinblick auf den ständigen
Anstieg der Sozialhilfeausgaben in Bayern ist eine finanzielle
Entlastung der Bezirke in diesem Bereich längst überfällig“.
Bund, Länder und Kommunen müssten die Kosten der Einglie-
derungshilfe zu gleichen Teilen im Rahmen eines Bundeslei-
stungsgesetzes übernehmen. Notwendig sei freilich auch eine in-
haltliche Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe. 

Übereinstimmend sahen Müller und Mederer das Bundeslei-
stungsgesetz „auf einem guten Weg“. Bayerns Sozialministerin
Emilia Müller betonte in dem Gespräch: „Die Verwirklichung ei-
ner inklusiven Gesellschaft ist eine Aufgabe von enormer Wich-
tigkeit. Hierfür ist ein Bundesleistungsgesetz unter Beteiligung des
Bundes unverzichtbar. Es ist ein Meilenstein, dass diese Forderung
Bayerns nun im Koalitionsvertrag verankert ist und kraftvoll an-
gegangen werden kann. Mit dem Bundesleistungsgesetz werden
wir Menschen mit Behinderung aus der Sozialhilfe herausholen
und ihre Rechte auf Teilhabe sichern. Die bayerischen Bezirke
sind hierbei starke Partner an der Seite der Staatsregierung.“

Die Bezirkstagspräsidenten abschließend dankten Ministerin
Müller für die effektive Zusammenarbeit zwischen Ministerium und
Bezirken. 

Herrmann stellt Statistisches Jahrbuch 2013 vor:

„Made in Bavaria“ hoch im Kurs
Mobilität kräftig gestiegen

Bayern bleibt ungebrochen attraktiv. Die Einwohnerzahl ist um
150.000 Personen zwischen Mai 2011 und Juni 2013 gewachsen.
Das ist deutlich mehr als die Einwohnerzahl Regensburgs. Bay-
erns Innenminister Joachim Herrmann sagte bei der Vorstel-
lung des Statistischen Jahrbuchs 2013 in München: „Diese An-
ziehungskraft kommt nicht von ungefähr. ‘Made in Bavaria’ ist
auf den Weltmärkten gefragt. Auf dem Weg zur Vollbeschäfti-
gung lag die Arbeitslosenquote 2012 nur noch bei 3,7 Prozent.“
Trotz Schuldenkrise wuchsen die Exporte 2012 gegenüber dem
Vorjahr nochmals um drei Prozent. 2012 setzte die bayerische
Industrie knapp 337 Milliarden Euro um, jedes zweite Produkt
ging ins Ausland. 

Allein durch Zuzüge aus den
übrigen Bundesländern gewann
der Freistaat zwischen Mai 2011
und Juni 2013 30.734 Einwoh-
ner. Das entspricht in etwa der
Einwohnerzahl der Großen
Kreisstadt Forchheim in Ober-
franken. Und das obwohl der
Saldo aus Geburten und Sterbe-
fällen zwischen Mai 2011 und
Juni 2013 mit minus 45.523 ne-
gativ war. Herrmann betonte,
dass die Anziehungskraft Bay-
erns aber weit über das Bundes-
gebiet hinaus reiche. Es zogen in
diesem Zeitraum 146.608 Perso-
nen mehr nach Bayern zu als
weg, davon mehr als 80 Prozent
aus der Europäischen Union.

Wachsender Autoverkehr

Noch schneller als die Ein-
wohnerzahl ist in den letzten 40
Jahren der Autoverkehr in Bay-

ern gewachsen. Waren 1970 nur
3,14 Millionen Kraftfahrzeuge
auf Bayerns Straßen unterwegs -
nicht einmal jeder dritte Einwoh-
ner hatte ein Auto – nähern wir
uns 2013 bei aktuell 9,1 Millio-
nen Kraftfahrzeugen mit großen
Schritten der 10 Millionen-Mar-
ke. Mittlerweile besitzt nur noch
jeder vierte Einwohner kein
Kraftfahrzeug. „Das hat Konse-
quenzen für unser Straßennetz“,
betonte der Verkehrsminister.

Investitionen

Die Investitionen in die Auto-
bahnen sowie Bundes- und
Staatsstraßen haben sich von
2000 bis 2012 um mehr als die
Hälfte auf fast 1,5 Milliarden
Euro erhöht. Von insgesamt 250
Millionen Euro für die Staats-
straßen wurden 2012 allein 222
Millionen direkt für die Erhal-

tung sowie den Um- und Ausbau
des Straßennetzes eingesetzt.

Verkehrssicherheit

„Die Investitionen in die Si-
cherheit unserer Straßen sind gut
angelegtes Geld. Sie machen
sich auch im Hinblick auf die
Verkehrssicherheit bezahlt“,
stellte Herrmann fest.

Die Zahl der verunglückten
Verkehrsteilnehmer sei glückli-
cherweise seit 2000 um 20 Pro-
zent auf rund 70.000 zurückge-
gangen. Getötet wurden 2012
662 Menschen, die niedrigste
Zahl seit 1953 – leider aber noch
immer zu viele. „Wir werden
deshalb alles tun, um diese Zah-
len noch weiter deutlich zu sen-
ken. Mit unserem Verkehrssi-
cherheitsprogramm „Bayern
mobil – sicher ans Ziel“ wollen
wir die Zahl der Toten im
Straßenverkehr bis 2020 gegenü-

ber 2011 um 30 Prozent reduzie-
ren und die Zahl der schweren
Unfälle insgesamt verringern.“

Steigendes 
Fluggastaufkommen

Um fast zwei Drittel gestiegen
ist zwischen 2000 und 2012 auch
die Zahl der Flugpassagiere. Pas-
sierten im Jahr 2000 noch 26,2
Millionen Reisende die bayeri-
schen Flughäfen, stieg das Flug-
gastaufkommen 2012 auf 42,8
Millionen Reisende. „Der Luft-
verkehr ist damit für die Standort-
qualität der bayerischen Wirt-
schaft und für den Tourismus von
großer Bedeutung“, stellte der
Verkehrsminister fest. Verkehrs-
träger mit Zukunft ist auch die
Schiene. Das bayerische Schie-
nennetz weist zwischenzeitlich
beachtliche 6.310 Kilometer aus,
fast so weit wie von München
nach New York. 2012 wurden auf
der Schiene fast 53 Millionen
Tonnen Güter transportiert, 15
Prozent mehr als 2005 mit 46
Millionen Tonnen.
Weitere Informationen unter:
www.stmi.bayern.de/suk/
bayern/jahrbuch/index.php

men nicht angetastet werden sol-
len. Auch der Koalitionsvertrag
der Bundesregierung bekenne
sich, allerdings nur in einer kurzen
Passage, zum Schutz der kommu-
nalen Daseinsvorsorge. Maly:
„Wir müssen darauf achten, dass
Europaparlament, Bundesregie-
rung und Staatsregierung tatsäch-
lich die Interessen der kommuna-
len Selbstverwaltung wahren und
die Verhandlungen nicht über die
Köpfe von Kommunen und Bür-
gern hinweg laufen.“ 

Zu den Äußerungen des Städ-
tetagsvorsitzenden Maly, der Ge-
meindetag „brandmarke ver-
meintliche Ungerechtigkeiten“
beim kommunalen Finanzaus-
gleich, bezog Gemeindetagsprä-
sident Brandl umgehend Stel-
lung und rief den Bayerischen
Städtetag zu mehr Sachlichkeit
in der Diskussion um die Reform
des FAG in Bayern auf. „Nicht
nur der Bayerische Gemeinde-
tag, sondern auch Bayerns Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer
sieht Reformbedarf beim kom-
munalen Finanzausgleich. So hat
er bei einem CSU-Parteitag in
Nürnberg schon Anfang März
2012 erklärt, er wolle für mehr
Gerechtigkeit beim Finanzaus-
gleich sorgen und künftig noch
zielgerichteter schwächere Kom-
munen unterstützen.“

Strukturschwäche

Gerade die strukturschwachen
und von Demographie betroffe-
nen Städte und Gemeinden
benötigen laut Brandl eine zuver-
lässige Finanzausstattung, um die
anstehenden Herausforderungen
bewältigen zu können. Deshalb
engagiere sich der Bayerische Ge-
meindetag bei dem gemeinsamen

Gutachten zur Fortentwicklung
des kommunalen Finanzaus-
gleichs. Die darin abzuhandelnden
Fragen sollen dazu dienen, das be-
stehende System auf den Prüf-
stand zu stellen und Ansätze für
die Schließung der vorhandenen
Gerechtigkeitslücken zu formulie-
ren. Dabei gehe es nicht um das
Spannungsfeld „groß gegen
klein“, sondern darum, finanz-
und strukturschwachen Städten
und Gemeinden langfristig zu hel-
fen. Es gelte, nicht nur die Einnah-
meseite kritisch zu hinterfragen,
sondern auch den Bedarf der Ge-
meinden exakter zu ermitteln.
Dass Handlungsbedarf besteht, sei
exemplarisch an der Stadt Mün-
chen festgemacht, bei der auf der
Einnahmenseite z. B. allein bei der
Gewerbesteuer ein Drittel der Ein-
nahmen nicht angerechnet wird.
München erhalte heuer 94 Millio-
nen Euro Schlüsselzuweisungen
und daneben vom Freistaat außer-
halb des Finanzausgleichs weitere
3 Milliarden Euro. 

Gerechtigkeitslücken

Brandl: „Es ist unverständlich,
warum sich der Bayerische Städ-
tetag angesichts der bestehenden
Gerechtigkeitslücken zum An-
walt des bestehenden Systems
macht. Wir wollen Weiterent-
wicklung für alle finanz- und
strukturschwachen Gemeinden
und Städte – unabhängig von ih-
rer Größe. Die Städte und Ge-
meinden haben einen Anspruch
darauf, dass das im vergangenen
Jahr in der Verfassung verankerte
Ziel der gleichwertigen Lebens-
und Arbeitsverhältnisse in Stadt
und Land auch im Rahmen des
kommunalen Finanzausgleichs
umgesetzt wird.“ DK
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Cyber-Kompetenzzentrum
im Landeskriminalamt

Neue Spezialeinheiten der Bayerischen Polizei gegen Kriminelle im
Internet hat Bayerns Innenminister Joachim Herrmann in Mün-
chen vorgestellt. „Im Mittelpunkt unserer Offensive steht die weite-
re Stärkung der Polizei zur Bekämpfung der Cyber-Kriminalität“,
erläuterte Herrmann auf einer Pressekonferenz. „Auch das digita-
le Bayern muss eine sichere Heimat für unsere Bürgerinnen und
Bürger bleiben.“

Dazu wird das Bayerische Lan-
deskriminalamt zu einem polizeili-
chen Cybercrime-Kompetenzzen-
trum ausgebaut, das auch für Si-
cherheitsbehörden aus dem In- und
Ausland ein wichtiger Ansprech-
partner ist. Zudem werden derzeit
flächendeckend Cybercrime-Ein-
heiten eingerichtet. Herrmann: „Bei
jeder bayerischen Kriminalpolizei-
inspektion gibt es in Zukunft spezi-
ell geschulte Beamte zur Bekämp-
fung der Internetkriminalität.“

„Eine große Rolle spielen für
uns die sogenannten Cybercops“,
so der Innenminister weiter. Mit
diesen erstmals 2012 extra zu Po-
lizisten ausgebildeten EDV-Spe-
zialisten habe die Bayerische Poli-
zei sehr gute Erfahrungen gemacht
und eine bundesweite Vorreiterrol-
le eingenommen. 

Sensibler Umgang mit Daten 

Die derzeit 25 Cybercops wer-
den nach den Worten Herrmanns
noch in diesem Jahr verdoppelt.
Auch in den nächsten Jahren sei
eine weitere Verstärkung geplant.
Zudem sollen hochmoderne Cy-
ber-Labore bei der Kriminalpoli-
zei eingerichtet werden. Flankiert
werden die organisatorischen Maß-
nahmen durch eine Aus- und Fort-
bildungsinitiative mit speziellen
Leitfäden und Online-Plattformen
zur Anzeigenaufnahme und Be-
weissicherung. Darüber hinaus ap-
pellierte der Innenminister an die
Selbstverantwortung der Internet-
nutzer: „Je sensibler wir mit unse-
ren Daten umgehen, desto chan-
cenloser sind die Täter im Netz.“

Für Herrmann sind auch weite-
re Verbesserungen im Rechtsbe-
reich unerlässlich wie beispiels-
weise eine Stärkung der Persön-
lichkeits- und Urheberrechte. Be-
sonders wichtig ist dem Innenmi-
nister die schnelle und rechtskon-
forme Regelung der Vorratsdaten-
speicherung: „Ohne Vorratsdaten-
speicherung können sich Krimi-
nelle im Internet nahezu in absolu-
ter Anonymität bewegen. Dieser
Zustand ist unerträglich!“

Die Internetkriminalität ist welt-
weit auf dem Vormarsch. Ganz ak-

tuell zeigt die Warnmeldung des
Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik zu 16 Millio-
nen gehackten E-Mail-Konten,
wie schnell in der virtuellen Welt
ganz reale Gefahren entstehen
können. 

Die besorgniserregende Ent-
wicklung der Cyber-Kriminalität
wird in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik deutlich: 2013 stiegen
in Bayern die Internetstraftaten im
Vergleich zum Vorjahr um 10,6
Prozent auf 24.292 Fälle an. Die
Aufklärungsquote lag bei 42,7
Prozent. Besonders hohe Zuwäch-
se gab es beispielsweise beim Wa-
renbetrug mit 4.680 Fällen (+ 23,6
Prozent), beim Zahlungskartenbe-
trug mit 2.486 Fällen (+ 11,1 Pro-
zent), bei Beleidigungen im Netz
mit 1.097 Fällen (+ 23,4 Prozent),
bei Datenveränderung und Com-
putersabotage mit 926 Fällen (+
16,5 Prozent) sowie bei Erpres-
sungsdelikten mittels Internet mit
809 Fällen (+ 13,9 Prozent). Der
Schaden durch Internetkrimina-
lität in Bayern lag 2013, wie auch
schon 2012, bei mehr als 17 Mil-
lionen Euro.

„Diesen besorgniserregenden
Entwicklungen sehen wir in Bay-
ern nicht tatenlos zu“, betonte der
Innenminister. „Bereits Mitte der
1990er Jahren haben wir beispiels-
weise als eines der ersten Bundes-
länder beim Bayerischen Landes-
kriminalamt die Netzwerkfahn-
dung eingeführt. Daneben richte-
ten wir bei der Kriminalpolizei be-
sondere Einheiten zur Sicherung
und Auswertung von Beweismit-
teln im EDV-Bereich ein.“

In den nachfolgenden Jahren
haben sich die Sicherheitsbehör-
den in Bayern laut Herrmann kon-
tinuierlich auf die neuen Heraus-
forderungen der digitalen Welt ein-
gestellt. Im April 2013 schließlich
hat Herrmann die Bayerische Cy-
bersicherheitsstrategie vorgestellt,
bei der es um den Schutz der Bür-
ger, der Wirtschaft und des Staates
im Netz geht. In diesem Zusam-
menhang hat auch das Cyber-Alli-
anz-Zentrum beim Bayerischen
Landesamt für Verfassungsschutz
seine Arbeit aufgenommen.

Runder Tisch GIS:

Neuer Leitfaden für
mobile Anwendungen 

Projekte aus dem kommunalen Umfeld 
Moderne Positionierungstechnologien, Apps und Touchscreens
erlauben heute mobile Lösungen für Geo-Informationssysteme
(GIS), die professionelle Ansprüche erfüllen müssen, für deren
Einsatz jedoch keine GIS-Experten mehr benötigt werden. Das
verändert Arbeitsabläufe und Geschäftsprozesse. 

Mit dem Leitfaden „Mobiles
GIS und standortbezogene Dien-
ste“ bietet der Runde Tisch GIS
nunmehr einen umfassenden
Überblick zu den aktuellen Ent-
wicklungen mobiler GIS-Lösun-
gen von der Erfassung bis zur Be-
reitstellung räumlicher Daten. Das
Themenspektrum reicht von der
technischen Einführung in die
Möglichkeiten und Grenzen von
Positionierungstechnologien bis
zu Fragen des Datenschutzes. Der
Leitfaden richtet sich an alle, die
sich mit mobiler Datenerfassung
befassen und einen strukturierten
Einstieg suchen; er ist nicht bran-
chenspezifisch ausgerichtet. 

Wie mobiles GIS und standort-
bezogene Dienste in der Praxis
eingesetzt werden, zeigen zahlrei-
che, für den Leser aufbereitete
Projekte aus der Praxis. Für politi-
sche Entscheidungsträger interes-
sant ist die mobile GIS-Nutzung
im Landratsamt Cham. Nach Dar-
stellung von Dr. Ulrich Huber,
IuK-Organisation, komme bei
größeren und großen Städten im-
mer mehr der mobile Erfassungs-
ansatz zum Tragen. Die Vielzahl
an sinnvollen Anwendungsszena-
rien verbunden mit mehr als knap-
pen Personalressourcen zwinge
die Verwaltungen geradezu, auf
moderne Technologien und Medi-

en zu setzen. Zumindest im inner-
städtischen Bereich existierten die
hierzu notwendigen Mobilfunk-
netze. 

Eine Vielzahl der mittleren und
kleineren Kommunen, also Klein-
städte und klassische Gemeinden,
wäre mit reinen Auskunftslösun-
gen oft schon mehr als zufrieden,
betont Huber. Hier mangle es an
durchgängigen Konzepten, geeig-
netem Fachpersonal und der lang-
fristigen Finanzierung. Haupthin-
dernis jedoch sei der mangelhafte
Mobilfunkausbau gerade im länd-
lichen Raum. „Leider ist alles
diesseits von UMTS für eine sinn-
volle Geodatennutzung im Feld
unbrauchbar. Ideal wären flächen-
deckende Hotspot-Lösungen bzw.
HSDPA- oder LTE-Netze.“ 

Ungeachtet der defizitären Ge-
gebenheiten im ländlichen Raum
ist es nach Hubers Auffassung
sinnvoll, sich rechtzeitig mit mobi-
len Geodatentechnologien ausein-
anderzusetzen. Das interkommu-
nale Geoinformationssystem des
Landkreises Cham (IkGIS-Cham)
setze im aktuellen Dienstbetrieb
auf ein sog. Kommunales Behör-
dennetz (KomBN) auf Basis ver-
fügbarer DSL- und Kabeltechno-
logien (Kupfer und Glasfaser).
Der konsequente Schritt in die mo-
bile Welt werde gerade vollzogen.

In diesem Zusammenhang lau-
teten die wichtigsten Schlagworte
„Sicherheit“ und „Verfügbarkeit“,
die jedoch gegeneinander abzuwä-
gen seien. Es gelte, Anwendungs-
szenarien zu definieren und deren
Anforderungen hinsichtlich beider
Begriffe zu beleuchten. Reine
Auskunftslösungen mit Inhalten
ohne Personenbezug und ohne
sonstige sensible Informationen
könne man getrost anders angehen
als vollwertige Erfassungslösun-
gen für verwaltungsinterne Daten,
die nur für den Dienstgebrauch
oder als geheim bzw. personenbe-
zogen eingestuft sind. Die cloud-
basierte Plattform ArcGIS Online
for Organizations biete in Kombi-
nation mit eigenen ArcGIS Ser-
vern für Inter- und Intranet sowie
einem Kommunalen Behörden-
netz die hierfür notwendigen Dif-
ferenzierungsoptionen. 

Im Aufbau befindet sich das
mobile GIS der Stadt und des
Landkreises Neu-Ulm. Seit ver-
gangenem Jahr steht die Bürger-
App für iPad und iPhone im App-
Store und für Android-Geräte im
Google-Play-Store zur Verfügung.
Somit kann der Bürger die Daten,
die bislang nur am PC im Bürger-
portal einzusehen waren, auch
mobil abrufen. Weitere Anwen-
dungen für den Bürger, wie ein per
App geführter Stadtrundgang, sind
geplant. 

Datenbasis ist das gemeinsame
GIS der Stadt und des Landrats-
amts. In einer Datenbank sind hier

alle Geodaten der GIS-Betreiber
und weiteren 16 Gemeindever-
waltungen abgelegt. Somit ist der
gesamte Landkreis Neu-Ulm in ei-
nem GIS-System abgebildet. Auf
dieser Datenbank arbeiten täglich
die Verwaltungsmitarbeiter (ca.
650 Anwender) über das Geoda-
tenportal. Auch der Bürger hat Zu-
griff auf eine abgespeckte Variante
des Portals um beispielsweise Be-
bauungspläne, Bodenrichtwert-
karten oder POIs anzuschauen.

Die Vorteile liegen auf der
Hand: Viele Arbeiten laufen mit-
tels App komfortabler, einfacher,
praktischer und bestimmt auch et-
was schneller. Zudem ist die Da-
tenbasis aktueller. Fehler werden
minimiert, da Übertragungsfehler
ausgeschlossen werden können.
Die im Außendienst gesammelten
Daten müssen im Büro nicht mehr
in den PC getippt werden.

2014 werden bei der Stadt Neu-
Ulm drei iPads angeschafft, die
den Abteilungen Vermessung, Ka-
nal, Straßenunterhalt, Bauhof und
Liegenschaften zur Verfügung ste-
hen. Auch die Kommunale Ver-
kehrsüberwachung, die seit einiger
Zeit Knöllchen auf dem iPhone
ausstellt, kann sofort vor Ort über
die GIS-App feststellen, ob sich
ein Fahrzeug auf privatem oder öf-
fentlichem Grund befindet. Eben-
so sind Feuerwehr und Katastro-
phenschutz bei Einsätzen auf Da-
ten wie Hydranten, Gefahrengut-
lagerstätten oder Abscheideranla-
gen angewiesen. Weiter beabsich-
tigen auch einige Gemeinden, ihre
Baumdaten direkt im Außendienst
mit der GIS-App zu pflegen. 

Nach Überprüfung des vorhan-
denen Systems im Jahr 2006 und
Problematiken hinsichtlich sin-
kender Zustimmung, ungenügen-
der Wartung, mangelhafter Daten-
aktualität und wenig zufriedenstel-
lendem Bedienkomfort fiel in der
Stadt Schrobenhausen der Start-
schuss für einen Systemwechsel.
Mit Blick u. a. auf einen verbesser-
ten Support entschied man sich zur
Einführung von GeoOffice ex-
press.

Seit der Einführung von GeoOf-
fice express 2006 wurden die be-
stehenden GIS-Arbeitsplätze mit
weiteren Einzelplatz- und Netz-
werklizenzen stetig erweitert, um
der steigenden Benutzerakzeptanz
sowie dem erhöhten Informations-
bedarf gerecht zu werden. Darüber
hinaus wurde für die eigene Erfas-
sung und Bearbeitung von Geoda-
ten GeoOffice editieren einge-
führt.

Der GIS-Themenkatalog wurde
sukzessive ausgebaut. Um einen
noch größeren Benutzerkreis mit
schnellerer und einfacherer Be-
dienbarkeit zu erreichen, startete
man Ende 2010 mit WebOffice,
einem browserbasierten GIS. Da-
durch konnte ohne großen techni-
schen Aufwand den vorhandenen
städtischen Außenstellen (Bauhof,
Liegenschaftsverwaltung und
Stadtwerke) unproblematisch ein
Zugang zu sämtlichen Geodaten
zur Verfügung gestellt werden.

WebOffice ermöglicht nun Aus-
künfte über die Grenzen des Rat-
hauses hinaus, ergänzend zu den
Desktoparbeitsplätzen, die von je-
dem Mitarbeiter an jedem Arbeits-
platz nutzbar ist. Zusätzlich wird
die lokal installierte Eigentümer-
verwaltung (ALB) sowohl von
WebOffice als auch von GeoOffi-
ce optimal eingebunden. 

Ab dem Jahre 2009 wurden die
analogen Bebauungspläne der
Stadt Schrobenhausen schrittweise
für den GIS-Einsatz aufbereitet.
Nach Einscannen der in Papierform
vorliegenden Bebauungspläne und
Digitalisierung der Geltungsberei-
che wurden die anhand der Digita-
len Flurkarte georeferenzierten Be-
bauungspläne in Web- und Geo-
Office eingebunden. Mittlerweile
stehen den Mitarbeitern aller
Dienststellen knapp 150 Bebau-
ungspläne zur Verfügung.

Um auch im Infrastrukturmana-
gement auf dem neuesten Stand zu
bleiben, ist seit Ende 2011 ProOffi-
ce fester Bestandteil der Verwal-
tung. In den Bereichen Gebäude-
wirtschaft, Instandhaltung und 

Energiemanagement wird durch
nahtlose GIS-Integration ein Infor-
mationssystem geschaffen, das, so
der Leitfaden, auf einen Blick er-
kennen lasse, welche Aufgaben wo
durchzuführen sind. DK

Bayern ist Topstandort
für IT-Sicherheit

„Bayern soll zum Cybersi-
cherheitsstandort Nummer Eins
in Europa werden“, so die For-
derung der bayerischen Wirt-
schaftsministerin Ilse Aigner an-
lässlich der 50. Münchner Si-
cherheitskonferenz. Auf dieses
Ziel verständigten sich die Wirt-
schaftsministerin und die baye-
rische IT-Sicherheitswirtschaft
beim Round-Table-Gespräch mit
Top-Managern u. a. von Airbus,
Allianz, Audi, BMW, Gies-
ecke&Devrient, Infineon, Rho-
de&Schwarz und IABG.

Große Marktchancen

Große Einigkeit besteht darin,
dass neben dem Gefährdungspo-
tenzial, das von Cyberattacken
ausgeht, sich für bayerische Un-
ternehmen große Marktchancen
eröffnen. „IT-Sicherheit stellt ei-
nen bedeutenden Wirtschaftsfak-
tor mit hohem Zukunftspotential
dar“, unterstrich Aigner. Bayern
könne dieses Potenzial gut nut-

zen, denn im Freistaat sind viele
der bundesweit bedeutendsten
Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen der Sicherheits-
technologie und deren industriel-
le Anwender sowie hochinnova-
tive Mittelständler ansässig.

Auch die Politik sei gut gerüs-
tet: Im Rahmen der Digitalisie-
rungsstrategie ,Bayern Digital‘
des bayerischen Wirtschaftsmi-
nisteriums ist IT-Sicherheit ein
Schwerpunktthema. „Der weite-
re Ausbau des Fraunhofer-Insti-
tuts für angewandte und inte-
grierte Sicherheit (AISEC) in
Garching zum Sicherheitskom-
petenzzentrum ist ein wichtiges
Leuchtturmprojekt von europäi-
scher Bedeutung“, so Aigner.

Schon vor zwei Jahren erfolgte
der Zusammenschluss der bayeri-
schen IT-Sicherheitsbranche im
Münchner IT-Sicherheitsnetzwerk
– ein deutschlandweites Beispiel
erfolgreicher Clusterarbeit. Es
wird vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium gefördert
und hat Kooperationsanbahnung,
Markterschließung und die Gestal-
tung internationaler Standards
zum Ziel. „Wir wollen dieses
Netzwerk über die Grenzen Bay-
erns hinaus weiter ausbauen und
profilieren“, kündigte Aigner an.
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Software, die dem Menschen dient!

EGOV

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

www.akdb.de

Das Bürgerservice-Portal ermöglicht den Kommunen ganzheitliche, bis in die Fach-
verfahren integrierte Online-Bürgerdienste. Es setzt Maßstäbe bei der Umsetzung 
sicherer und effi zienter Online-Angebote mit dem neuen Personalausweis. Der Bür-
ger kann bequem von zu Hause aus seine Meldebestätigung oder Wahlunterlagen 
beantragen oder sein neues Auto anmelden.

Das Bürgerservice-Portal wird im Rechenzentrum der AKDB betrieben und lässt sich 
problemlos auch in alle kommunalen Webauftritte integrieren.

Sprechen Sie mit uns: +49 89 5903-0

Echtes eGovernment beginnt mit dem 
Bürgerservice-Portal der AKDB

Michael Diepold, 
Leiter des Geschäftsfelds 
eGovernment der AKDB

eGovernment & Online-Bürgerdienste:

Premiere des AKDB-
Kunden-Innovationsforums 
Hat der stationäre PC-Arbeitsplatz in Büro, Verwaltung und Zu-
hause bald ausgedient? Wie müssen sich Software und Benutzer-
oberflächen in der „Post-PC-Ära“ weiterentwickeln? Welchen Ein-
fluss hat der Siegeszug mobiler Endgeräte wie Smartphones und
Tablets auf das Serviceangebot der Kommunen? Fragen wie diese
wurden auf dem ersten AKDB-Kunden-Innovationsforum zum
Thema „eGovernment & Online-Bürgerdienste“ zusammen mit
leitenden Verwaltungsangestellten in München diskutiert. 

Die Veranstaltung war der Auf-
takt zu einem neuen Format, in
dem die Perspektiven der AKDB-
Kunden auf zukünftige Trends
und Entwicklungen im Mittel-
punkt stehen. Einen ganzen Tag
lang erörterten IT- und eGovern-
ment-Verantwortliche verschiede-
ner Kommunen Zukunftstrends
und mögliche Anwendungsszena-
rien mobiler Online-Lösungen für
Bürger und Verwaltung. 

AKDB-Repräsentanten aus
den Bereichen Marktentwick-
lung, eGovernment und techni-
sches Marketing lieferten mit kur-
zen Impulsvorträgen zu technolo-
gischen Trends und innovativen
Projekten im In- und Ausland die
Basis für die sich anschließende
Diskussion. „In erster Linie hören
wir unseren Kunden mit gespitz-
ten Ohren zu, um noch besser zu
verstehen, welchen Einfluss mo-
bile Endgeräte heute und in Zu-
kunft auf die Verwaltung haben“,
erklärte Wolfram Weisse, Be-
reichsleiter Kommunikation und
Marktentwicklung, das Konzept. 

Realistisches Bild

Mit einer Mischung aus Me-
thodik und offenen Diskussionen
versuchte man im Kundenkreis
ein möglichst realistisches Bild
der nahen und auch der ferneren
Zukunft zu zeichnen: Wo und
wann lösen mobile Arbeitsplatz-
umgebungen den Desktop-PC
ab? Welche Rolle spielen immer
leistungsfähigere Tablets und
Smartphones für die Abwicklung
von Behördengängen und was
bedeutet das für die schnelle und
eindeutige Identifizierung über
das mobile Endgerät? Befördert
dieser radikale technologische
Wandel die stärkere Einbezie-
hung von Bürgern über das Inter-
net? Wann werden sich Beteili-
gungs-Plattformen oder die Onli-
ne-Bürgersprechstunde als ge-
wohnter Standard etablieren? 

Gerade in diesem Punkt waren
sich alle Forumsteilnehmer einig:
Junge Menschen seien über die
klassische Bürgerversammlung nur
schwer oder gar nicht erreichbar,
wohl aber beteiligten sie sich aktiv
in Internetforen. „Unsere Kunden
sind gleichzeitig die Kunden von
Apple, amazon & Co.“, bringt es
ein Forumsteilnehmer auf den
Punkt. Und mehr noch: „Die Zei-
ten, in denen man sich für einen
Behördengang einen Tag frei
nimmt, sind vorbei.“ Damit steige
auch die Erwartungshaltung der
Kunden in Sachen Online-Verwal-
tungsdienste. 

Erklärtes Ziel des Kunden-Inno-
vationsforums ist es, der zukünfti-
gen Wahrheit möglichst dicht auf
den Fersen zu sein. „Wir müssen
bereits heute in der Entwicklung
die richtigen Weichen stellen für
innovative Lösungen und Produk-
te, die in drei bis fünf Jahren in der
Verwaltung und damit beim Bür-
ger zum Einsatz kommen“, beton-
te Moderator Weisse.

Von links: Nicoletta Bauer (AKDB), Stefan Walter (LRA Milten-
berg), Thomas Tausend (Stadt Trostberg), Wolfram Weisse
(AKDB), Robert Kapfenberger (Markt Geisenhausen), Andreas
Haßelbacher (Gemeinde Brunnthal), Robert Imiolek (LRA Mühl-
dorf am Inn), Roland Braun (Stadt Donauwörth), Karl-Heinz
Duschl (Markt Arnstorf), Clemens Krüger und Markus Hofmann
(beide AKDB). Foto: AKDB

8. Europäischer Datenschutztag in Berlin:

Immer noch Zeit
für Konsequenzen - 

Big Data für Bond 2.0
Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der
Länderhatte bereits Anfang September2013 festgestellt, es sei „Zeit
für Konsequenzen“ aus den anlasslosen und umfassenden Überwa-
chungen durch ausländische Nachrichtendienste. Daran hat
sich nichts geändert.

Die zentrale Veranstaltung der
Konferenz zum 8. Europäischen
Datenschutztag stand unter dem
Motto „Big Data für Bond 2.0 -
Für eine menschenrechtliche Ein-
hegung der Nachrichtendienste in
Zeiten von Big Data“. „Big Data“
bezeichnet die technischen Mög-
lichkeiten, in sehr großen Da-
tenmengen Muster zu erkennen
und mit Hilfe von Algorithmen
menschliches Verhalten „voraus-
zusagen“. Wie die Enthüllungen
des Jahres 2013 gezeigt haben,
nutzen auch Nachrichtendienste
Big Data und greifen damit in
die Grundrechte der Menschen
in besonders einschneidender
Weise ein.

Die stellvertretende Landesbe-
auftragte für Datenschutz Schles-
wig-Holstein, Marit Hansen, ana-
lysierte in ihrem Vortrag „Big Da-
ta für Bond 2.0“ die Sammlung
und Auswertung der riesigen Da-
tenmengen durch Nachrichten-
dienste und fragte, wo in diesem
Zusammenhang der Datenschutz
bleibe.

Der Vortrag von Prof. Dr. Heri-
bert Prantl (Chefredaktion Süd-
deutsche Zeitung) handelte von
„Bettelnden Grundrechten“ und
davon, „wie sich Geheimdienste
über die Verfassung und die Fun-
damente des Rechts erheben“.
Unter dem Motto „Wir waren zu 
naiv“ analysierte Erich Möchel
(ORF.at) die Entwicklung vom
Echelon- zum Prism-Skandal.

In der von Erich Möchel
moderierten Podiumsdiskus-

sion diskutierten die Verfas-
sungsschutzpräsidentin Maren
Brandenburger, die Sprecherin
des Chaos Computer Clubs Dr.
Constanze Kurz, der Abgeord-
nete des Europäischen Parla-
mentes Jan Philipp Albrecht,
und der Direktor Grundrechte
und Unionsbürgerschaft der Eu-
ropäischen Kommission Paul
Nemitz darüber, wie Nachrich-
tendienste an die in Europa gel-
tenden Datenschutzgrundrechte
gebunden werden können.

Der diesjährige Vorsitzende der
Datenschutzkonferenz, der Ham-
burgische Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit,
Prof. Dr. Johannes Caspar, resü-
miert die Ergebnisse des Daten-
schutztages und gab einen Aus-
blick auf das bedeutsame Daten-
schutzjahr 2014.

Für die Konferenzvorsitzende
des Jahres 2013 und Ausrichterin
der Veranstaltung, die bremi-
sche Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit,
Dr. Imke Sommer, ist die daten-
schutzrechtliche Erkenntnis aus
dem Jahr 2013: „Wir müssen die
grundrechtsschützenden Regelun-
gen verschärfen, die festlegen, wo
welche Datenmengen entstehen
dürfen, wer sie wofür nutzen darf
und welche darauf basierenden
Verhaltensprognosen wir zulassen
wollen. Vor allem aber müssen wir
alles dafür tun, dass diese Regeln
durchgesetzt werden. Auch ge-
genüber in- und ausländischen
Nachrichtendiensten.“

Bayern will flächendeckendes
„schnelles Internet“

Eine der bedeutsamsten Aufga-
ben für die Infrastruktur der Zu-
kunft ist ein flächendeckendes
„schnelles Internet“ in Bayern.
„Der Freistaat will bis 2018 ein
flächendeckendes Hochgeschwin-
digkeitsnetz schaffen und das mo-
dernste Breitband zum Standard
machen. Dies ist ein zentraler
Standortfaktor. Und auch wesent-
lich für die Schaffung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Frei-
staat“, so Finanzstaatssekretär Jo-
hannes Hintersberger bei der Schu-
lung der Breitbandbetreuer im Amt
für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung in Augsburg.

Bayern nimmt viel Geld in die
Hand: 1,5 Milliarden Euro bis
2018, hob Hintersberger hervor:
„Die Bayerische Breitbandstrate-
gie beruht auf drei Säulen: Förder-
richtlinie vereinfachen, Förderung
verbessern, Beratung effektivie-

ren. Wir wollen Datenautobahnen
bauen und jede Gemeinde muss
eine eigene Ausfahrt bekommen.“ 

Die Beratung der Kommunen
erfolgt seit Jahresbeginn durch die
Ämter für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung. Jeder Land-
kreis erhält einen Berater mit
Kenntnis der kommunalen Struktur
und der Bedürfnisse vor Ort. Das
Bayerische Breitbandzentrum in
Amberg ist ein zentraler Ansprech-
partner bei komplizierten Fragen.
Dort erfolgt die Steuerung der bay-
ernweiten Beratung.

„Jetzt gilt es für die Kommunen
mitzumachen: Beratungsangebot
und Chancen auf Förderung nut-
zen. Ermutigen Sie die Kommu-
nen, jetzt in das Programm einzu-
steigen“, appellierte Hintersberger
an die Breitbandbetreuer der Äm-
ter für Digitalisierung, Breitband
und Vermessung.

GPS-Geräte und Smartphones:

Neuer Referenzpunkt 
in Kastl

Ob Smartphone oder Navigationsgerät: Zur exakten Positionsbe-
stimmung werden Koordinaten benötigt. Die Welt ist von einem un-
sichtbaren Koordinatensystem überzogen. „Ohne dieses wäre das
Leben in der modernen High-Tech-Gesellschaft gar nicht möglich.
Mehr als 50 Navigationssatelliten umkreisen ständig die Erde. Die
Bayerische Vermessungsverwaltung will allen Bürgerinnen und
Bürgern in Zukunft kostenlos ermöglichen, die Genauigkeit ihres
GPS-Empfängers vorOrt zu ermitteln. Auch in derOberpfalz steht
jetzt der erste Referenzpunkt zur Verfügung“, teilte Staatssekretär
Albert Füracker bei der Vorstellung in Kastl mit.

Ziel ist nach den Worten von
Füracker, dass jeder bayerische
Landkreis in den nächsten Jahren
mindestens einen öffentlichen
GPS-Referenzpunkt erhält. Der
geodätische Referenzpunkt stellt
die Verbindung zwischen dem
weltweiten Koordinatensystem
und einem Punkt auf der Erdober-
fläche her. In Kastl wird er durch
eine gravierte Metallplatte mit den
Koordinaten auf einem massiven
Pfeiler aus Naturstein gekenn-
zeichnet. Eine Hinweistafel infor-
miert über die entsprechenden
Einstellungen am GPS-Gerät und
den Verlauf des Messvorgangs.

Vielfältige Möglichkeiten

Zahlreiche Anwender von GPS-
Empfängern und Smartphones so-
wie anderen mobilen Endgeräten
nutzen die Möglichkeit beruflich
oder in ihrer Freizeit. Wanderer,
Auto- oder Fahrradfahrer nutzen
GPS-Geräte als Navigationshilfe.
Außerdem kann man damit Fotos
oder Videos im Netz positionieren
oder Smartphones orten. In Bay-
ern wurden bislang Referenzpunk-
te in Gunzenhausen, am Dreifran-
kenstein und in Marktoberdorf
eingerichtet.

Die weltweit bereits bestehen-
den Referenzpunkte, allein rund
60.000 in Bayern, sind nur für
Fachanwender nutzbar und seien
meist unsichtbar unter der Erde
verborgen. Öffentliche Referenz-
punkte gibt es bisher in Deutsch-
land nur an wenigen Orten. Mittels
der neuen öffentlichen Geodäti-
schen Referenzpunkte können
die Nutzer ihre GPS-Geräte und
Smartphones künftig auf Genau-
igkeit prüfen. Dies wird nicht
nur Wanderern und Radfahrern
helfen, sondern etwa auch Feld-
geschworenen bei der Überprü-
fung ihrer technischen Ausrü-
stung. Auch die moderne Schnit-
zeljagd mit dem GPS-Gerät, das
sogenannte Geocaching, werde
damit bereichert.

In Deutschland seien bereits
mehr als 100.000 aktive Geoca-
cher unterwegs. Eltern würden
dies heute mit ihren Kindern zu ei-
nem Erlebnis- oder Abenteuerspa-
ziergang gerne nutzen. Daher wird
die Bayerische Vermessungsver-
waltung in den kommenden Jah-
ren flächendeckend öffentliche
Geodätische Referenzpunkte er-
richten. 
Weitere Informationen:
www.vermessung.bayern.de

Historische topographische Karten:

Jetzt digital verfügbar
Laut Bayerischer Vermessungsverwaltung sind die historischen
Ausgaben verschiedener Topographischer Kartenwerke nunmehr
digital verfügbar. 

Die Sammlung des Landesam-
tes für Digitalisierung, Breitband
und Vermessung umfasst 174 Jah-
re Topographische Karten, darun-
ter die Positionsblätter der ersten
modernen Landesaufnahme Bay-
erns im Maßstab 1:25 000 von
1869 bis 1957, der Topographi-
sche Atlas des Königreichs Bayern
im Maßstab 1:50 000 von 1834 
bis 1960 oder die Karte des Deut-
schen Reiches im Maßstab 
1:100 000 von 1848 bis 1965.

Im Jahr 2008 wurde damit be-
gonnen, diesen Kartenschatz auch

digital zu erfassen. Etwa 10 000
Kartenblätter wurden im Zuge
der Digitalisierung eingescannt
und georeferenziert. Jetzt stehen
diese Rasterdaten auch Kunden
zur Verfügung.

Die historischen Karten können
mit oder ohne Kartenrand erwor-
ben werden. Vor allem für die Er-
forschung von Siedlungsentwick-
lung oder für Heimatforschung
wird mit den Rasterdaten der hi-
storischen Topographischen Kar-
ten eine wertvolle Kartengrundla-
ge geboten. DK
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iRICH - die SitzungsApp
papierlose Gremienarbeit in Perfektion

Gremienarbeit mit iRICH:

✓ alle Unterlagen überall dabei
✓ immer auf dem aktuellen Stand 
✓ Ideen und Notizen aufzeichnen und speichern
✓ geschlossenes Sicherheits- und Datenschutzkonzept

www.sitzungsdienst.net

STERNBERG Software-Technik GmbH
Kerkmannstraße 1
33729 Bielefeld

Tel.: +49 (0)521 97700-0
Fax: +49 (0)521 97700-99

E-Mail: info@sternberg24.de

10.03. bis
14.03.2014

CeBIT
H7 C62/3

Individuelles 
Sitzungsmanagement

für Bayerns Kommunen 
Im Zuge der vergangenen Landtagswahlen und den bevorstehen-
den Kommunalwahlen im Freistaat Bayern beschäftigen sich die
Kommunen aktuell mit dem Thema Sitzungsdienst und der digita-
len Ratsarbeit. Landkreise, Städte und Gemeinden jeder Größen-
ordnung möchten ihre politischen Verfahrenswege für Mandats
träger effizienter und für den Bürger transparenter gestalten. Die
Herausforderung besteht in der Wahl des richtigen Systems. 

Die Firma STERNBERG ent-
wickelt seit 1990 individuelle Sit-
zungsmanagementsoftware, die es
ihren Anwendern ermöglicht, ei-
nen schrittweisen Übergang von
bisherigen Verfahren in die digita-
le Ratsarbeit zu erreichen. Der
Schlüssel des Erfolgs liegt in der
modularen Erweiterung des Sy-
stems, die jedem Anwender eine
passgenaue Lösung für seine Ver-
waltungsanforderungen bietet. Ein
weiterer Punkt ist die Zukunfts-
fähigkeit der Software. Wurden
Unterlagen bisher in gedruckter
Form ausgehändigt und den Zu-
ständigen weitergereicht, so er-
möglicht das Sitzungsmanage-

ment, digitale Unterlagen zu er-
stellen und diese in zugangsbe-
schränkten Bereichen den Man-
datsträgern und Bürgern zur Ver-
fügung zu stellen. 

Ein Vorreiter in Bezug auf
„neue Transparenz in der Ratsar-
beit“ ist die Stadt Pfaffenhofen an
der Ilm, hat sie doch bereits 2008
beschlossen, ihr Stadtarchiv zu di-
gitalisieren. Alle Stadtverordneten
und Bürger erhielten dadurch die
Möglichkeit, vergangene und ak-
tuelle Sitzungsprotokolle ortsun-
abhängig einzusehen. Aufbauend
auf der modernen Archivierung er-
folgte 2011 die Einführung eines
Ratsinformationssystems. Inzwi-
schen wird die Sitzungsvor- und -
nachbereitung zentral aus dem Sy-
stem gesteuert. Das intuitiv zu be-
dienende Gremieninfosystem, im
Layout der Homepage, erleichtert
Mandatsträgern die tägliche Arbeit
und schafft auch Bürgern einen
Zugang zur Politik. 

Kommunen wie Pfaffenhofen,
die bereits ein Sitzungsmanage-
mentsystem nutzen, berichten oft
über ihre positiven Erfahrungen.
In vielen kleinen Verwaltungsein-
heiten hingegen überwiegen den-
noch die Bedenken zur Einfüh-
rung einer digitalen Lösung, da
Fragen zum Umfang der Software
und der damit verbundenen Ko-
sten meist ungeklärt im Raum ste-
hen. Die Firma STERNBERG hat
auf diese Fragestellungen eine
Antwort und bietet speziell auf
kleine Kommunen zugeschnittene
Lösungen an. Neben der stufen-
weisen Einführung der Software
sind auch die Anschaffungskosten
des Sitzungsmanagements auf die
jeweilige Kommune zugeschnit-
ten. Die Lizenzgebühren richten
sich hierbei nach der jeweiligen
Einwohnerzahl. 

Die Gemeinden Putzbrunn und
Grasbrunn mit ca. 7000 Einwoh-
nern haben bereits vor mehr als elf
Jahren den Sitzungsdienst einge-
führt. Durch die modulare Erwei-
terung ist es gelungen, den Sit-
zungsdienst noch individueller an
die vorhandenen Gegebenheiten
anzupassen. Neben den Grundmo-
dulen Sitzungsdienst und Ratsin-
formationssystem entschlossen
sich die Gemeinden dazu, Erweite-
rungen in Form des Abrechnungs-
moduls, der Kassenschnittstelle so-
wie des Webhostings vorzuneh-
men. Die interaktive Sitzung bietet
zudem die Möglichkeit der direk-
ten Eingabe aller Ergebnisse wäh-
rend einer Sitzung. 

Einen ähnlichen Weg ist auch
das Landratsamt Ansbach gegan-
gen. Nach jahrelanger Erfahrung
mit der Sitzungsdienstsoftware
zieht Frau Stütz folgendes Fazit:
„Die aktuelle Arbeit mit dem Sit-
zungsdienst gestaltet sich für uns al-
le sehr gut, da dies eine große Er-
leichterung unser täglichen Arbeit
darstellt. Zudem ist der Sitzungs-
dienst auch für Recherchen und der
Verwaltung von Daten eine große
Hilfe“. Mit dem Modul der digita-
len Sprachaufzeichnung werden
Sitzungen aufgenommen und bil-
den die Grundlage für die Proto-
kolle. Die Abrechnung von Auf-
wandsentschädigungen, Sitzungs-
geldern, Fahrtkosten und Verdienst-
ausfällen werden ebenfalls durch
die Software erleichtert. 

Auf dem Weg zur papierlosen
Ratsarbeit begleitet STERNBERG
kleine Gemeinden, Städte, Land-
kreise, Verbände und Universitä-
ten - ganz nach ihren individuellen
Bedürfnissen. Das Unternehmen
ist auf der CeBIT 2014, Halle 7,
C62/3 vertreten.

Tele-Kabel-Ingenieurgesellschaft mbH:

Kompetente Breitbandberatung
für Kommunen und Landkreise

Neue Zweigniederlassung in Wolfratshausen

Schnelle Kommunikationswege sind der Schlüssel zu einer mo-
dernen, vernetzten Welt. Leistungsstarke Netze sind dabei die
Basis jeder leitungsgebundenen Telekommunikation. Seit meh-
reren Jahren bereits unterstützt die 1990 gegründete Tele-Ka-
bel-Ingenieurgesellschaft mbH (TKI) als modernes, unabhängi-
ges und technologieneutrales Dienstleistungsunternehmen der
Telekommunikationsbranche deutschlandweit Bundesländer,
Landkreise, Städte, Gemeinden und kommunale sowie private
Energieversorger bei allen Aufgaben der Konzeption und Reali-
sierung breitbandfähiger Netze. 

Die TKI mit Hauptsitz in
Chemnitz verfügt dafür über ein
Team aus Branchenexperten, In-
genieuren und Netzwerkplanern,
Betriebs- und Volkswirten, spe-
zialisiert für Beratungsleistungen
auf dem Gebiet der Breitbandin-
frastrukturen und mit langjähri-
ger Erfahrung im Management
von Projekten. 

So unterstützte die Ingenieur-
gesellschaft in Zusammenarbeit
mit der MUERNSEER ASSO-
CIATES GmbH unter anderem
eine Anzahl von Gemeinden im
Bundesland Bayern bei der Auf-
nahme in das Bayerische Breit-
bandförderprogramm I und II
(u.a. VG Aub). Zudem wurden
eine landkreisweite Verfügbar-
keitsanalyse, ein Infrastrukturka-
taster sowie ein Masterplan zur
flächendeckenden Breitbander-
schließung für 22 Städte und Ge-
meinden mit 150 Gemeindetei-
len im Landkreis Garmisch-Par-
tenkirchen erstellt. Kommunale
Machbarkeitsstudien, FTTB-Pla-
nungen sowie eine Netzbetreiber-
selektion wurden für etwa 30
Kommunen in Bayern (u.a. in Bad
Bayersoien, Putzbrunn) durchge-
führt. 

Referenzprojekte

Auch bundesweit ist TKI für
verschiedene Landkreise in der
Breitbandberatung tätig. Im
Landkreis Main-Taunus-Kreis
erstellte die Ingenieurgesell-
schaft für die Mainova AG eine
umfassende Konzeptberatung
für den Breitbandausbau. Weite-
re Projekte waren auch Bedarfs-
und Verfügbarkeitsanalysen so-
wie die Vorbereitung und Durch-
führung von EU-Vergabeverfah-
ren für die Landkreise Mittel-
sachsen, Bautzen, Vogtlandkreis
und Weimarer Land.

Die Software Network Explo-
rer for Telecommunication NET
vervollständigt das Leistungs-
portfolio der TKI. NET vereinigt
die Funktionalitäten eines 
FTTX-Planungstools mit der
Leistungsfähigkeit eines Geo-
grafischen Informationssystems
und der Flexibilität eines Netz-
managementsystems. Die Soft-

ware wird u. a. von zahlreichen
Planungsbüros für die FTTX-
Planung eingesetzt. Darüber hin-
aus ist NET bei den Stadtwerken
in Rosenheim und Stadtlohn, der
sasag Kabelkommunikation AG,
der Chemnitzer Verkehrs AG
und bei Energie und Wasser
Potsdam für die Planung, Opti-
mierung und Verwaltung von
glasfaserbasierten Netzen im
Einsatz.

Nah am Kunden

Erhöhte Kundennähe und die
Sicherstellung von kurzen Reak-
tionszeiten waren nur zwei gute
Gründe, in Bayern eine TKI
Zweigniederlassung zu eröffnen.
Seit 1. Oktober 2013 ist die Chem-
nitzer Ingenieurgesellschaft auch
im Süden Deutschlands, nämlich
in Wolfratshausen, vertreten und
damit ganz nah an ihren Kunden.

Die Entwicklung tragfähiger
Empfehlungen und die Ablei-
tung zielorientierter sowie zu-
kunftsfähiger Konzepte erfolgt
unter Berücksichtigung zahlrei-
cher kommunaler, infrastruktu-
reller, technischer und förderspe-
zifischer Aspekte. Das Leis-
tungsportfolio des Breitband-
büros Bayern umfasst haupt-
sächlich die Beratung und Pla-
nung von Breitbandprojekten.
Dazu zählen vor allem folgende
Komponenten:

Bedarfs- und Verfügbarkeits-
analysen, Machbarkeitsstudien,
Masterpläne: Die passende Stra-
tegie zur wirtschaftlichen und
zukunftssicheren Erschließung
eines Gebietes basiert unter an-
derem auf einer Bedarfsabschät-
zung und der gegenwärtigen
Versorgungssituation. 

Beratung zur Breitbandförde-
rung und Beantragung von För-
dermitteln: Um den Breitband-
ausbau im ländlichen Raum vor-
anzutreiben, stehen den Kom-
munen und Landkreisen ver-
schiedenste Förderinstrumente
zur Verfügung. 

Vorbereitung, Durchführung
und Begleitung von (EU-)Verga-
beverfahren: Über den gesamten
Verfahrensablauf hinweg unter-
stützt Sie TKI unter enger Einbe-

ziehung und regelmäßiger Ab-
stimmung.

Begleitung des Breitbandaus-
baus, Projektüberwachung und
–abnahme: Unter Verwendung
öffentlicher Mittel erfordert der
Breitbandausbau einen detail-
lierten und umfangreichen Nach-
weis der Erreichung und Einhal-
tung des Zuwendungszweckes. 

Erfassung und Aufbau von
Infrastrukturkatastern: Ein wirt-
schaftlich erfolgreicher Breit-
bandausbau lässt sich nur unter
Vermeidung des Aufbaus paral-
leler Infrastrukturen und der
Nutzung von Synergiepotentia-
len erzielen. 

Konzeption flächenübergrei-
fender Leerrohrnetze & Er-
schließungskonzepte: Der kos-
tenoptimale Lückenschluss zur
Anbindung unterversorgter Ge-

biete setzt eine effiziente Er-
schließungsplanung voraus.

Außerdem übernimmt TKI die
Planung von FTTC/FTTB/FTTH-
Netzen, zum Beispiel auch für Ge-
werbegebiete.

Regionale Unterstützung

Die Aktivitäten des neuen
Büros in Wolfratshausen werden
von dem langjährigen Koopera-
tionspartner und Breitbandbera-
ter Dieter Muernseer koordiniert.
Durch eine Vielzahl erfolgreich
abgeschlossener Projekte bringt
dieser bereits große Erfahrung
auf dem bayerischen Breitband-
markt mit. Muernseer unterstützt
TKI regional bei der Umsetzung
von Projekten und leitet zudem
Vertriebsaktivitäten der TKI bei
Kunden. Darüber hinaus hat das
Unternehmen nun die Möglich-
keit, Kundentermine direkt vor
Ort wahrnehmen zu können.

Muernseer zufolge ergibt die
Verbindung von regionaler
Nähe mit der Leistungsfähigkeit
der TKI in Chemnitz letztlich
eine effiziente Synergie, die der
Garant für eine erfolgreiche
Umsetzung unserer Projekte in
Bayern ist“. DK

Big-Data-Projekte
erfolgreich stemmen

emagine bringt führende Big-Data-Spezialisten auf die CeBIT

Viele Unternehmen wissen noch nicht recht, wie sie mit Big Data
umgehen sollen. Doch das dürfte sich bald ändern – auch durch den
enormen Aufmerksamkeitsschub, den das Thema im Zuge der
kommenden CeBIT erhalten wird. Entsprechend wachsen wird
der Bedarf an hochqualifizierten Fachkräften zur Entwicklung,
Implementierung und Umsetzung neuer Big-Data-Lösungen. 

emagine ist hierfür hervorra-
gend aufgestellt und demonstriert
dies auf der weltgrößten IT-Messe
vom 10. bis 14. März 2014 in
Hannover. So präsentieren sich
ausgewählte Spezialisten aus dem
internationalen Expertennetzwerk
von emagine am Stand des Unter-
nehmens in Halle 16. Sie decken
ein breites Spektrum unterschied-
licher Aufgabenbereiche ab, die
bei Big-Data-Projekten anfallen:
vom Aufbau einer integrierten IT-
Architektur über die Datenmodel-
lierung bis hin zur Datenanalyse
sowie der Umsetzung konkreter
Anwendungsszenarien wie dem
Risikomanagement.

Big Data ist für viele Unterneh-
men noch ein Zukunftsthema, si-
cherlich aber kein Hype mit gerin-
ger Halbwertzeit. Zu groß sind die
Geschäftschancen, die sich mithil-
fe von intelligenten Big-Data-Lö-
sungen erschließen lassen. Um die
Potenziale tatsächlich ausschöpfen
zu können, benötigen Firmen Zu-
gang zu hochqualifizierten Spe-
zialisten – am besten flexibel und
kurzfristig, insbesondere wenn es
um die Implementierung neuer
Systeme und Anwendungen geht. 

Doch wo finden sie diese Ex-
perten? Eine Antwort lautet ema-
gine. „Unser internationales Exper-
tennetzwerk umfasst zahlreiche IT-
Spezialisten mit explizitem Know-
how rund um Big Data“, erklärt
Stefan Frohnhoff, Geschäftsführer
bei emagine in Deutschland. Ihr
Markenzeichen: Neben dem tech-
nologischen Handwerkszeug ver-
fügen sie über ein tiefes Geschäfts-
verständnis in den von ihnen adres-
sierten Branchen.

Warum ist das so wichtig? Der
volle Nutzen von Big Data lässt
sich nur dann ausschöpfen, wenn
es Unternehmen gelingt, die für sie
richtigen Fragen zu stellen. Fra-
gen, zu denen sich aus der großen
Menge an vorhandenen Daten
Antworten ableiten lassen, die ei-
nen echten Mehrwert bringen.
„Hierfür muss man verstehen, wie
Unternehmen tatsächlich funktio-
nieren“, sagt Frohnhoff.

Vier Experten präsentieren
sich mit emagine 
auf der CeBIT

Bei der weltgrößten IT-Messe
CeBIT kann man mit emagine ei-
nige dieser begehrten digitalen
Pioniere kennenlernen. Das zur
GFT Group zählende Unterneh-
men hatte im November 2013 sein
eigenes Expertennetzwerk aufge-
rufen, sich für einen der exklusi-
ven Plätze bei der CeBIT zu be-
werben. Vier von ihnen haben es
geschafft und präsentieren sich als
Teil des emagine Messeauftritts je-
weils zwei Tage lang dem Fachpu-
blikum. „Wir sehen die Freelancer
in unserem Netzwerk als Partner
an und arbeiten auch so mit ihnen
zusammen“, erklärt Frohnhoff. „In
diesem Sinne geben wir ihnen die
Gelegenheit, sich gemeinsam mit
emagine dem Fachpublikum vor-
zustellen.“ 

Einer der ausgewählten Berater
ist Jörg Gogarn aus dem hessi-
schen Trebur. Er hat sich mit sei-
nen Dienstleistungen auf die Fi-
nanzbranche und mittelständische
Unternehmen spezialisiert. Dabei
macht er zum Beispiel die IT-Ar-
chitekturen von Finanzdienstlei-
stern fit für Big Data oder ent-
wickelt das Liquiditäts- und Risi-
komanagement von Mittelständ-
lern weiter. „Es stehen mehr und

bessere Informationen zur Verfü-
gung als je zuvor – sowohl für die
Steuerung der Werttreiber als auch
die Frühwarnindikatoren“, sagt
Gogarn. „Die Finanzdienstleister
werden durch die Anforderungen
der Europäischen Aufsicht an den
Datenhaushalt und die Banksteue-
rung getrieben. In beiden Fällen
wächst der Bedarf aus der Indu-
strie derzeit enorm.“

Der Berliner Christian Richter
hat ein klares Ziel: „Ich möchte
Big Data für meine Kunden so
einfach wie möglich machen.“
Spezialisiert ist er auf die Entwick-
lung und Umsetzung von Soft-
warelösungen und Dienstleistun-
gen, basierend auf Big-Data-Infra-
strukturen in öffentlichen und pri-
vaten Cloud-Umgebungen wie
Hadoop on Demand.

Mit Martial Krawier aus Paris
und Paul Ingram aus London wer-
den auch zwei internationale Bera-
ter emagine auf die CeBIT beglei-
ten. Krawier unterstützt Unterneh-
men dabei, passgenaue Big-Data-
Anwendungen aufzusetzen – mit
Hilfe verschiedener Analyseverfah-
ren, Big-Data-Technologien sowie
agilen Projektmanagementtech-
niken. „Mit meinen Partnern ent-
wickle ich derzeit eine Analytics-
Plattform, die auf Basis wissen-
schaftlicher Methoden gezielt für
Marketingkampagnen eingesetzt
werden kann“, erklärt Krawier. 

Der Brite Paul Ingram schließ-
lich bietet einen einzigartigen, li-
zensierten Service zur Datenmo-
dellierung an, mit dem sich die
Kosten für den Betrieb von Daten-
banken um bis zu 40 Prozent redu-
zieren lassen. „Es geht darum, bis-
lang ungenutzte Funktionalitäten
im Umgang mit komplexen oder
schwierig erreichbaren Daten zu
ermöglichen, ohne dass zusätzli-
che Hardware oder Software be-
nötigt wird“, beschreibt Ingram.

Jeweils zwei Tage lang sind die
vier Experten im Herzen des Ce-
BIT-Messegeländes am Stand von
emagine in Halle 16. In dieser prä-
sentiert die globale Innovations-
plattform CODE_n 50 der welt-
weit führenden Big-Data-Start-
ups. Die von den internationalen
Designern Clemens Weisshaar
und Reed Kram entworfene Aus-
stellungshalle bricht mit Traditio-
nen der klassischen Messegestal-
tung und setzt Big Data als Leit-
thema auf spektakuläre Weise in
Szene – der ideale Rahmen für
emagine und vier außergewöhn-
liche Experten mit der Lizenz
für Big Data.
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Neues Besucherzentrum
im Tiergarten München

Bionicum schafft einmalige Verbindung 
zwischen Natur, Umweltbildung und Forschung 

Im NürnbergerTiergarten entsteht ein bayernweit einzigartiges Be-
sucherzentrum, das sich mit den Geheimnissen derTier- und Pflan-
zenwelt und deren Nutzung für technische Entwicklungen beschäf-
tigt: Das „Bionicum“. Zum Startschuss der Baumaßnahmen im
Naturkundehaus des Nürnberger Tiergartens betonte der Bayeri-
sche Umweltminister Dr. Marcel Huber: „Das Besucherzentrum
bietet eine spannende Entdeckungsreise durch die Technik der Na-
tur. Jung und Alt erleben dort hautnah, welche Geheimnisse und
Mechanismen die Natur in sich trägt. Der Erfindungsreichtum der
Tier- und Pflanzenwelt ist so enorm, davon kann der Mensch für
Wissenschaft und Technik nur lernen.“ 
Insgesamt vier Millionen Euro
werden für Ausbau und Ausstel-
lung vom Bayerischen Umwelt-
ministerium eingesetzt. Eröffnet
wird das Besucherzentrum vor-
aussichtlich im Sommer 2014. Der
Bayerische Finanzminister Dr.
Markus Söder bekräftigte: „Der
Tiergarten ist der ideale Ort für das
einzigartige Forschungs- und Be-
sucherzentrum. Hier kann man die
Erforschung der Natur als Vorbild
und Lehrmeister moderner Tech-
nik hautnah miterleben. Jeder Eu-
ro ist optimal investiert.“ 
Im Naturkundehaus wird zukünf-
tig eine Bionik-Ausstellung mit
hochmodernen und interaktiven
Elementen die Zusammenhänge
zwischen Natur und Technik an-
schaulich und erlebbar machen.

Huber und Söder: „In Nürnberg
werden die faszinierenden Ge-
heimnisse der Tier- und Pflan-
zenwelt gelüftet. Das Bionicum
wird damit zu einem herausra-
genden Element in der bayeri-
schen Umweltbildung und zeigt,
warum die Artenvielfalt auch als
wichtige Ressource erhalten wer-
den muss.“

Interaktive Ausstellung

In der interaktiven Ausstellung fin-
den Kinder und Erwachsene Ori-
ginalexponate, Experimente zum
Mitmachen und spannende Hin-
tergrundinformationen zur Bionik.
Ein Beispiel ist das Wappentier
des Bionicums, der Sandfisch. Die
Haut der etwa 20 Zentimeter lan-

gen Eidechsenart ist kratzfester als
Nylon, Glas, polierter Stahl und
sogar Teflon. 

Bionik-Lehrpfad

Die Eigenschaften der Sandfisch-
haut sollen nun in die Technik
übertragen werden und können
beispielsweise bei Spiegeln für
Solaranlagen dafür sorgen, dass
diese nicht mehr zerkratzen oder
Staub und Sand nicht mehr haften

bleiben. Ergänzt wird das Besu-
cherzentrum um einen Bionik-
Lehrpfad durch das Tiergarten-
gelände unter Einbeziehung der
dort lebenden Tiere und Pflanzen.
Im Zuge der Maßnahmen wird
außerdem das denkmalgeschützte
Naturkundehaus im Tiergarten an
die heutigen energetischen Anfor-
derungen angepasst und eine bar-
rierefreie Nutzung sichergestellt.
Neben dem Besucherzentrum im
Tiergarten stellt das Bayerische
Umweltministerium der Univer-
sität Erlangen-Nürnberg und der
Hochschule für angewandte Wis-
senschaften Nürnberg etwa 3,4
Millionen Euro für die Bionik-
Forschung zur Verfügung. 
Informationen zur geplanten
Ausstellung und zur Forschung
am Bionicum im neuen Informa-
tionsportal: www.bionicum.de 

Neueste Entwicklungen beim System Grüner Punkt:

Besorgter VKU
Mit Sorge hat der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) die
jüngsten Veröffentlichungen der für das erste Quartal 2014 lizen-
sierten Mengenmeldungen von Verpackungen zur Kenntnis ge-
nommen. Laut der Clearingstelle der dualen Systeme ist die Menge
der lizensierten Verpackungen auf 205.606 Tonnen gesunken, das
entspricht einem Minus knapp 25 Prozent gegenüber dem Vorjah-
resquartal, was wiederum in etwa nur noch ein Drittel der tatsäch-
lich anfallenden Leichtverpackungsmengen ist. 

Aus Sicht des VKU hat die seit
Jahren andauernde Fehlentwick-
lung nun einen neuen Tief-
punkt erreicht. VKU-Hauptge-
schäftsführer Hans-Joachim Reck
sieht die Fehler in der gesetzlichen
Grundlage der Verpackungs-
verordnung: „Das System Grü-
ner Punkt basiert darauf, dass die
Unternehmen für die Entsorgung
der von ihnen in Verkehr ge-
brachten Verpackungen bezah-
len. Immer mehr Unternehmen
entziehen sich dieser Verantwor-
tung und aufgrund der Komple-
xität und Intransparenz des Sy-
stems gibt es keine wirkungsvol-
len Möglichkeiten, diese Säum-
nisse zu ahnden.“

Vor diesem Hintergrund hat die
rot-grüne Landesregierung in
Nordrhein-Westfalen einen Ände-
rungsantrag gestellt, die Verord-
nung zu novellieren. Reck mahnt
jedoch, dass nur eine grundlegen-
de Änderung der Verpackungsver-
ordnung das seit Jahren krankende
System verbessern könne: „Ange-

sichts des dramatischen, mit den
so genannten Branchenlösungen
bei Weitem nicht erklärbaren Aus-
maßes der Unterlizenzierung sind
die Änderungsanträge nur ein Her-
umdoktern an Symptomen. Not-
wendig ist vielmehr eine grundle-
gende Revision des Systems der
Verpackungsentsorgung auch un-
ter Einbeziehung stoffgleicher
Nichtverpackungsabfälle.“

Nicht nur wegen der Fehlent-
wicklungen bei den Lizensie-
rungsmengen steht das System
Grüner Punkt in der Kritik, auch
die ökologischen Errungenschaf-
ten sind aus Sicht des VKU sehr
überschaubar. Reck „Die mangel-
haften Recyclingerfolge der dua-
len Systeme machen deutlich, dass
mit der beabsichtigten Stärkung
der Systembeteiligungspflicht
noch nichts für eine hochwertige
Verwertung gewonnen ist.“ Der
VKU plädiert daher für eine
grundlegende Revision der Ver-
packungsentsorgung in dieser Le-
gislaturperiode.

Artenvielfalt in Bayern
Der Erhalt der natürlichen Lebensräume und die Bewahrung hei-
mischer Ökosysteme für kommende Generationen ist ein Schwer-
punkt derbayerischen Umweltpolitik. Dem Schutz derbayerischen
Moore kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Dies sagte der
Bayerische Umweltminister Dr. Marcel Huber bei der Übergabe
des Bundespreises UN-Dekade Biologische Vielfalt an den „Treff-
punkt Wildland“ im Landkreis Mühldorf: „Moore gehören zu den
wertvollsten Lebensräumen für seltene Tiere und Pflanzen. Sie sind
charakteristisch für das bayerische Landschaftsbild und unver-
zichtbarer Bestandteil unseres Naturerbes. Deshalb wollen wir sie
nachhaltig schützen.“ 

Die von der Deutschen Bundes-
stiftung Umwelt verliehene Aus-
zeichnung erhält das Projekt der
Wildland-Stiftung-Bayern des
Bayerischen Jagdverbands für das
vorbildliche Engagement zur Ver-
besserung der biologischen Viel-
falt sowie für die Stärkung des 
gesellschaftlichen Bewusstseins
durch ein entsprechendes Um-
weltbildungsangebot. „Beim Na-
turschutz setzen wir auf das große
Engagement der Menschen vor
Ort. Mit ihrem Einsatz leben sie
vor, wie man Verantwortung für
die Natur übernimmt und begei-
stern so andere Menschen für ihre
Umwelt“, sagte Huber. Der Bun-
despreis sei deshalb eine bedeu-
tende Würdigung der vor allem
ehrenamtlichen Leistungen im
Natur- und Umweltschutz. 

Mit einer Fläche von 236 Hek-
tar ist das Thalhamer Moos ein
überregional bedeutsames Feucht-
gebiet und wertvoller Lebensraum
von gefährdeten Arten wie Bekas-
sine, Kiebitz, Blaukehlchen sowie
Hellem und Dunklem Wiesen-
knopf-Ameisenbläuling. Neben
der naturschutzfachlichen Betreu-

ung des Thalhamer Moos ist die
Umweltbildung ein Schwerpunkt
des „Treffpunkt Wildland“. Die
Wildland-Stiftung-Bayern bietet
insbesondere Schulklassen Natur-
Führungen in das Moor an, bei de-
nen sie die Natur erleben können
und die Bedeutung der Artenviel-
falt erlernen können. Dabei koope-
riert das Projekt mit dem Schul-
landheim „Haus Sudetenland“ in
Waldkraiburg. Ein besonderes 
Highlight ist der Naturerlebnis-Pfad
„Na-Wu-Ku“, der den Besucher
die Naturschönheiten mit allen Sin-
nen wahrnehmen lässt. 

Das in den 1920er Jahren zur
Streu- und Torfgewinnung genutz-
te Niedermoor wurde 2000 bis
2004 im Rahmen eines Bayern-
Netz Natur-Projekts durch die
Wildland-Stiftung-Bayern renatu-
riert. Die Renaturierungsmaßnah-
men wurden vom Freistaat Bayern
und dem Bayerischen Naturschutz-
fonds mit rund 180.000 Euro unter-
stützt. Seit 2004 gehört das Thal-
hamer Moos als Bestandteil des
FFH-Gebietes „Isental mit Neben-
bächen“ zum europäischen Schutz-
gebietssystem Natura 2000.

Ölschäden durch
Hochwasser vermeiden
Faltblatt des Bayerischen Landesamtes für Umwelt 
gibt Überblick zur sicheren Lagerung von Heizöl

Die Hochwasservorsorge leistet neben Maßnahmen des technischen
Hochwasserschutzes und des Hochwasserrückhalts einen bedeu-
tenden Beitrag zum Schutz vorHochwasserschäden. Eine staatliche
Vorsorgemaßnahme ist u. a. die Ermittlung von Überschwem-
mungsgebieten, die eine Grundlage ist für verantwortliches Han-
deln zur Gefahrenvorsorge.

Hochwasser ist jedoch ein Na-
turereignis und Bayern ein Flä-
chenstaat mit gewachsener Sied-
lungsstruktur: Ein Restrisiko für
Bebauung besteht - hinter Hoch-
wasserschutzbauwerken ebenso
wie im Bereich von Überschwem-
mungsgebieten. Kommunen und
Bürger nehmen daher eine bedeu-
tende Rolle ein in der Vorsorge vor
Hochwasserschäden für Bebauung
und Umwelt. 

Mit dem Faltblatt „Sichere
Heizöllagerung in Überschwem-
mungsgebieten“ informiert das
Bayerische Landesamt für Um-
welt (LfU) kompakt und transpa-

rent über die Gefahren für Heizöl-
behälter durch Hochwasser, die
Möglichkeiten zur sicheren Heiz-
öllagerung, die Prüfung von Heiz-
ölbehältern durch Sachverständige
und nennt Ansprechpartner für
weitere Informationen zum The-
menkomplex der sicheren Heizöl-
lagerung in Überschwemmungs-
gebieten. Im Publikationsshop des
Bayerischen Staatsministeriums
für Umwelt und Verbraucher-
schutz kann das Faltblatt kosten-
frei bestellt oder als pdf-Datei 
heruntergeladen werden unter:
http://www.bestellen.bayern.de/
shoplink/lfu_was_00091.htm

Ausgelaufenes Heizöl breitet sich als schillernde Schliere auf den
überschwemmten Flächen aus.
Quelle: Bay. Landesamt fürUmwelt (Dateiname Heizöllagerung Titel).

Online-Befragung zum 
Mobilitätsverhalten

von Touristen 
Mit einer Online-Befragung untersuchen der Lehrstuhl für Wirt-
schaftsgeographie und Tourismusforschung der LMU München
und die bifa Umweltinstitut GmbH das Mobilitäts- und Freizeit-
verhalten der Besucher und Gäste des Tegernseer Tals und der
Stadt Nürnberg.

Gemeinsam mit der Tegernseer
Tal Tourismus GmbH, der Stadt
Nürnberg und der IHK Nürnberg
für Mittelfranken soll herausge-
funden werden, wie Touristen und
Gäste anreisen und sich im Te-
gernseer Tal bzw. der Stadt Nürn-
berg fortbewegen. Die Gründe für
die Wahl des Verkehrsmittels und
die Zufriedenheit damit spielen
dabei eine zentrale Rolle. Die Er-
gebnisse der Befragung dienen als
Grundlage dafür, wie (Freizeit-
)Mobilität zukünftig gestaltet wer-
den kann, welche Angebote noch
fehlen und was den Besuchern
und Besucherinnen dabei beson-
ders wichtig ist.

Teilnahme bis 26. Februar

An der Befragung kann jeder
teilnehmen, der schon einmal Ta-
ges- oder Übernachtungsgast in
einer der beiden Regionen war.
Die Teilnahme an der Online-
Befragung ist anonym und bis
26. Februar 2014 möglich. Die
Bearbeitung des Fragebogens
dauert etwa zwölf Minuten und
kann unter folgenden Adressen
gestartet werden:

Tegernseer Tal: http://ww2.
unipark.de/uc/tegernsee/
Stadt Nürnberg: http://ww2.
unipark.de/uc/nuernberg/

Hintergrund der Befragung ist
ein auf zwei Jahre angelegtes For-
schungsprojekt mit dem Titel Mo-
bilität und Tourismus - Koopera-
tion zwischen Verkehrs- und Frei-
zeitanbietern zur Anpassung an
den Klimawandel. In dem vom
Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (BMUB) geförderten
Forschungsvorhaben werden An-
passungsmaßnahmen an den Kli-
mawandel entwickelt. Im Mittel-
punkt stehen dabei Kooperationen
zwischen Verkehrsunternehmen
und Leistungsträgern der Touris-
musbranche, die langfristig als
kommunale Leuchtturmvorhaben
anderen Tourismusdestinationen
als Vorbild dienen können.

Die Ergebnisse der Befragung,
sowie alle weiteren im Rahmen
des Projekts gewonnenen Er-
kenntnisse werden in einer Bro-
schüre publiziert und bei einer öf-
fentlichen Abschlussveranstaltung
im Frühjahr 2015 ausführlich vor-
gestellt.

Quelle: Wasserwirtschaftsamt Deggendorf
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Zuschüsse für
kommunale Klimaschutzprojekte

Ab sofort können Städte und Gemeinden wieder Zuschüs-
se für Klimaschutzprojekte im Rahmen der Nationalen
Klimaschutzinitiative beantragen. Förderanträge können
bis zum 30. April 2014 eingereicht werden. 

Mit der „Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojek-
ten in sozialen, kulturellen und öffentlichen Einrichtungen“ -
kurz: Kommunalrichtlinie - fördert das Bundesumweltministe-
rium sowohl die Entwicklung von Klimaschutzkonzepten als
auch die konkrete Umsetzung einzelner Klimaschutzmaßnah-
men. Unter anderem wird die erfolgreiche Förderung der
LED-Innenbeleuchtung fortgesetzt. 

Mit der Nationalen Klimaschutzinitiative initiiert und fördert
das Bundesumweltministerium seit dem Jahr 2008 zahlreiche
Projekte, mit denen Energie effizienter genutzt und Emissio-
nen gemindert werden können. Die Programme und Projekte
der Nationalen Klimaschutzinitiative decken ein breites Spek-
trum an Klimaschutzaktivitäten ab: Von der Entwicklung lang-
fristiger Strategien bis hin zu konkreten Hilfestellungen und in-
vestiven Fördermaßnahmen. Die Initiative trägt zu einer Ver-
ankerung des Klimaschutzes vor Ort bei. Von ihr profitieren
Verbraucherinnen und Verbraucher ebenso wie Unternehmen,
Kommunen oder Bildungseinrichtungen. 

Den Naturschutzwächtern wurde ihre Tätigkeit um drei Jahre ver-
längert (v. l.): Ulrich Brill, Alfred Loritz, Karina Niebler, Landrat
Herbert Mirbeth, Eduard Meßmer und Herbert Werkmann.

Regensburg:

Naturschutzwächter
in Amt bestätigt

Ehrenamtliche Werber für die Natur
und Mahner gegenüber Umweltsündern

Kooperation statt Konfrontation, miteinander statt gegeneinan-
der, Aufklärung statt Verbot – unter diesen Leitgedanken sieht
Landrat Herbert Mirbeth die Aufgabe der Naturschutzwächter
im Landkreis Regensburg. An die fünf Mitglieder der Natur-
schutzwacht, Alfred Loritz, Herbert Werkmann, Eduard Meß-
mer, Karina Niebler und Ulrich Brill, überreichte der Landrat
in einer Feierstunde im Regensburger Landratsamt die Urkun-
den zur Verlängerung ihrer Tätigkeit für weitere drei Jahre. Er
dankte ihnen für den wichtigen Beitrag, den die Natur-
schutzwächter für unsere Heimat und das Gemeinwohl leisten
und geleistet haben.

Die Angehörigen der Natur-
schutzwacht, die es im Land-
kreis bereits seit 1985 gibt, sind
engagierte Kräfte und als „Wer-
ber“ für die Natur und „Mahner“
gegenüber Umweltsündern ein
unverzichtbares Element des an-
gewandten Naturschutzes und
ein eindrucksvolles Beispiel für
die Wichtigkeit des Ehrenamts in
der Gesellschaft. Die Natur-
schutzwacht ist sowohl wichti-
ger Partner der unteren Natur-
schutzbehörde und der betreuten
Gemeinden als auch der Bürger
vor Ort. 

Präsenz vor Ort

Ihre Präsenz vor Ort macht die
Naturschutzwächter zum Bin-
deglied zwischen den Bürgern
und der Verwaltung. Ihre Aufga-
be ist es, die Bürgerinnen und
Bürger aufzuklären, zu beraten
und zu informieren. Sie setzen
sich für den Erhalt der Natur ein
und bemühen sich, Verständnis
für Naturschutz und Land-
schaftspflege bei der Bevölke-
rung zu wecken. Zudem überwa-
chen sie die zum Schutz der Na-
tur erlassenen Rechtsvorschrif-
ten und teilen Verstöße dem
Landratsamt mit.

Laut Ansgar Lemper von der

unteren Naturschutzbehörde ha-
ben die Naturschutzwächter be-
sondere Befugnisse und dürfen
auch Personalien feststellen,
wenn jemand offensichtlich ge-
gen umwelt- oder naturschutz-
rechtliche Vorschriften verstößt.
Aus Erfahrung weiß Lemper,
dass Aufklärung und Beratung
effektiver als Sanktionen sind
und in den meisten Fällen auch
zur Einsicht führen. Er ist davon
überzeugt, dass Natur- und Um-
weltschutz nur dann erfolgreich
sein könne, wenn man den Bür-
ger zum Partner habe.

Wilde Entsorgungen

Auf die Frage des Landrats, wel-
che Verstöße denn immer wieder
passieren, berichteten die Natur-
schutzwächter von mehreren Fäl-
len von wilden Entsorgungen in
den Wäldern. Zum Teil finde man
dort ganze Wohnungsauflösungen
im Wald. Statt diese am Wertstoff-
hof abzugeben, landeten Wertstof-
fe, alte Möbel und auch Müll im
Wald. Der Landrat verurteilte die-
ses Verhalten: „Wertstoffe gehören
auf den Wertstoffhof, Sperrmüll
wird sogar von zuhause abgeholt.
Beides gehört nicht in den Wald.“

Ein weiteres Problem entstehe
durch freilaufende Hunde, be-

richteten die Naturschutzwäch-
ter. Die mancherorts erlassene
Anleinpflicht werde von einigen
Hundebesitzern nicht ernst ge-
nommen.

Kein Kavaliersdelikt

Einige Hundebesitzer würden

auch das „große Geschäft“ ihrer
Hunde einfach liegen lassen,
sehr zum Ärgernis vieler Erho-
lungssuchender und zum Scha-
den der Landwirte, wenn da-
durch das Heu und Getreide un-
brauchbar wird. Mirbeth erklärte
dazu: „Das ist kein Kavaliersde-
likt, sondern eine Sauerei“. 

Energiesparen:

Stromfresser auf Diät
Schon vier übliche Netzteile verursachen im Dauerbetrieb bis zu 51 Euro Kosten pro Jahr

250 Euro kann ein durchschnittlicher Zweipersonenhaushalt
sparen, wenn sparsamer mit Energie umgegangen wird. Wie
das ganz ohne Komfortverlust klappen kann, zeigt die neue
Broschüre „Energiesparen im Haushalt“ des Umweltbundes-
amtes (UBA). Die Broschüre bietet Orientierung sowohl beim
Neukauf sparsamer Geräte, hilft aber auch beim Aufspüren
unerkannter Stromfresser im Haushalt. UBA-Vizepräsident
Thomas Holzmann: „Wir haben heute schon sehr viel effizien-
tere Elektrogeräte als noch vor zehn Jahren. Dennoch kann
man viel mehr tun, um den Stromverbrauch zu senken. Ein
Durchschnittshaushalt kann bis zu 250 Euro sparen. Nach wie
vor der einfachste Weg: Geräte komplett abschalten, die nicht
im Einsatz sind und womöglich Strom auch im Leerlauf ver-
brauchen.“

Die sogenannten Leerlaufver-
luste sind besonders unnötig:
Ob ein Gerät noch Strom zieht,
obwohl es keine Funktion mehr
erfüllt, kann man oft leicht
selbst testen: Steckt etwa das
Netzteil eines Handys noch in
der Dose und bleibt warm,
selbst wenn das Mobiltelefon
vom Ladegerät abgekoppelt ist,
fließt sogenannter Leerstrom.
Bleiben vier solcher Netzteile
ein Jahr lang am Netz, verbrau-
chen diese zusammen bis zu
175 Kilowattstunden Strom im
Jahr – und das kostet dann rund
51 Euro.

Leerlaufverluste gibt es nicht
nur bei Handyladegeräten, son-
dern auch bei Fernsehern,
Druckern oder HiFi-Anlagen.
Eine alte HiFi-Anlage kommt
bei 24 Stunden Standby-Dauer-
betrieb so schnell auf rund 53
Euro Stromkosten pro Jahr. Ab-
schaltbare Steckdosenleisten
machen das vollständige Aus-
schalten nicht benutzter Geräte
noch einfacher. Ein Klick und
die unerkannten Stromfresser
sind stillgelegt. Übrigens: Wel-
che Geräte wie viel Energie ver-
brauchen, kann auch das UBA-

Energiekostenmessgerät auf-
decken, das kostenlos in vielen
Bibliotheken in ganz Deutsch-
land ausgeliehen werden kann.

Bei vielen elektrischen Gerä-
ten ist die Energieeffizienz in
den vergangenen Jahren gestie-
gen. Sie benötigen also weniger
Strom für eine bestimmte Lei-
stung. So ist zum Beispiel der
Stromverbrauch von Geschirr-
spülern um die Hälfte gesunken,
ihr Wasserverbrauch um etwa
70 Prozent. Bei der Beleuch-
tung hat sich die Technik in den
vergangenen Jahren ebenfalls
sehr positiv entwickelt. Die
Stromkosten einer Energiespar-
lampe belaufen sich bei 8.000
Stunden Laufzeit auf 34 Euro;
eine Standardglühlampe würde
137 Euro Kosten verursachen.
Auch deshalb verschwinden
Standardglühlampen seit 2009
nach und nach vom Markt.

Für TV-Geräte gilt: LED-
Fernseher sparen gegenüber
Plasmageräten etwa die Hälfte
des Stromes. Wäschetrockner
verbrauchen übrigens besonders
viel Strom. Kostenlos trocknet
Wäsche immer noch auf der
Wäschespinne oder dem Wä-

scheständer. Geschieht das in
Innenräumen, sollten diese aus-
reichend belüftet sein, um
Schimmel vorzubeugen. Wer
auf den Trockner nicht verzich-
ten kann und möchte, findet mit
Gas- oder Wärmepumpentrock-
ner der Effizienzklasse A++
oder höher vergleichsweise
sparsame Geräte.

Ganz wichtig beim Energie-
sparen: Wer ein neues Gerät
kaufen möchte, sollte zunächst
den persönlichen Bedarf schät-
zen – denn überdimensionierte,
größere Geräte verbrauchen
auch mehr Strom. Beim Kauf
weisen Energielabels den Weg:
A++ und A+++ sind derzeit die
höchsten Effizienzklassen und
auf den am wenigsten verbrau-
chenden Produkten gleicher
Größenklasse zu finden. Pro-
dukte, die das Umweltzeichen
„Blauer Engel“ tragen, sind aus
Umweltsicht die besten Waren
einer Produktgruppe. 

Duale Systeme erlangen kein 
Eigentum an Verpackungsabfällen 

VKU begrüßt Urteil des Landgerichts Ravensburg

Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) begrüßte die
Grundsatzentscheidung des Landgerichts Ravensburg, nach der
duale Systeme nicht das Eigentum an Verpackungen erwerben, die
von den Bürgern in die dafür vorgesehenen Behältnisse gegeben
wurden. Dies hat das Gericht in einem Urteil vom 30.01.2014 fest-
gestellt. Das Urteil ist deshalb von besonderer Bedeutung, weil die
klagende DSD GmbH dem Rechtsstreit den Charakter eines Mu-
sterprozesses beigemessen hatte. 

VKU-Hauptgeschäftsführer
Hans-Joachim Reck: „Vielerorts
werden unsere Mitgliedsunter-
nehmen mit Herausgabean-
sprüchen von DSD hinsichtlich
des von den kommunalen Ent-
sorgern eingesammelten Ver-
packungsabfalls konfrontiert.
DSD verfolgt dabei offensicht-
lich das Ziel, die Vermarktung
von Sekundärrohstoffen in das
Oligopol der Systembetreiber zu
überführen. Der VKU hat stets
die Rechtsauffassung vertreten,
dass den Systembetreibern nach
der Verpackungsverordnung ein
Eigentumsanspruch nicht zu-
steht. Wir freuen uns darüber,
dass die Rechtsprechung unsere
rechtliche Einschätzung teilt.“ 

Ein Herausgabeanspruch von
DSD bezogen auf die Papier-Ver-

packungen hätte bedeutet, dass
die kommunalen Entsorgungsun-
ternehmen an der Vermarktung
des Altpapiers im Interesse der
Gebührenzahler hätten gehindert
werden können. Der vom Land-
gericht nun entschiedene Rechts-
streit macht darüber hinaus deut-
lich, dass die derzeitige Organisa-
tion der Verpackungsentsorgung
zu diversen Auseinandersetzun-
gen und Konflikten führt, die das
eigentliche Ziel – die Stärkung
des Recyclings und den Schutz
der Umwelt – immer mehr in den
Hintergrund drängen. Der VKU
spricht sich daher für die Über-
windung dieses von den System-
betreibern beherrschten Entsor-
gungsregimes und für eine kom-
munale Entsorgungsverantwor-
tung aus.

Premium-Umweltlabel der Europäischen Union:

Innovative 
Umweltleistungen

ausgezeichnet 
Jüngst gratulierte Bundesumweltministerin Dr. Barbara Hen-
dricks 18 Unternehmen und Organisationen für ihren vorbild-
lichen Umweltschutz. Die Betriebe sind ausgezeichnet mit dem
EMAS-Logo, dem weltweiten Premium-Umweltlabel der Eu-
ropäischen Union, und zeigen herausragende Umweltleistun-
gen und innovativen Maßnahmen im Rahmen ihres Umwelt-
managementsystems. Fünf der ausgezeichneten Betriebe kom-
men aus Bayern.

Die Auszeichnung und das
Fachgespräch fanden bereits
zum dritten Mal statt. Bei dem
Fachgespräch ging es um die
Erfahrungen der Unternehmen
und Organisationen mit dem
EMAS-System.

Klimaschutz

Die Unternehmen und Orga-
nisationen realisieren kreative
Umweltinnovationen, wobei die
Beispiele die ganze Bandbreite
des betrieblichen Umweltmana-
gements widerspiegeln: effizi-
enter Klima- und Ressourcen-
schutz durch Einsparungen bei
Rohstoffen, Material oder Ener-
gie, Produkt- bzw. Dienstlei-

stungsangebot umweltbewusst
gestalten, Auftragnehmer und
Lieferanten einbeziehen. Ge-
würdigt wurden aber auch be-
sondere Leistungen bei der
Kommunikation über das Um-
weltengagement oder Maßnah-
men zum Erhalt und Schutz der
biologischen Vielfalt.

Folgende bayerische Betriebe
wurden ausgezeichnet:

Auerbräu GmbH, Rosenheim
himolla Polstermöbel GmbH,

Taufkirchen/Vils
Klosterbrauerei Andechs
Neumarkter Lammsbräu Gebr.

Ehrnsperger KG, Neumarkt i. d.
Opf.

Studiosus Reisen München
GmbH 

Ökologische Vorrangflächen
ausgestalten und umsetzen

Gemeinsames Positionspapier zeigt mögliche Wege

Wie kann unsere biologische Vielfalt weiter geschützt werden?
Eine mögliche Variante: Ökologische Vorrangflächen (ÖVF).
Ein gemeinsames Positionspapier des Bundesamtes für Natur-
schutz (BfN), des Umweltbundesamtes (UBA) und der Kom-
mission Landwirtschaft am Umweltbundesamt verdeutlicht,
wie unverzichtbar diese ökologische Vorrangflächen für Pflan-
zen und Tiere in der Agrarlandschaft sind und plädiert für die
Einrichtung derartiger Schutzflächen. Dort sollte auf Pestizide
und Düngemittel komplett verzichtet werden.

Ob Brachen, Blüh- und Puf-
ferstreifen - sie alle haben eines
gemeinsam. Sie sind ideale
Kandidaten für den Natur- und
Umweltschutz in der Agrarland-
schaft. Die drei Institutionen
empfehlen, daher nur Flächen
wie Brachen, Blüh- und Puffer-
streifen als ÖVF zu anzuerken-
nen. Flächen also, die einen ein-
deutigen Mehrwert für Natur-
und Umweltschutz in der Agrar-
landschaft erbringen.

Ursprungsgedanke

„Keinesfalls dürfen auf diesen
Flächen Pestizide und Dünge-
mittel eingesetzt werden“, er-
klärt der Vorsitzende der Kom-

mission Landwirtschaft am
Umweltbundesamt, Lutz Rib-
be. Sollte der Einsatz von Pesti-
ziden und Düngemitteln auf den
ökologischen Vorrangflächen
erlaubt werden, wäre der Ur-
sprungsgedanke der EU-Kom-
mission verfehlt. Vielmehr solle
der Ökologie auf diesen Flächen
Vorrang gegeben werden. Zu-
dem sollte es eine ganzjährige
Vegetationsbedeckung geben.

Das Positionspapier "Ökolo-
gische Vorrangflächen - unver-
zichtbar für die biologische
Vielfalt in der Agrarlandschaft!"
findet sich im Internet unter
„Downloads“ auf der Webseite
des BfN unter www.bfn.de/
0313_naturvertraeglich.html 

„Klingende Steine“ aus dem Spessart
sind Gestein des Jahres 2014

Bayerns Gestein des Jahres 2014 ist der „klingende Stein“ von
Kleinostheim. Es gibt ihn nur ein einziges Mal im Freistaat –
in der Rückersbacher Schlucht bei Kleinostheim im Spessart. 

Dies gab der Leiter des Geologischen Dienstes am Landesamt
für Umwelt, Roland Eichhorn, jüngst bekannt. Eichhorn: „Ein
Vulkanausbruch vor 55 Millionen Jahren hinterließ im Spessart
ein exotisches Gestein, das nirgendwo sonst in Bayern zu finden
ist. Es ist sehr hart und gibt einen hellen Klang von sich, wenn
man auf die Gesteinsplatten schlägt. Diese Eigenschaft gab ihn
auch den wissenschaftlichen Namen Phonolith.“

Der klingende Stein wurde im 19. Jahrhundert in einem
mittlerweile in Vergessenheit geratenen kleinen Steinbruch
bei Kleinostheim abgebaut und zu Schotter gebrochen. Der
alte Steinbruch ist als wertvolles Geotop im Geotopkataster
Bayerns erfasst. 

Vulkanausbruch vor 55 Millionen Jahren
hinterließ exotisches Phonolith-Gestein in 
der Rückersbacher Schlucht bei Kleinostheim

Aus Sicht der Geologen ist nicht nur der Phonolith, sondern der
gesamte Spessart außergewöhnlich: Er ist mit knapp 600 Metern ei-
nes der niedrigsten Mittelgebirge Deutschlands. Dafür besteht der
Spessart aus 600 Millionen Jahre alten Gesteinen, die zu den älte-
sten Gesteinen in Deutschland zählen. Nach den Erkenntnissen des
Landesamtes lag der Spessart als isolierte kleine Insel mitten zwi-
schen den zwei riesigen Kontinenten von Ur-Afrika und Ur-Europa
und wurde bei deren Kollision regelrecht eingequetscht. Eichhorn:
„Geologisch ist der Spessart eine Art Inselstaat mitten in Bayern.“
Weitere Informationen  unter http://www.lfu.bayern.de 
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OVG-Beschluss zur Krippenbetreuung:

Rechtsanspruch
auch durch 

Tagesmutter erfüllt
Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen hat in ei-
nem Eilverfahren entschieden, dass Eltern eines unter drei
Jahre alten Kindes auf eine Tagesmutter verwiesen werden
können, auch wenn sie die Betreuung in einer Krippe wün-
schen. Der Deutsche Landkreistag begrüßt diese Entscheidung
uneingeschränkt.

Präsident Landrat Hans Jörg
Duppré kommentierte wie folgt:
„Das Gericht hat völlig zutref-
fend die Gleichwertigkeit der
Betreuung in einer Krippe und
bei einer Tagesmutter unterstri-
chen. Die Landkreise nehmen
die Wahlfreiheit der Eltern be-
züglich der Betreuungsform für
ihr Kind sehr ernst; allerdings
ist es vor dem Hintergrund des
seit Monatsbeginn bestehenden
Rechtsanspruchs nicht immer
möglich, diesen Wünschen zu
entsprechen.“

In einer zuvor bundesweit be-
achteten Eilentscheidung des
Verwaltungsgerichts Köln vom

18.7.2013 war es als unzulässig
angesehen worden, dass die
Stadt Köln die beschwerde-
führenden Eltern anstelle des
gewünschten Platzes in einer
Kinderbetreuungseinrichtung
auf eine Kindertagespflegeper-
son verwiesen hatte. Zudem
war vom VG Köln als unzurei-
chend beanstandet worden, dass
der angebotene Platz in einer
Betreuungseinrichtung 5,8 km
von der Wohnung entfernt gele-
gen war.

Nun stellte das OVG fest, dass
Eltern eines unter drei Jahre alten
Kindes zwar grundsätzlich zwi-
schen den gleich geeigneten und

gleichwertigen Arten der früh-
kindlichen Förderung in einer
Kindertagesstätte und einer Ta-
gesmutter wählen können. Dem
Wunsch der Eltern müsse aller-
dings nicht entsprochen werden,
wenn in der gewünschten Be-
treuungseinrichtung kein Platz
mehr vorhanden sei. „Wenn also
ein freier Platz nur bei einer Ta-
gespflegeperson und nicht in der
von den Eltern gewünschten Ein-
richtung zur Verfügung steht, er-
füllt der Träger der Jugendhilfe,
also zumeist der jeweilige Land-
kreis, den Rechtsanspruch mit
dem Angebot dieses freien Plat-
zes. Ein Anspruch auf die
Neuschaffung von Krippenplät-
zen besteht insoweit nicht“, er-
läuterte Duppré.

Konkrete Umstände

Der Deutsche Landkreistag
begrüßt außerdem, dass das
OVG auch klarstellt, dass bei
der abschließenden Prüfung, ob
die U3-Betreuung in zumutba-
rer Entfernung zur Wohnung
des Kindes liegt, eine pauscha-
lierende Regelbeurteilung allein
nicht ausreicht, sondern die
konkreten Umstände des Ein-
zelfalls in den Blick genommen
werden müssen. 

Kein Anspruch auf Vergrößerung
des Ratsausschusses

Die Größe des Gemeinderats ist meistens erheblich. Dementspre-
chend muß die Mitgliederzahl eines Ausschusses nicht besonders
klein sein. Wenn die Mitgliederzahl eines Rates gering ist, werden
die kleinen Fraktionen und Gruppen von einerVertretung im Aus-
schuß ausgeschlossen. In der Regel ist die Größe der Ausschüsse
dann angemessen, wenn sie ungefähr ein Viertel der Gesamtgröße
des Rates beträgt, selbst wenn damit kleine Fraktionen in einem
Ausschuß nicht vertreten sind. Kleinen Gruppen im Rat steht bei
Erreichen einer bestimmten Mindeststärke oder unabhängig von
derartigen Voraussetzungen ein sogenanntes Gruppenmandat in
einem Ausschluß allerdings nicht zu.

Nach dem Beschluß des
Oberverwaltungsgerichts Ko-
blenz vom 15.5.2013 (zu finden

unter 10A10229/13) wird nicht
gegen den Minderheitenschutz
kleiner Gruppen oder Fraktio-

nen verstoßen, weil die Aus-
schüsse die gemeindlichen An-
gelegenheiten grundsätzlich nur
vorbereiten und lediglich in Fäl-
len geringerer Bedeutung ab-
schließend entscheiden. Des-
halb sind Minderheiten im Ge-
meinderat, die nicht in Aus-
schüssen vertreten sind, in den
wichtigen Entscheidungen be-
teiligt. Im übrigen können die
Fraktionen meistens Einfluß auf
die Gestaltung der Tagesord-
nung nehmen. RA Dr. Otto

Unterschrift des 
Bürgermeisters ohne

Dienstsiegel gültig
Als es um den Abschluß eines bedeutsamen Mietvertrages ging,
leistete der Bürgermeister für die Gemeinde als Mieter die Un-
terschrift. Er war der gesetzliche Vertreter der Gemeinde. Damit
war ihm – unabhängig davon, ob es im Innenverhältnis an der
erforderlichen Beschlussfassung des Gemeinderates fehlte oder
sich der Bürgermeister über diese sogar hinwegsetzte – im
Außenverhältnis die alleinige, umfassende, unbeschränkte und
nicht beschränkbare Vertretungsmacht für die Gemeinde einge-
räumt. Demgemäß wurde die Gemeinde bei Abschluß des Miet-
vertrages wirksam durch ihren Bürgermeister vertreten.

Jedoch war der Unterschrift des
Bürgermeisters nicht ein Abdruck
des Dienstsiegels beigefügt wor-
den, was unschädlich war. Zwar
hätte an und für sich der Mietver-
trag nicht nur durch den Bürger-
meister unter Beifügung seiner
Amtsbezeichnung unterzeichnet
werden müssen, sondern der Un-
terschrift hätte auch das Dienst-
siegel beigefügt werden müssen,
denn bei der auf Abschluß des
Mietvertrages gerichteten, die
Gemeinde verpflichtenden Er-
klärung handelte es sich nicht le-
diglich um ein Geschäft der lau-
fenden Verwaltung.

Wiederkehrende Geschäfte

Darunter fallen Geschäfte, die
in mehr oder weniger regelmäßi-
ger Wiederkehr vorkommen und
zugleich nach Größe, Umfang
der Verwaltungstätigkeit und Fi-
nanzkraft der beteiligten Ge-
meinde von sachlich weniger er-
heblicher Bedeutung sind. Diese
Voraussetzungen lagen bei dem
Mietvertrag, der die Gemeinde

für die Dauer von zehn Jahren
als Mieter band und als finanzi-
elle Verpflichtungen in einer er-
heblichen Größenordnung nach
sich zog, nicht vor.

Bloßes Fehlen des 
Dienstsiegels unschädlich

Das bloße Fehlen des Dienst-
siegels war jedoch im Ergebnis
unschädlich. Nach der ständigen
Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes können die Formvor-
schriften der Gemeindeordnun-
gen,  die die Vertreter der Ge-
meinden beim Abschluß von
Verträgen, insbesondere bei der
Abgabe von Verpflichtungser-
klärungen beachten müssen,
mangels Zuständigkeit  des Lan-
desgesetzgebers nicht als bürger-
lich- rechtliche Vorschriften über
die Form von Rechtsvorschriften
angesehen werden. 

Materielle Vorschriften

Vielmehr handelt es sich um
materielle Vorschriften über die

Beschränkung der Vertretungs-
macht, die dem Schutz der öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaf-
ten und ihrer Mitglieder vor den
Folgen unbeachteter und übereilt
abgegebener Verpflichtungser-
klärungen dienen. Die Landesge-
setzgeber machen insoweit von
ihrer Befugnis Gebrauch, die
dem öffentlichen Recht zu-
gehörige Organisation der Ge-
meinde zu regeln und dabei zu
bestimmen, in welcher Weise sie
durch ihre Organe vertreten wird. 

Formerfordernis

Ist das Formerfordernis ge-
wahrt, entfällt für den anderen
Vertragsteil die Nachprüfung, ob
das Handeln des Bürgermeisters
im Innenverhältnis durch einen
entsprechenden Beschluß des
Gemeinderats gedeckt ist. Viel-
mehr bindet die Verpflichtungs-
erklärung des Bürgermeisters in
diesen Fall auch dann, wenn er
sich über Beschlüsse des Ge-
meinderats hinwegsetzt oder gar
davon absieht, ihn in einer dafür
vorgesehenen Angelegenheit zu
beteiligen.

Unwirksamkeit

Nur ganz ausnahmsweise
kann sich der Vertragspartner ei-
ner Gemeinde darauf berufen,
der Einwand der Unwirksamkeit
der Verpflichtungserklärung we-
gen Nichteinhaltung der Form-
vorschriften der Gemeindeord-
nung verstoße gegen den Grund-
satz der unzulässigen Rechts-
ausübung. 

Zu diesem Ergebnis ist das
Oberlandesgericht Saarland im
Urteil vom 3.3.2011 (zu finden
unter 8U262/10–70) gekommen.

RA Dr. Otto

Gemeindehaushaltsrecht:

Bürger verlangen 
„richtige“ Anwendung

Die Autonomie der Gemeinde ist durch die allgemeinen
Grundsätze des Steuerrechts und in einem bestimmten Umfang
durch haushaltsrechtliche Grundsätze der Gemeindeordnung
begrenzt. Der den Gemeinden innerhalb dieser Grenzen verblei-
bende Ermessensspielraum ist grundsätzlich nicht gerichtlich
überprüfbar. Vielmehr ist die gerichtliche Kontrolle darauf be-
schränkt, ob die gesetzlichen Grenzen überschritten sind oder
die Regelung als solche willkürlich ist, d. h. ihre Unsachlichkeit
offenkundig ist. Unsachlich ist eine Steuererhöhung also nur
dann, wenn die dadurch erzielten Einnahmen nicht zur Erfül-
lung gemeindlicher Aufgaben, sondern der Kapitalbildung der
Gemeinde dienen.

Jedoch haben die in der Ge-
meinde zur Zahlung von Abga-
ben verpflichteten Bürger keinen
Rechtsanspruch gegen die Ge-
meinde auf Einhaltung der Haus-
haltsgrundsätze. Es ist nämlich
nicht Sache der Gemeindebür-
ger, die Einhaltung der Haus-
haltsgrundsätze durch die Ge-
meinde zu überwachen und je
nach dem Ergebnis ihre eigene
Einschätzung die Höhe von Ge-
meindesteuern für angemessen
oder unangemessen zu halten
und davon deren Zahlung abhän-
gig zu machen. Dafür ist nur die
Kommunalaufsicht zuständig. 

Auch wenn es im Gemeinde-
recht heißt, dass die Gemeinde

sich die zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben erforderlichen Einnahmen
zu beschaffen hat, bringt diese
Formulierung nur den allgemei-
nen Grundsatz der Kosten-
deckung zum Ausdruck und be-
gründet keine Rechtsposition
dergestalt, dass sich der einzelne
Steuerschuldner auf eine rechts-
widrige oder unwirtschaftliche
Aufgabenerfüllung berufen und
insoweit seinen finanziellen Bei-
trag mangels Erforderlichkeit
verweigern könnte.

Eigenverantwortlichkeit

Die Gemeinde hat eigenver-
antwortlich darüber zu entschei-

den, in welchem Ausmaß und in
welcher Höhe die Steuerforde-
rungen im Rahmen des wirt-
schaftlich Gebotenen und Sozi-
alvertretbaren festzusetzen sind.

Finanzautonomie

Es ist jeder Gemeinde im
Rahmen ihrer Finanzautonomie
überlassen, inwieweit sie in dem
ihr durch die Haushaltsgrundsät-
ze gesteckten äußersten rechtli-
chen Rahmen von den Einnah-
mequellen Gebrauch macht. In
diese eigenverantwortliche Ent-
scheidung der Gemeinde würde
eingegriffen werden, wenn dem
einzelnen Gemeindebürger das
Recht eingeräumt wäre, seine
subjektiven Vorstellungen, die
sich je nach Betroffenheit von
den Ansichten anderer Gemein-
debürger unterscheiden würden,
einzuklagen oder gar Steuer-
pflichten in Frage zu stellen.

Diese Auffassung hat der
Bayerische Verwaltungsgerichts-
hof im Beschluß vom 20.10.2011
(zu finden unter 4ZB11.1187) ver-
treten.  RADr. Otto

Ratsmitglied verlangte Auskunft
Nach dem Urteil des Verwaltungsgerichts Meiningen vom
20.9.2011 (zu finden unter 2K140/11) kann ein Gemeinderats-
mitglied vom Bürgermeister in nicht öffentlicher Sitzung über
die Höhe und Zusammensetzung der Bezüge des Geschäfts-
führers einer in die kommunale Aufgabenerfüllung eingeschal-
teten GmbH, deren überwiegende Anteile die Kommune hält,
verlangen, dieses Auskunftsrecht folgt aus seiner Mandatsstel-
lung, so dass offen bleibt, ob die Auskunft für die Mandats-
wahrnehmung erforderlich war.

Nach der Auffassung des Ge-
richts kann der Geschäftsführer
eine solche - allerdings nur ge-
meinderatsinterne – Weitergabe
seiner Gehaltsdaten nicht unter
Berufung auf sein Recht auf
informationelle Selbstbestim-
mung verlangen. 

In der gemeinderatsinternen

Wiedergabe der Gehaltsdaten
ist nach Auffassung des Ge-
richts ein Eingriff in den
Schutzbereich zu sehen, da der
Gemeinderat als Organ des Ge-
sellschafters einen sowohl kom-
munalrechtlich als auch gesell-
schaftsrechtlich begründeten
Anspruch auf Kenntnis hat. So-

lange die Gehaltsdaten den or-
ganschaftlichen und gesell-
schaftsrechtlichen Innenbereich
nicht verlassen, liegt für das Ge-
richt keine Verletzung vor.

Weitergabe der Daten

Zwar ist der alleinige Gesell-
schafter einer kommunalen
GmbH vor der Veröffentlichung
seiner Gehaltsdaten im Beteili-
gungsbericht der Kommune ge-
schützt, was aber einer Weitergabe
der Gehaltsdaten an interessierte
Gemeinderatsmitglieder in nicht
öffentlicher Sitzung nicht entge-
genstehen würde.      RADr. Otto
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8000 Watt für die Metropolregion Nürnberg
Förderverein feiert seine 114 Gründungsmitglieder

Wenn das kein Grund zum Feiern ist: Gut ein Jahr nach seiner Gründung kann sich der Förderverein „Wirtschaft für die Me-
tropolregion Nürnberg“ über 114 Gründungsmitglieder freuen. „114 Gründungsmitglieder im ersten Jahr des Bestehens sind
ein schöner Erfolg für den neuen Förderverein. Es beweist, dass sich die Unternehmen in der Metropolregion engagieren wol-
len“, sagte der Vorstandsvorsitzende des Vereins, Prof. Dr. Klaus L. Wübbenhorst, vor der 2. Mitgliederversammlung im Tull-
nau Tagungspark in Nürnberg. „Doch es muss weitergehen“ so Wübbenhorst weiter, „neue Mitglieder sind herzlich willkom-
men. Je mehr sich engagieren, umso größer werden unsere Spielräume.“
Heinz Brenner, Mitglied des Vereins-Vorstands und Leiter des Regionalreferats Erlangen/Nürnberg der Siemens AG, berichte-
te über die Gründe seines Engagements: „Wirtschaftlicher Wettbewerb ist ein Wettbewerb der Standorte. Wer im Wettbewerb
stehen bleibt, wird zurückfallen. Daher ist es wichtig, dass die Metropolregion gemeinsam an der Zukunft arbeitet.“ Prof. Jür-
gen Bachmann, Bereichsleiter Marketing, Kommunikation und Corporate Responsibility der Rudolf Wöhrl AG, erklärte, war-
um das Modeunternehmen Wöhrl als 100. Gründungsmitglied zum Förderverein gestoßen ist: „Die Rudolf Wöhrl AG über-
nimmt seit über 80 Jahren unternehmerische und gesellschaftliche Verantwortung für die Region. Um die Region weiterhin wirt-
schaftlich zu stärken und zukunftsorientiert zu entwickeln, hat die Rudolf Wöhrl AG großes Interesse, sich in den Gremien und
Projekten der Metropolregion Nürnberg zu engagieren.“ 
Im Anschluss an das Pressegespräch schalteten die Vorstände des Vereins zusammen mit ihren Gästen zwei jeweils 4000 Watt
starke Scheinwerfer ein, die ein leuchtendes Zeichen für die Metropolregion Nürnberg in den Nürnberger Abendhimmel setzten.
Prof. Wübbenhorst dazu: „Unser Licht-Event soll symbolisieren: Schon jetzt hat die Wirtschaft die Strahlkraft der Region deut-
lich erhöht.“
Unser Bild zeigt von links: Prof. Jürgen Bachmann (Wöhrl AG), Vereins-Vorsitzenden Prof. Dr. Klaus L. Wübbenhorst, Metro-
polregion-Geschäftsführerin Dr. Christa Standecker und Heinz Renner (Vorstandmitglied, Siemens AG), die per Buzzer das
Licht-Event starteten.

Schwäbische Landräte:

Interkommunale 
Zusammenarbeit intensivieren

Intensivieren wollen die Landräte der Landkreise Dillingen, Do-
nau-Ries, Günzburg, Heidenheim, des Ostalbkreises und des Alb-
Donau-Kreises die interkommunale Zusammenarbeit zu Themen,
die für die Entwicklung der Kreise zu nachhaltig attraktiven Le-
bens- und Wirtschaftsräumen von Bedeutung sind. Darauf ver-
ständigten sich die Landräte Leo Schrell, Stefan Rößle, Hubert Haf-
ner, Thomas Reinhardt, Klaus Pavel und Heinz Seiffert bei einem
Informationsgespräch zu aktuellen politischen Themen. 

So sehen die Landräte die Ge-
sundheitsversorgung als eine der
wichtigsten Aufgaben der Da-
seinsvorsorge an, die sich nicht nur
auf Ballungszentren konzentrieren
dürfe. Die Sicherstellung der ärzt-
lichen Versorgung sowie eine
wohnortnahe und qualitativ hoch-
wertige medizinische Versorgung
wird nach Überzeugung der sechs
Landkreischefs deshalb zukünftig
für die Lebensqualität in den länd-
lichen Regionen eine noch größere
Bedeutung erhalten.

Übereinstimmend erhoben sie
gegenüber der Bundespolitik die
Forderung nach effektiven Refor-
men im Gesundheitswesen, die die
chronische Unterfinanzierung der

Krankenhäuser beseitigen müs-
sen. Leider sind die notwendigen
Schritte im Koalitionsvertrag der
schwarz-roten Bundesregierung
noch nicht im Detail erkennbar.
Eine solide Grundfinanzierung
auch kleiner Kliniken in den länd-
lichen Regionen kann jedoch nur
der Bund durch eine klare Gesetz-
gebung sicherstellen.

„Bei Beibehaltung des derzeiti-
gen Finanzierungssystems für die
Krankenhäuser hingegen müssen
wir uns dauerhaft auf Defizite un-
serer Kliniken einstellen, wenn wir
auch künftig eine flächendeckende
ärztliche Versorgung im ländli-
chen Raum sicherstellen wollen“,
betonte Schrell. Thomas Reinhardt

(Landkreis Heidenheim) fügte
hinzu: „Auch Notprogramme sind
nicht ausreichend, um Kliniken
auf wirtschaftlich sicheres Terrain
zu bringen. Es braucht eine ver-
lässliche Krankenhausfinanzie-
rung, sonst droht im schlimmsten
Fall ein Personalabbau und damit
letztlich auch ein Qualitätsverlust.“ 

Sein Kollege Klaus Pavel
(Ostalbkreis) stieß ins selbe Horn
und kritisierte die in der Öffent-
lichkeit verbreitete Meinung, Kli-
niken müssten grundsätzlich Ge-
winne abwerfen, während Defi-
zite bei Bibliotheken, Kinderta-
geseinrichtungen, Bädern oder
dem ÖPNV als Selbstverständ-
lichkeit hingenommen werden.
„Die bedarfsgerechte medizini-
sche Versorgung muss uns etwas
wert sein. Deshalb bekennen wir
uns eindeutig zur regionalen Ver-
sorgung in kommunaler Träger-
schaft“, pflichtete Rößle bei.

Weiteres Thema des Gesprächs
war die Unterbringung der Asyl-
bewerber. Die sechs Landräte ge-
hen davon aus, dass im Jahr 2014
mit einem weiteren Anstieg der
Asylbewerber zu rechnen sei. Da-
bei forderten die Landräte Schrell,
Hafner und Rößle die Bayer.
Staatsregierung auf, die Landkrei-
se bei der Unterbringung der Asyl-
bewerber stärker zu unterstützen.
So seien die Gemeinschaftsun-
terkünfte längst voll belegt und
in den drei Landkreisen Dillin-
gen, Donauwörth und Günzburg
in etwa dieselbe Anzahl an Asyl-
bewerbern dezentral unterge-
bracht. Allerdings seien dafür al-
lein die Landratsämter zuständig
und müssten zudem zusätzliches
Verwaltungspersonal sowie Per-
sonal für die soziale Betreuung
beschäftigen. „Auch auf diesen
Kosten bleiben wir sitzen“, sagte
Schrell.

Auch auf baden-württembergi-
scher Seite richten sich die Forde-
rungen an das Land. „Die Land-
kreise stehen vor riesengroßen
Herausforderungen und müssen
bei der Unterbringung der Asylbe-
werber entsprechend der tatsäch-
lich entstehenden Kosten entlastet
werden“, erklärte Reinhardt.

Die Landräte bei ihrem Erfahrungsaustausch. Von links: Tho-
mas Reinhardt (Heidenheim), Leo Schrell (Dillingen), Heinz
Seiffert (Alb-Donau-Kreis), Hubert Hafner (Günzburg), Klaus
Pavel (Ostalbkreis) und Stefan Rößle (Donau-Ries).

Wo arbeiten die
schnellsten Beamten?

Bayerische Behörden-Skimeisterschaften 2014 
in Nesselwang

Am 31. Januar und 1. Februar zeigten über 350 Mitarbeiter der
Ämter, Behörden und Verwaltungen in ganz Bayern, was sie in
punkto Schnelligkeit und Sport so alles drauf haben.

Statt in der Amtsstube zu sit-
zen und Aktenordner zu wälzen,
schnallten sie sich die Ski an
und traten unter der Schirmherr-
schaft von Regierungspräsident
Karl Michael Scheufele im Rie-
sentorlauf und im Langlauf ge-
geneinander an. 

In diesem Jahr richteten die
Marktgemeinde Nesselwang
und der Skiklub Nesselwang die

Bayerischen Behörden-Skimei-
sterschaften der Inneren Ver-
waltung aus. So der offizielle
Titel. Nesselwang wechselt da-
bei immer mit Bad Hindelang,
Ruhpolding und Schliersee. Der
Wettstreit fand heuer bereits
zum 43. Mal statt.
Die Ergebnislisten sind zu sehen
unter: www.nesselwang.de/
bbsm.0.html

Regierungsbezirk Oberbayern:

Abschlussveranstaltung
,Energiecoaching für Gemeinden‘ 

Wirtschaftsministerin Aigner: „Bayerns Kommunen 
spielen eine Schlüsselrolle der Energiewende“

Das vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Me-
dien, Energie und Technologie geförderte Modellvorhaben ,Ener-
giecoaching für Gemeinden‘ ist nach acht Monaten erfolgreich ab-
geschlossen. Energieministerin Ilse Aigner: „Die Kommunen sind
eine wichtige Schnittstelle bei der Energiewende. Sowohl für den ei-
genen Wirkungskreis als auch bei regionalen Aktivitäten auf Ebe-
ne der Landkreise und Regionen.“

Bei einem Podiumsgespräch in
der Regierung von Oberbayern
berichteten Energieministerin Ilse
Aigner, Dr. Uwe Brandl (Präsi-
dent des Bayerischen Gemeinde-
tags), Christoph Hillenbrand (Re-
gierungspräsident von Oberbay-
ern) sowie Michael Bernwieser
(Bürgermeister der Gemeinde
Seeshaupt) über ihre Erfahrungen
mit dem Pilotprojekt. Die Mode-
ration übernahm BR-Fernsehmo-
deratorin Ursula Heller.

Initialberatung

Das ,Energiecoaching für Ge-
meinden‘ ist eine Initialberatung
zu den Themenkomplexen Ener-
gieeffizienz, Energieeinsparung
und erneuerbare Energien. Das
Modellvorhaben, das der Freistaat
Bayern zu 100 Prozent finanziert,
hat den Gemeinden den Einstieg
in die Energiewende erleichtert.
Über eine Million Euro hat das
Wirtschaftsministerium zur Verfü-
gung gestellt, so dass die Regie-
rungen Modellprojekte umsetzen
konnten, die regionale Besonder-
heiten berücksichtigten. Energie-
ministerin Aigner: „Insgesamt ha-
ben wir 234 kleineren bayerischen

Kommunen einen Energiecoach
zur Seite gestellt und den teilneh-
menden Gemeinden neue Impulse
im Energiebereich verliehen.“

Neue Wege

Die von den Coaches geleistete
Initialberatung richtete sich an aus-
gewählte Gemeinden, die ihre
Möglichkeiten im Energiebereich
bisher nicht ausreichend kannten.
Vor Ort ging es dabei darum, die
jeweils unterschiedlichen energe-
tischen Ausgangssituationen zu
erfassen und neue Wege aufzu-
zeigen. Energieministerin Aigner:
„Wir ziehen eine sehr positive
Bilanz. Viele Gemeinden planen
aufbauend auf dem Energiecoa-
ching weitere Schritte.“ In man-
chen Kommunen werden bei-
spielsweise Energienutzungsplä-
ne erstellt oder konkrete Einspar-
projekte umgesetzt.

Zur Anerkennung der Arbeit er-
hielten Dr. Brandl sowie Bürger-
meister Rudolf Heiler (Vorsitzen-
der des Bezirksverbands Oberbay-
ern des Bayerischen Gemeinde-
tags) – stellvertretend für alle be-
teiligten Gemeinden – Urkunden
von Energieministerin Aigner.

Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten:

Nachbarschaftshilfe –
wie geht das?

In immer mehr Kommunen werden professionelle Nachbar-
schaftshilfen aufgebaut. Oft werden Kommunen odereinzelne Bür-
ger initiativ tätig, weil der demographische Wandel die Familien-
strukturen auch in ländlichen Kommunen verändert. Das zeigte
deutlich das Seminar „Nachbarschaftshilfe im Aufbau“, das kürz-
lich in der Schule der Dorf- und Landentwicklung Thierhaupten
(SDL) durchgeführt wurde. 

Um den Seniorinnen und Senio-
ren ein selbst bestimmtes Leben zu
Hause möglichst lange zu erhal-
ten, brauchen sie alltagsnahe Un-
terstützung, z. B. beim Fensterput-
zen, im Garten, beim Schneeräu-
men, Einkaufsfahrten, die Müll-
tonne rausstellen. Damit diese Hil-
fe dauerhaft und reibungslos funk-
tioniert, muss man sie professio-
nell organisieren.

Was früher selbstverständlich
funktionierte, muss heute koordi-
niert bzw. organisiert werden, so
Geschäftsführerin Gerlinde Augu-
stin. Das verdeutlichen auch die
Vertreter der 13 Initiativen aus
Oberbayern und Schwaben, die
den Erfahrungsaustausch nutzten,
um so voneinander zu lernen. Hier
ist die Politik gefordert, eine Situa-
tion zu schaffen, in der sich organi-
sierte Hilfe ganz individuell entfal-
ten kann. 

Hilfe annehmen

Doch wie baue ich eine Nach-
barschaftshilfe auf, wer über-
nimmt die Trägerschaft und wie
finde ich Helfer? Ältere hilfsbe-
dürftige Menschen müssen oft
erst lernen, Hilfe anzunehmen.
Dazu bedarf es vertrauensbilden-
de Maßnahmen, viel Informa-
tion und Fingerspitzengefühl
und Kontaktaufnahmen zu Ver-
einen, zum Seniorentreff oder
zum Frauenbund. Unterstützend
wirken auch eine gute Pressear-
beit und die Erstellung eines
Faltblattes mit Infos und Kon-
taktadressen.

Gerade am Anfang müssen
ganz praktische Fragen geklärt
werden. Wer übernimmt die Trä-

gerschaft? Sind es die Kommu-
nen, die Kirche oder ein Verein.
Dabei plädiert die Moderatorin
und Rechtsanwältin Frau Karin
Larsen-Lion, Leiterin des Koor-
dinationszentrums für Bürger-
schaftliches Engagement des Lkr.
Neumarkt i.d.OPf. ,klar für die
Gemeinde oder Kirche. Kommu-
nale Träger der Nachbarschafts-
hilfe haben viele Vorteile, zum
Beispiel günstige Konditionen
beim Versicherungsschutz, un-
bürokratisches Arbeiten und die
Gemeinde bringt ihre Unterstüt-
zung zum Ausdruck.

Von derTeamentwicklung bis
zurWettbewerbsneutralität 

Die Teilnehmer nehmen viele
Tipps, Anregungen und Bausteine
mit, wie eine Nachbarschaftshilfe
funktionieren kann. Es gilt ein gut-
es Helferteam aufzubauen, das
auch mit gestalten und mitent-
scheiden darf. Ein regelmäßiger
Austausch mit Fallbesprechung
wirkt oft Wunder. Es wird auch
empfohlen, ein polizeiliches Füh-
rungszeugnis zu verlangen und
eine Verschwiegenheitserklärung
unterschreiben zu lassen, so Karin
Larsen-Lion.

Wichtig sei bei den angebotenen
Diensten auch die Abgrenzung zu
den örtlichen Handwerkern und
Dienstleistern, wie z. B. Taxiunter-
nehmen. Die Begleitung der hilfs-
bedürftigen Person steht hier im
Vordergrund, weniger der Trans-
port. Dann gibt es auch keine Pro-
bleme mit dem Personenbeförde-
rungsgesetz.
Weitere Informationen unter:
www.sdl-inform.de
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Energiedatenmanagement für Kommunen –  
transparent, effizient, wirtschaftlich

Energie Südbayern GmbH

Für die Analyse und Optimierung des Energieeinsatzes in kommunalen 
Liegenschaften sind wir Ihr idealer Partner. Mit unseren Dienstleistungen  
rund um das kommunale Energiedaten Monitoring System „KEMS“ bieten 
wir eine ganzheitliche Lösung für mehr Energieeffizienz in Kommunen. 
Vereinbaren Sie jetzt einen persönlichen Beratungstermin unter Telefon 
089 68003-0 oder per E-Mail unter service@esb.de

Krisen - Chancen - Ingenieure 
22. Bayerischer Ingenieuretag beleuchtete Chancen und Risiken der Energiewende

Große gesellschaftliche Herausforderungen wie die Energie-
wende gehen immer mit Chancen, aber auch Risiken einher.
Welchen Beitrag Ingenieure zum Gelingen der Energiewende
leisten und welche wirtschaftlichen Chancen die Energiewen-
de birgt, das waren die zentralen Themen des 22. Bayerischen
Ingenieuretags Ende Januar. Rund 800 Gäste waren der Ein-
ladung der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau nach Mün-
chen gefolgt. 

Der Freistaat hat im Jahr 2013
im Bereich des Straßenbaus In-
genieurhonorare in Höhe von
rund 64 Millionen Euro vergütet.
Im Staatlichen Hochbau wurde
freiberuflich Tätigen ein Gesamt-
honorar von rund 175 Millionen
Euro bezahlt. Bayerns Innenmini-
ster Joachim Herrmann hat damit
auf dem 22. Bayerischen Ingeni-
euretag in München die Bedeu-
tung der freiberuflichen Ingenieu-
re in Bayern herausgehoben: „Der
Berufstand der Ingenieure leistet
hervorragende Arbeit und gestaltet
die Zukunft unseres Landes im
Hochbau und auch beim Bau und
Ausbau unserer Verkehrsinfra-
struktur maßgeblich mit.“

Auch in anderen Bereichen
leisten freiberuflich tätige Inge-
nieure zukunftsfähige Beiträge,

so der Minister. Er denke dabei an
den demographischen Wandel und
die zunehmende Globalisierung,
die besonders den ländlichen
Raum vor große Herausforderun-
gen stellen. Ein wichtiges Thema
sei hier beispielsweise die Barrie-
refreiheit des öffentlichen Raums.
Auch die Städtebauförderung sei
ein wichtiges Instrument, um den
ländlichen Raum zu stärken. Inge-
nieure werden hier an der Um-
setzung von neuen Erkenntnissen
und Innovationen beteiligt.

Wohnraumförderung

Herrmann forderte auf dem
Ingenieuretag, das Jahr 2014
zum Jahr des Wohnungsbaus zu
machen. Der Freistaat unterstüt-
ze im Rahmen der Wohnraum-

förderung sowohl die Schaffung
von Wohneigentum als auch den
Bau und die Modernisierung von
Wohnungen. Hier werde ange-
sichts der wachsenden techni-
schen Anforderungen der Beitrag
der Ingenieurleistungen immer
wichtiger.

Energiewende voranbringen

Die freiberuflich tätigen Ingeni-
eure hätten auch die Chance, die
Energiewende voran zu bringen.
Für den Ausbau des Anteils der 
erneuerbaren Energien bedarf es
technischer Weiterentwicklungen.
Beispielhaft nannte Herrmann
neue technische Lösungen im Be-
reich der Speichertechnologie. Ins-
besondere beim Energiesparen
stünden staatliche Bauten beson-
ders im Blickfeld der Öffentlich-
keit. Die Staatliche Bauverwal-
tung werde Vorbild für hohe ener-
getische Standards und eine Stei-
gerung der Energieeffizienz in Ge-
bäuden sein. Herrmann sieht dabei
hohe Anforderungen an Planung
und Bauausführung, die in den

vergangenen Jahren zunehmend
komplexer geworden sind. Herr-
mann hofft deshalb auch in Zu-
kunft auf eine enge und kon-
struktive Zusammenarbeit mit
den Ingenieuren, den Planungs-
büros, in Baufirmen und in der
Bauindustrie.

Sanierung von 
Bestandsgebäuden

Prof. Dr. Claudia Kemfert vom
Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung ging auf die
wirtschaftlichen Chancen einer
klugen Energiewende ein. Sie
nannte die Sanierung von Be-
standsgebäuden als bedeutenden
Faktor für das Gelingen der Ener-
giewende. In einem 3-Punkteplan
für eine kluge Energiewende
sprach sich Kemfert dafür aus,
ein kluges Marktdesign zu schaf-
fen sowie den Emissionsrech-
tehandel und die Energieeffizienz
zu verbessern. 

Verbesserte Sicherheitslage

Die Bevölkerung wohlhabender
Länder neige dazu, Risiken überzu-
bewerten, erläuterte Prof. Dr. Dr.
h.c. Ortwin Renn von der Univer-
sität Stuttgart. Faktisch jedoch habe
sich die Sicherheitslage in Deutsch-
land maßgeblich verbessert. Dies
sei in vielen Punkten den Leistun-
gen der Ingenieure zu verdanken. 

„Ingenieure sind professionelle
Problemlöser und Garanten des
Fortschritts. Ihre Ideen sind zen-
tral, um die Energiewende und an-
dere bedeutende Herausforderun-
gen unserer Zeit zu stemmen“,
sagte der Präsident der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau,
Dr.-Ing. Heinrich Schroeter. Prof.
Dr.-Ing. Norbert Gebbeken, 2. Vi-
zepräsident der Kammer, ergänz-
te: „Die Welt schaut erwartungs-
voll auf uns - enttäuschen wir sie
nicht!“

Aktionswoche im Landkreis Passau:

Stärke und Vielfalt 
der regionalen Wirtschaft 

Die gesamte Bandbreite einer Wirtschaftsregion zeigte die Wirt-
schaftswoche 2014 im Landkreis Passau auf. Stärke und Vielfalt der
regionalen Wirtschaft verstärkt in den Blickpunkt zu rücken sowie
neue Kontakte und Verbindungen anzuregen und zu knüpfen sei
hervorragend gelungen, konstatierte Landrat Franz Meyer in einer
ersten Bilanz. Denn wichtig sei es von Anfang an gewesen, die The-
men sehr „konkret und praxisgerecht“ anzugehen.

Infrastrukturthemen wurden
in der Aktionswoche ebenso
erörtert wie touristische Inhalte.
So erlebten zum Ausklang Ein-
heimische und Gäste bei einer
Winterwanderung landschaftli-
che Höhepunkte der Tourismus-
region Passauer Land. Ein „Tag
der Betriebe“, an dem quer
durch den Landkreis zusammen
mit der Wirtschaftsabteilung der
Regierung von Niederbayern
Handwerksbetriebe und Indus-
triebetriebe besucht wurden,
stand zudem ebenso auf dem
Programm wie ein „Tag der
Landwirtschaft“.

Breitbandversorgung

Bei der Auftaktveranstaltung
zur „Wirtschaftswoche“ war der
aktuelle Ausbau der Breitband-
versorgung im Landkreis Pas-
sau im Mittelpunkt gestanden.
Landratsamt, Vermessungsamt
und Telekommunikationsunter-
nehmen informierten dabei vor
über 100 Interessierten – dar-
unter zahlreiche Landkreisbür-
germeister - über den aktuellen
Stand bzw. die nächsten Schrit-
te des Netzausbaus. 

Johann Fuller, Leiter des Ver-
messungsamtes, verwies dabei
auf die rasante Entwicklung der
Datenverarbeitung in den vergan-
genen Jahrzehnten und machte
damit deutlich, in welchen Di-
mensionen künftig zu denken sei.
„Wir werden von der Entwick-
lung immer wieder überrascht
werden, allerdings können wir Ei-
nes sicher sagen: Die Datenauto-
bahnen müssen immer leistungs-
fähiger werden.“

Zuvor hatte Josef Kaiser, Leiter
der Koordinierungsstelle Breit-
band am Landratsamt, die nun
vorliegende zweite Ausbaustufe
der Breitbandversorgung im Frei-
staat vorgestellt. Wesentlichste
Änderung: Die förderfähige Sum-
me pro Gemeinde bzw. Maßnah-
me steigt von früher 500.000 Euro
auf jetzt eine Million Euro. Dies
sei ein großer Schritt nach vorne,
waren sich die Bürgermeister ei-
nig, allerdings zeigte das Beispiel
Wegscheid, in welchen Größen-

ordnungen der Breitbandausbau
gerade in der Fläche angelangt ist:
Nach Angaben von Bürgermeister
Josef Lamperstorfer kalkuliert sei-
ne Gemeinde mit rund 3,2 Millio-
nen Euro Ausbaukosten – „und
dabei haben wir noch nicht einmal
alle Gemeindeteile versorgt“. 

Große Hoffnungen

Gerade mit Blick auf diese
Herausforderungen setzt Land-
kreischef Meyer große Hoff-
nungen auf die neuen Förder-
richtlinien und das deutlich be-
schleunigte Verfahren. Nun sei
aber auch der Bund in der
Pflicht, der schließlich von der
seinerzeitigen milliardenschwe-
ren Versteigerung der Übertra-
gungslizenzen profitiert habe.
Für den Landkreis Passau je-
denfalls habe der Breitbandaus-
bau als Schlüsseltechnologie für
die Weiterentwicklung der hei-
mischen Wirtschaft weiterhin
oberste Priorität. 

Großes Interesse fanden die
Erläuterungen von Vertretern
der Telekom und dem Tele-
kommunikationsunternehmen
„Inexio“, das mittlerweile über
300 Gemeinden im Bundesge-
biet mit schnellem Internet ver-
sorgt und derzeit den Bau einer
Glasfaserleitung im südlichen
Landkreis plant.

Schule und Wirtschaft

Im Fokus der Aktionswoche
stand vor allem der Bereich
Schule und Wirtschaft. Wie
Landrat Meyer betonte, „müs-
sen wir die Nahtstellen zwi-
schen der schulischen Bildung
und dem regionalen Arbeits-
markt verdichten. Hier ist der
Informationsaustausch wichtig.
Und wir müssen dafür sorgen,
dass unsere jungen Menschen,
die für Studium oder erste Ar-
beitsstelle weg gegangen sind,
wieder in die Heimat zurück-
kehren.“

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung „Schule trifft Wirtschaft“
in Erlau (Marktgemeinde Obern-
zell) stand folglich die Frage:

Welche Chancen bieten innova-
tive und leistungsfähige Betrie-
be jungen Menschen in der Re-
gion? Der Landkreis hatte dazu
Vertreter aus allen Schularten in
das Casino der Firma SUMIDA
eingeladen. Das weltweit ope-
rierende Unternehmen stellte
sich dabei selbst als attraktiver
Ausbildungsbetrieb vor. 

Wie notwendig eine stärkere
Vernetzung von Schule und
Wirtschaft notwendig ist, hob
unter anderem Schulamtsdirek-
tor Hubert Kainz hervor. Er er-
innerte daran, dass die Betreu-
ung der jungen Menschen nicht
mit der Schule enden dürfe und
auch die Unternehmen vor der
Herausforderung stünden, ihre
Auszubildenden zu fördern und
auch zu fordern. 

Bandbreite der Region

Ob Weltkonzern, Familienbe-
trieb mit höchstem Innovations-
potenzial oder Technologiezen-
trum: Die Referenten stellten
mit ihren Unternehmen auch die
Bandbreite der Wirtschaftsregi-
on Passau dar und gaben zu-
gleich einen Ausblick auf die
künftigen Herausforderungen
bis hin zu den „globalen Mega-
trends“.

Paul Hofbauer, Vorstand der
SUMIDA AG, informierte über
die spannende Aufgabe, als tra-
ditionsreiches Unternehmen in
Niederbayern im Verbund mit
einem japanischen Weltkonzern
die technologische Führerschaft
in einem globalen Wettbewerb
zu bewahren. Sein Kollege
Klaus Neumeier, Geschäftsfüh-
rer SUMIDA Components &
Modules GmbH, beschäftigte
sich mit dem Thema: „SUMI-
DA und die Megatrends in der
Industrie“. 

Ulf Scheuchl, Geschäftsfüh-
rer der R. Scheuchl GmbH in
Ortenburg/Dorfbach zeigte auf,
wie durch höchste Innovations-
kraft die Sonderanlagen aus Or-
tenburg heute weltweit unter 
anderem in Automobilfabriken
und Groß-Klimaanlagen zu fin-
den sind. Und Dr. Norbert Mül-
ler, Geschäftsführer des Tech-
nologiezentrums „Schaumform
GmbH“ in Hutthurm, befasste
sich schließlich mit dem Thema
„Leichtbauteile für die Mobi-
lität der Zukunft - ein facetten-
reiches Aufgabengebiet“. DK

Energie Südbayern auf der E-world 2014:

Individuelle Lösungen
für Industrie

und Kommunen
Unter dem Motto „Bester Service aus Südbayern“ stellt die
Energie Südbayern GmbH vom 11. bis 13. Februar auf der
Fachmesse E-world in Essen in Halle 7, Stand 110 interessier-
ten Kunden und Partnern aus Handel und Kommunalwesen
überzeugende Lösungen und maßgeschneiderte Produkte für
eine zeitgemäße und effiziente Energieversorgung vor.

Regionale Prägung als Markenzeichen

Auf der E-world energy & water 2014, der jährlich in Essen
stattfindenden Leitmesse für die europäische Energie- und
Wasserwirtschaft, lädt Energie Südbayern zu ihrem Messe-
stand ein, dessen starke regionale Prägung und gemütliche
bayerische Atmosphäre sich bereits zu einem regelrechten
Markenzeichen entwickelt hat. Der diesjährige Messeauftritt
bietet persönliche und individuelle Beratung sowie Informa-
tionen zu flexiblen und bedarfsgerechten Produkten aus den
Bereichen Erdgas und Strom. Interessenten wie Energie-Ein-
käufer aus Industrie und Gewerbe sowie Repräsentanten von
Stadtwerken und Kommunen können bei bayerischen Spezia-
litäten den direkten Austausch mit den erfahrenen Energieex-
perten des Unternehmens suchen.

Zukunftsorientierte Produkte, 
Beschaffungskonzepte und Partnerschaftsmodelle

Neben der Vorstellung leistungsfähiger Produkte und Dienstleis-
tungen rund um Erdgas und Strom informiert Energie Südbayern
auch über zukunftsweisende Lösungen zu individuellen Beschaf-
fungskonzepten und kommunalen Partnerschaftsmodellen. „Um-
fassender Beratungsservice, flexible Lösungen und die individuel-
len Anforderungen jedes Kunden stehen bei Energie Südbayern seit
jeher im Mittelpunkt“, erläutert Jürgen Hitz, Hauptabteilungsleiter
Handel und Vertrieb bei Energie Südbayern. „Als großer, regional
verankerter und auch überregional erfolgreicher Energieanbieter
fungiert Energie Südbayern als erfahrener Partner für Industrie und
Kommunen und unterstützt diese effektiv bei den aktuellen und
zukünftigen Herausforderungen des Marktes.“ Zahlreiche Kunden
aus Industrie und Gewerbe sowie Kommunen, Weiterverteiler und
Privatkunden vertrauen auf über 50 Jahre Kompetenz am Ener-
giemarkt von Energie Südbayern.
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„Ein Edelstein des
Bezirks Unterfranken“ 
Werneck. (mm) Nach insgesamt

zwölf Jahren Bauzeit ist jetzt die
Generalsanierung des Orthopädi-
schen Krankenhauses Schloss
Werneck mit einem feierlichen
Festakt abgeschlossen worden.
Bezirkstagspräsident Erwin Dot-
zel rühmte den von 1733 bis 1745
erbauten Balthasar-Neumann-Bau
als einen „der Edelsteine des Be-
zirk Unterfranken“. 

In seiner Begrüßungsansprache
blickte der Bezirkstagspräsident
zurück ins Jahr 1996, als die da-
malige Klinikleitung den Einbau
von Nasszellen plante. „Dies war
im Grunde genommen die Ge-
burtsstunde der Generalsanierung,
deren Abschluss wir heute feiern.“
Ab 2001 habe man dann in vier
Bauabschnitten das Schloss auf
den heutigen Stand gebracht. Ins-
gesamt habe die Generalsanierung
mehr als 35 Millionen Euro geko-
stet. Mit weit mehr als 28 Millio-
nen Euro habe der Freistaat Bay-
ern die einzelnen Maßnahmen ins-
gesamt gefördert.

Gesundheitsministerin Melanie
Huml erinnerte daran, dass sie
während ihres Medizin-Studiums
eine Woche als Praktikantin im
Orthopädischen Krankenhaus zu-
gebracht habe. Gern sei sie jetzt
als zuständige Ministerin „ins
schönste Krankenhaus Bayerns
gekommen“, sagte sie. In Schloss
Werneck sei der „für Bayern so
typische Brückenschlag zwischen
Tradition und Moderne“ „bra-
vourös gelungen“, so Melanie
Huml.

Prof. Christian Hendrich, der
Ärztliche Direktor des Kranken-
hauses, verwies auf die Erfolge der
Klinik. So seien die Infektionsra-
ten „exzellent niedrig“. Bei der
Endoprothetik zähle Schloss
Werneck zu den TOP-10-Kliniken
in Deutschland. 

Thomas Ziegler, Architekt der
ersten Sanierungs-Stunde, gab in
seinem mit viel Verve vorgetra-
genen Referat einen fundierten
Überblick über die wechselvolle
Geschichte des Schlosses, deren
Bau mit Einweihung der Kirche
am 29. August 1745 vorläufig ab-
geschlossen war. 

Bis zur Säkularisation nutzten
die Würzburger Fürstbischöfe den
Prachtbau als Sommerresidenz.
Nach dem Intermezzo des
Großherzogs Ferdinand von To-
skana kam Würzburg 1814 end-
gültig zum Königreich Bayern.
Um das Schloss, das nun allmäh-
lich verwahrloste, wurde es ruhig.
1853 kaufte der Kreis Unterfran-
ken das Gebäude, um es zu einer –
wie es damals hieß – „Irrenanstalt“
umzubauen. 

1940 lösten die NS-Machthaber
die damalige „Heil- und Pflegean-
stalt“ auf. Vorübergehend diente
das Schloss als Umsiedlungslager,
dann als Unteroffiziersschule der
Luftwaffe und zum Kriegsende als
Lazarett. 1952 eröffnete der Be-
zirk Unterfranken ein Orthopädi-
sches Krankenhaus, nachdem der
Bau bereits einige Jahre als Ver-
sehrtenkrankenhaus gedient hatte.

Mehrmals wurde das Schloss
dann für den jeweils aktuellen
Krankenhausbetrieb umgebaut,
bis schließlich 1996 die Planungen
zu einer grundlegenden Neuord-
nung des Orthopädischen Kran-
kenhauses in Angriff genommen
wurden.

Mit einem Festakt wurde derAbschluss der Generalsanierung von
Schloss Werneck gefeiert (von links): Ärztlicher Direktor Prof.
Christian Hendrich, Gesundheitsministerin Melanie Huml und 
Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel. Foto: Mauritz

Handwerk, Landkreise und Städte:

Tragfähige und
erfolgreiche Partnerschaft

(koh) Die wirtschaftliche Lage des Handwerks, politische Fragen
und Bildungsthemen wie die Situation auf dem Ausbildungsmarkt
standen beim Treffen der schwäbischen Landräte und Oberbür-
germeister mit der Führungsspitze der Handwerkskammer für
Schwaben auf der Tagesordnung. 

„In den meisten Kommunen ist
die Wirtschafts- und Ansiedlungs-
politik Chefsache. Daher ist für
uns der Austausch mit den Landrä-
ten und Oberbürgermeistern ein
wichtiges Anliegen“ fasst Jürgen
Schmid, Präsident der Hand-
werkskammer für Schwaben, die
Intension des Treffens zusammen.
Schließlich können durch eine
mittelstands- und handwerks-
freundliche Politik der wirtschaft-
liche Erfolg von Unternehmen
und damit auch die Prosperität vor
Ort gezielt gesichert werden.

Konjunkturmotor

Gerade in den ländlich gepräg-
ten Gebieten ist das Handwerk
stark verwurzelt und wirtschaftlich
erfolgreich. Bezahlbare und klein-
teilig parzellierte Gewerbeflächen,
schnelle Genehmigungsverfahren
oder eine funktionierende Breit-
bandversorgung sind nur einige
wichtige Standortfaktoren. Mit
über 130.000 Arbeitsplätzen ist
das Handwerk zudem ein wichti-
ger Arbeitgeber und Konjunk-
turmotor. Über die ausgezeichnete
Geschäftslage freut sich Präsident
Schmid: „90 % unserer handwerk-
lichen Unternehmen sind mit ihrer
wirtschaftlichen Lage zufrieden.“

Nachwuchs- und 
Fachkräftesicherung
dringliche Zukunftsaufgabe

Sorgen bereitet allerdings die Si-
tuation auf dem Lehrstellenmarkt.

Im Jahr 2012 wurden 3.950 neue
Lehrverträge abgeschlossen. Trotz
der ungebrochen hohen Ausbil-
dungsleistung der schwäbischen
Handwerksbetriebe blieben etli-
che Lehrstellen unbesetzt. Dazu
HWK-Präsident Schmid: „Die be-
sondere Stärke des deutschen Bil-
dungssystems ist bedroht. Denn
das bewährte Erfolgsmodell der
dualen Berufsausbildung wird
durch die zunehmende Akademi-
sierung an den Rand gedrängt. Wir
brauchen hier ein Umdenken!“

Berufliche Perspektive

Die Handwerkskammer ist in
Sachen Fachkräftegewinnung be-
reits seit Jahren äußerst engagiert.
Dazu Hauptgeschäftsführer Ulrich
Wagner: „Für unsere Betriebe ist
die Ausbildung das Instrument
Nummer 1, um ihren künftigen
Fachkräftebedarf zu decken. Un-
sere Ausbildungsberater und
Matcher besuchen Schulklassen
und informieren Schüler, Eltern
und Lehrer, sie helfen bei der
Praktikums- und Lehrstellensuche
und sind auf zahlreichen Berufsin-
fomessen in Schwaben vertreten.“
Das Handwerk ist künftig ver-
stärkt mit der Herausforderung
konfrontiert, leistungsfähige und
leistungsbereite Absolventen für
sich zu gewinnen und gleichzeitig
auch solchen Jugendlichen eine
berufliche Perspektive zu geben,
die zwar nur mäßige Schulnoten
hatten, aber im Beruf dann richtig
durchstarten wollen.

Regionalmanagement:

100.000 Euro Zuschuss
für Landkreis Hassberge
Der Landkreis Haßberge soll als zukunftsfähige und attraktive
Region weiter entwickelt werden. „Für das Regionalmanage-
ment als regionalen Entwicklungsmotor erhält der Landkreis
einen staatlichen Zuschuss von 100.000 Euro für weitere zwei
Jahre.“, teilte Finanzminister Dr. Markus Söder mit. Den För-
derbescheid dazu hat die Regierung von Unterfranken erstellt. 

Bereits seit dem Jahr 2009
fördert und unterstützt der Frei-
staat Bayern das Projekt, ein
Regionalmanagement im Land-
kreis Haßberge einzurichten
und aufzubauen. Der Landkreis
Haßberge liegt im ländlichen
Raum und ist gemäß Landesent-
wicklungsprogramm 2013 als
Raum mit besonderem Hand-
lungsbedarf eingestuft. Beson-
ders die demografische Ent-
wicklung stellt den Landkreis
und seine wirtschaftliche Ent-
wicklung vor erhebliche Her-
ausforderungen. 

Themenfelder

Um die hohe Lebensqualität
im Landkreis für alle Bevölke-
rungsgruppen aufrecht zu erhal-
ten, werden vom Regionalma-
nagement vor allem die The-
menfelder Verantwortung für
unser Land, Demografie und
Siedlungsentwicklung, Inwert-
setzung des touristischen Poten-
tials, Wirtschaft und Beruf so-
wie Verantwortung für Gegen-
wart und Zukunft fokussiert.
Der Landkreis ist über das Re-
gionalmanagement zudem ein-
gebunden in die Region Main-
franken GmbH, in die Europäi-
sche Metropolregion Nürnberg
und andere überregionale Netz-
werke. 

Mit Hilfe des Regionalmana-
gements konnten in den letzten
Jahren die regionale Wettbe-
werbsfähigkeit der mittelständi-
schen Wirtschaft verbessert und

der Landkreis als Wohn- und
Tourismusstandort weiter eta-
bliert werden. Die Initiativen
für Dorfläden, die Kanuwander-
route „Gelbe Welle“ entlang des
Mains oder die Direktvermark-
tung mit der Genussmesse „Ku-
linea“ sind erfolgreiche Weg-
marken des Regionalmanage-
ments in Haßberge, hob Söder
hervor. 

In den nächsten beiden Jahren
soll der begonnene Entwick-
lungsprozess fortgesetzt und die
bereits erreichten Erfolge weiter
verfolgt und gesichert werden.
Strategien zum Umgang mit
dem demografischen Wandel
bilden dabei einen Schwer-
punkt. 

Leerstandsmanagement, Netz-
werk Dorfläden, alternative Mo-
bilitätskonzepte, I-Campus mit
internationalen Studenten, Pro-
duktvermarktung und Touris-
mus – die Palette für eine erfolg-
reiche Fortentwicklung der Re-
gion sei groß und vielverspre-
chend. 

Die Stärkung und Verbesse-
rung der Situation im ländlichen
Raum ist Minister Söder zufol-
ge „ein Schwerpunkt des neu-
en Heimatministeriums“. Re-
gionalmanagements stellen ein
bewährtes Instrument der Lan-
desentwicklung dar. Das För-
derangebot des Finanzministeri-
ums hierfür erfreut sich im ge-
samten Freistaat großer Beliebt-
heit. Derzeit werden bayern-
weit 33 Regionalmanagementi-
nitiativen gefördert.

Rettungshubschrauber
Augsburg nimmt Betrieb auf

Innenminister Joachim Herrmann gratuliert

„Endlich ist er da, ich gratuliere Zweckverband und Klinikum
zum neuen Rettungshubschrauber. Das ist ein guter Tag für alle Pa-
tienten“, freute sich Bayerns Innenminister Joachim Herrmann.
Vor kurzem nahm der Hubschrauber mit dem Funkrufnamen
‘Christoph 40’seinen Betrieb vom Standort auf dem Dach des Kli-
nikums Augsburg auf. „Damit kann in allen medizinischen Notfäl-
len rasche Hilfe aus der Luft im Großraum Augsburg und regional
weit darüber hinaus geleistet werden“, betonte Herrmann. An den
Landeplatz auf dem Dach ist unmittelbar die Notaufnahme ange-
bunden. „Die Patienten werden deshalb viel schneller klinisch ver-
sorgt als dies bislang mit einer Landung neben dem Klinikgebäude
möglich war.“

60 Kilometer Einsatzradius

Der 14. Bayerische Rettungshubschrauber hat einen Einsatzra-
dius von etwa 60 Kilometern. Er wird täglich von sieben Uhr mor-
gens bis Sonnenuntergang eingesetzt. Seinen Einsatz lenkt die In-
tegrierte Leitstelle Augsburg. Sie ist über den Notruf 112 zu errei-
chen. Betreiber ist die ADAC Luftrettung gGmbH. Diese hat der
Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung
Augsburg in seiner Funktion als zuständiger örtlicher Aufgaben-
träger ausgewählt.

Innenminister Herrmann hatte am 1. April 2011 entschieden, ei-
nen Rettungshubschrauber am Klinikum Augsburg zu stationieren,
um die Versorgungslücke im Raum Nordschwaben zu schließen.
Ein weiterer Rettungshubschrauberstandort wird derzeit auf seine
Entscheidung vom Mai 2013 hin am Flugplatz Dinkelsbühl-Sin-
bronn eingerichtet. Auch Westmittelfranken wird künftig vollstän-
dig aus der Luft versorgt. Herrmann: „Damit ist das bayerische
Luftrettungsnetz nun bald komplett geschlossen.“

Erster Spatenstich der neuen Regensburg-Arena:

Freude und Kritik
Regensburg (obx) - Nach jahrzehntelangen Diskussionen haben
jetzt die Bauarbeiten für Ostbayerns größtes Fußballstadion be-
gonnen. Der Grundstein wurde in diesen Tagen gelegt. Im Som-
mer 2015 soll das erste Fußballspiel in der neuen Fußballarena
stattfinden. 

Auf 52,7 Millionen Euro wer-
den die Gesamtbaukosten veran-
schlagt. Das Stadion selbst kostet
27,5 Millionen Euro, das sind rund
2.900 Euro Kosten für jeden der
15.000 Besucherplätze. Nutz-
nießer des ausschließlich für Fuß-
ballspiele ausgelegten Projekts ist
der Jahn Regensburg. Der Traditi-
onsverein, der einst zu den ganz
großen im deutschen Fußball
gehörte krebst derzeit allerdings
nur auf einem mittleren Tabellen-
platz in der 3. Liga. 

Jahrelang umstrittener Bau

Der Bau des neuen Stadions war
seit Jahren umstritten. Er war aber
die einzige Alternative, um den
seit Jahrzehnten von Skandalen
geplagten Jahn Regensburg auch
in Zukunft Chancen für neuen
Glanz in der deutschen Fußball-
welt und die Türe für den Auf-
stieg in die zweite oder erste
Bundesliga offenzuhalten. Das
alte Stadion im Innenstadtbe-
reich ist hoffnungslos veraltet
und nicht mehr sanierbar.

Folgekosten des Projekts

Kritik am Neubau verhallte un-
gehört: Kritisiert wird unter ande-
rem, dass trotz hoher Kosten die
Anlage praktisch nur für den Fuß-
ball nutzbar ist. Auch verweisen

die Skeptiker auf die Folgekosten
des Projekts: Der seit Jahrzehnten
chronisch klamme Jahn Regens-
burg kann auf dem derzeitigen
Spielniveau allenfalls eine symbo-
lische Miete bezahlen. Regens-
burgs im März scheidender Ober-
bürgermeister verwies allerdings
auf die Führungsrolle des Jahn in
der ostbayerischen Fußball-Land-
schaft als „Leuchtturm“ zwischen
den Fußballhochburgen München
und Nürnberg. Außerdem könne
man bei einer Lebensdauer des
Stadions von 40 bis 50 Jahren ja
langfristig vielleicht doch auf den
Rückfluss der Investitionskosten
hoffen. 

Fremdvermietung im Visier

Zudem soll die Anlage auch
fremdvermietet werden, sofern die
jeweiligen Veranstaltungen in
das Arenen-Konzept passen.
Was freilich angesichts attrakti-
ver Konkurrenz auch in der nähe-
ren Umgebung nicht allzu leicht
sein wird. Kritiker verweisen auch
darauf, dass das Geld auch für
Besseres hätte verwendet werden
können, zum Beispiel für den
Schuldenabbau oder für soziale
oder kulturelle Zwecke. Schaidin-
ger ist sich deshalb auch bewusst:
„Bei einem Bürgerentscheid wäre
das Stadion nicht zustande gekom-
men.“

Die neue Regensburger Fußballarena im glänzenden Licht der
Architekten-Präsentation. Der Bau hat begonnen, 2015 soll es
fertig sein. Die Begeisterung der Regensburger hält sich in
Grenzen. Foto: obx-news
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„Kann denn bitte jemand
mal Ordnung auf dem Schreib-
tisch des Neuen schaffen? In
dem Chaos findet sich doch
kein Mensch mehr zurecht.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
kam aus dem Zimmer des neu-
en Stadtkämmerers, der zum
Jahresanfang den Schreibtisch
von einem Vorgänger über-
nommen hat, der so pedan-
tisch auf Ordnung versessen
war, dass bei ihm die Bleistifte
buchstäblich in Reih’ und Glied lagen. Der
„Neue“ hingegen ist in den Augen des Chefs et-
was in der Art eines Büro-Messie, da sich auf
seinem Tisch Papiere und Tabellen stapeln, über-
all Klebezettel verteilt sind und der verbleiben-
de Platz von Fotorahmen, Erinnerungstücken
und anderem Krimskrams eingenommen wird.

Nun ist ein Büroschreibtisch ja ein interes-
santer und brisanter Mix aus privatem und öf-
fentlichem Raum. Wir Bürohengste verbringen

den größten Teil unseres Lebens zwischen 25
und 65 im Büro, so dass der Schreibtisch ganz
natürlich ein Teil unseres Selbst wird und eine
Menge über uns verrät. Andererseits ist das Büro
ein Ort, an dem Kollegen, Besucher (und natür-
lich auch Chefs) ein- und ausgehen, wobei sie je-
des Mal mit dem nur flüchtigsten Blick auf den
Schreibtisch auch einen kleinen Einblick in unse-
re Seele oder unseren Gemütszustand erhalten.

Da bleibt es natürlich nicht aus, dass sich so-
wohl Volkes Mund als auch die hehre Wissen-
schaft aufgemacht haben, den Mensch und sei-
nen Schreibtisch zu kategorisieren. Eine typisch
deutsche Weisheit will wissen, dass wer einen
unordentlichen oder unaufgeräumten Schreib-
tisch hat, keine vernünftigen Gedanken haben
kann. Legendär das Schreibtischsystem des
ebenso erfolgreichen wie zeitökonomisch arbei-
tenden US-Präsidenten Dwight D. Eisenhower:
Der hat angeblich seinen Schreibtisch in vier
Sektoren unterteilt - einen für „dringend und
wichtig“, einen für „wichtig, aber nicht drin-
gend“, einen für „dringend, aber nicht wich-
tig“ und einen für „unwichtig und nicht drin-
gend“; letzterer Sektor soll in den meisten Fäl-
len im Papierkorb verortet gewesen sein. Ja, so
klar strukturiert stellt sich mein Chef die Ar-

beitsorganisation in einer
kommunalen Amtsstube sei-
ner Stadt vor – außer der Sa-
che mit dem Papierkorb
natürlich, da er darauf be-
steht, dass seine Mitarbeiter
alle Anliegen aus der Bürger-
schaft ernsthaft erledigen,
auch wenn sie etwas skurril
anmuten.

So weit, so gut, wäre da
nicht der übergroße Pferdefuß
bei den Mitarbeitern mit auf-

geräumtem Schreibtisch: Der Mangel an Krea-
tivität und Phantasie. Auch hier wusste es das
Sprichwort „Wer Ordnung hält, ist nur zu faul
zum Suchen“ schon vor ernsthaften Psycholo-
gen und Organisationswissenschaftlern: Ein
aufgeräumter Schreibtisch lässt originelles
Denken erst gar nicht aufkommen, geschweige
denn, dass dort kreative oder gegen den Strich
gebürstete Lösungen für außergewöhnliche
Probleme erdacht werden könnten.

Das Genie, möchte ich - die ich ohne zur
Schlamperei zu neigen, durchaus meinen
Schreibtisch eher kreativ denn streng logisch
organisiere - ausrufen, braucht halt Papier für
frische Anregungen, die Wiederentdeckung von
Altem und die Erschaffung von Neuem. Und in-
teressant: Wie der Schreibtisch, so ist bei den
Leuten auch die elektronische Ablage im Com-
puter organisiert. Der methodische Typ hat ein
glasklares System in seinen persönlichen Datei-
ordnern, während der Kreative oftmals sehr auf
sein Gedächtnis oder die Suchmaschine ver-
trauen muss, um etwas in seinen ungefähren
Stichwörtern zu finden.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist, wie könnte
es anders sein, immer und stets sein eigener Wi-
derspruch. Unter der Woche, wenn er im Amts-
zimmer Gäste empfängt oder interne Bespre-
chungen abhält, gleicht sein Schreibtisch in sei-
ner klaren Anordnung einem italienischen So-
nett. Aber wehe, er arbeitet am Wochenende,
dann erinnert das Durcheinander darauf an ein
impulsives Gedicht von Ernst Jandl. Deshalb
versuche ich, seinen Schock nach der Inspek-
tion des Kämmerer-Kämmerchens mit einem
Satz des französischen Diplomaten und Dich-
ters Paul Claudel zu mildern: „Die Ordnung ist
das Vergnügen der Vernunft, die Unordnung
aber ist die Wonne der Phantasie.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Mensch und
sein Schreibtisch

Stadt Rosenheim feiert 150 Jahre Stadterhebung:

Rasanter Aufschwung
Die Stadt Rosenheim feiert 150-jähriges Jubiläum. Ein spannendes
Festjahr steht den Bürgerinnen und Bürgern bevor. Geplant sind
zahlreiche kulturelle Events, festliche Veranstaltungen, Märkte,
Ausstellungen und Festivals. 

Mit seiner Unterschrift erhob
der bayerische König Ludwig II.
am 15. September 1864 den einsti-
gen Markt zur Stadt Rosenheim.
Die königliche Initialzündung
führte am Inn zu einem regelrech-
ten Entwicklungsschub. Die Be-
völkerungszahl stieg in den ersten
50 Jahren nach der Stadterhebung
bis 1914 von 4.600 auf knapp
17.000. Phasenweise hatte Rosen-
heim in dieser Zeit, gemessen an
der Einwohnerzahl, den prozentu-
al höchsten Bevölkerungszuwachs
aller Städte in Bayern. Zum ersten
Bürgermeister der jungen Stadt
wählten die Rosenheimer Magi-
stratsräte und Gemeindebevoll-
mächtigten übrigens den Juristen
Friedrich Stoll, der bis zu seinem
Tod 1889 die Verwaltung leitete. 

Industrialisierung 
und Innovation

In dieser Epoche bildete sich
auch der heutige Charakter der
Stadt mit ihren weiterführenden
Schulen, zahlreichen staatlichen
Behörden, mit einem modernen
Krankenhaus, mittelständisch
strukturiertem Handel und Ge-
werbe, zahlreichen Einkaufsmög-
lichkeiten für jeden Bedarf sowie
einem immer breiteren kulturel-
len Bildungs- und Unterhaltungs-
angebot. Aus dem spätmittelalter-
lichen Markt wurde eine durch
Industrialisierung und Innovation
geprägte moderne bayerische
Stadt. Heute leben in Rosenheim
rund 60.000 Menschen. Im Stadt-
gebiet sind über 5.000 Unterneh-
men tätig, die mehr als 30.000
Mitarbeiter beschäftigen.

Was die Rosenheimer im Ju-
biläumsjahr erwartet, ist einer 

Publikation zu entnehmen, die die
Stadt gemeinsam mit der Indu-
strie- und Handelskammer veröf-
fentlicht hat. Höhepunkt ist der
große Festakt zum Stadtjubiläum
im KU’KO mit dem Festtag „Ro-
senheim feiert“ im Salingarten, zu
dem die Stadtverwaltung am 28.
September 2014 einlädt. 

Zu den besonderen Events mit
historischem Flair zählen am er-
sten Jubiläumswochenende der
Färbermarkt des Kunstvereins und
der Markt „Handwerkskunst –
einst und jetzt“ des Trachtenver-
eins Stamm 1, die beide am 28. Ju-
ni stattfinden. Auch das Straßen-
fest der Jugendverbände des Stadt-
jugendrings und das Chorfestival
des Bayerischen Sängerbundes
locken an diesem Wochenende
zahlreiche Besucher in den Salin-
garten und in die Innenstadt. 

Vielfältige Attraktionen

Am dritten Jubiläumswochen-
ende verspricht die Veranstaltung
„Bayern spielt“ am 19. Juli vielfäl-
tige Attraktionen am Max-Josefs-
und Ludwigsplatz, im Salzstadel,
in der Johann-Rieder-Realschule
und im Fiwa-Gymnasium. Zudem
gehören die alljährlichen High-
lights wie das Rosenheimer Som-
merfestival und das Herbstfest zu
den besonderen Events. Vereine,
Kirchen, Museen, Institutionen
und Schulen beteiligen sich zahl-
reich an der Organisation der Ver-
anstaltungen, die in variantenrei-
cher Weise Bezug auf die Historie
nehmen. 

Die dynamische Stadtgeschich-
te beleuchtet die Ausstellung des
Städtischen Museums „Rosen-
heim wird Stadt – Die goldenen

Jahre 1864 bis 1914“, die vom 26.
September 2014 bis 15. März
2015 dort zu sehen ist. Interessante
Einblicke in die Historie gewähren
im Festjahr viele weitere Veran-
staltungen, etwa die „Holzstadt
Rosenheim“ des Holztechnischen
Museums oder die Führung „Ro-
senheimer Kirchen erzählen Stadt-
geschichte“ des Bildungswerks
Rosenheim. 

Spitzenposition

Laut Oberbürgermeisterin Ga-
briele Bauer „zählt der 15. Sep-
tember 1864 zu den glücklichsten
Tagen in der Geschichte Rosen-
heims“. Im Jubiläumsjahr könne
man sich der Geschichte Rosen-
heims aufs Neue bewusst werden,
das über Generationen aufgebaute
Erbe der Rosenheimer Gründervä-
ter und -mütter dankbar würdigen
und selbstbewusst und mutig die
nächsten 150 Jahre Stadtgeschich-
te in Angriff nehmen. Heute zähle
Rosenheim in allen wesentlichen
Belangen zu den zehn wichtigsten
kreisfreien Städten Bayerns.

Landrat Josef Neiderhell zufolge
arbeiten beinahe 7.000 Rosenhei-
mer im Landkreis und mehr als
15.000 pendeln täglich in die Stadt.
Ein gutes Zusammenleben und ei-
ne gute Zusammenarbeit seien all-
täglich, so Neiderhell zum hervor-
ragenden Verhältnis zwischen
kreisfreier Stadt und Landkreis.

Rosenheim habe in allen Belan-
gen bemerkenswerte Fortschritte
gemacht, konstatierte schließlich
Ministerpräsident Horst Seehofer
in einer Grußbotschaft. Deshalb
sei es nur konsequent gewesen,
dass die Stadt 1994 zum Oberzen-
trum aufgestiegen ist. Rosenheim
werde sich weiter dynamisch ent-
falten und nachhaltig entwickeln,
zeigte sich Bayerns Ministerpräsi-
dent überzeugt. DK

CSU-Kreistagsfraktion im Zentrum für
Werkstoffanalytik GmbH in Lauf

Auf Einladung von Geschäftsführer Dr. Jürgen Göske besuchte die CSU-Kreistagsfraktion das Zen-
trum für Werkstoffanalytik GmbH in Lauf. Dieses bietet seine Analyseleistung besonders klein- und
mittelständischen Unternehmen im Landkreis Nürnberger Land an und leistet somit einen wertvollen
Beitrag für den unternehmerischen Erfolg in der Region.
„Eigene Analysegeräte können sich die meisten Firmen gar nicht leisten, da solche teuren Geräte in
Unternehmen häufig nicht wirtschaftlich betrieben werden können“, berichtete Göske den anwesen-
den Kreisräten und Kandidaten derCSU NürnbergerLand. Dennoch ist besonders Lauf und sein Um-
land, als bundesweit bedeutendste Region für den Bereich der technischen Keramik, auf Analysegerä-
te für die Bereiche Forschung und Entwicklung, Qualitätskontrolle und Schadensanalytik angewiesen.
Hier schließt das Zentrum für Werkstoffanalyse eine wichtige Lücke, da es marktentscheidene Hilfe
für eine Vielzahl an Unternehmen anbietet. Auch wenn Verfahren wie die Rasterelektronenmikro-
skropie oder ein chemischer Elementdetektor weniger bekannt sind, so können durch dieses Verfahren
und mit Hilfe des Detektors Materialien wie Stein, Kupfer, Smaragd oder auch Gold exakt bestimmt
werden.
Cornelia Trinkl, Fraktionsvorsitzende und Kandidatin für das Amt der Landrätin (4. v. l.), lobte die
enge Kooperation des Zentrums mit der Georg-Simon-Ohm-Hochschule in Nürnberg, wodurch Stu-
denten die Chance erhalten, praxisnahe Einblicke und Erfahrungen zu machen. „Solche Kooperatio-
nen sichern nicht nur den qualifizierten Nachwuchs der lokalen Unternehmen, sondern zeigen auch,
dass junge Akademiker nicht nur in den großen Städten gebraucht werden, sondern auch bei uns im
Nürnberger Land“, so Trinkl. Göske hält ein solches Verhalten der Unternehmen für lebensnotwen-
dig; schließlich dienen solche Kooperationen auch dem Selbstzweck der Unternehmen.

Nahmen den Preis für die Auszeichnung „Green Hospital Bayern”
für die „Klinik am Greinberg” vom Bayerischen Umweltminister
Dr. Marcel Huber (links) und der Bayerischen Gesundheitsministe-
rin Melanie Huml (rechts) entgegen (v. l.): Bezirkstagspräsident
Erwin Dotzel, Ottmar Zipperich (Baureferent beim Bezirk Unter-
franken), Erwin Götz (GKP-Architekten GmbH) und Rainer Klin-
gert (Geschäftsleiter der Krankenhäuser und Heime des Bezirks
Unterfranken). Foto: Bezirk Unterfranken

Klinik am Greinberg als „Green
Hospital Bayern“ ausgezeichnet

Würzburg. (keck) Der„Klinik am Greinberg - Spezialklinik fürKin-
der- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie“ in
Würzburg ist jetzt die Auszeichnung „Green Hospital Bayern“ ver-
liehen worden. DerPreis des Bayerischen Staatsministeriums fürGe-
sundheit und Pflege und des Bayerischen Staatsministeriums für
Umwelt und Verbraucherschutz, der erstmals an insgesamt sieben
Kliniken vergeben wurde, würdigt das besondere Engagement
bayerischerKrankenhäuserfürden Umwelt- und Ressourcenschutz,
wobei ein ganzheitlicherAnsatz im Mittelpunkt steht. 

Notwendige Baumaßnahmen
werden mit ökologischen Zielset-
zungen in Einklang gebracht, ohne
ökonomische Anforderungen zu
vernachlässigen. Gleichzeitig soll
eine angenehme, der Heilung för-
derliche und ökologisch hochwer-
tige Umgebung für Patienten und
Mitarbeiter geschaffen werden.

Laut Bayerischem Staatsmini-
sterium für Gesundheit und Pflege
verwirklicht die Klinik in der Trä-

gerschaft des Bezirks Unterfran-
ken und in Kooperation mit dem
Universitätsklinikum Würzburg
den Green Hospital Bayern Ansatz
in vorbildlicher Weise: Der funk-
tional gelungene, umfassend um-
weltgerecht gestaltete Neubau be-
legt die Vereinbarkeit einer spezi-
ellen medizinischen Aufgabenstel-
lung (Behandlung von Kindern
und Jugendlichen mit Schwer-
und Mehrfachbehinderung und

psychischer Störung) mit ökologi-
schen Zielsetzungen. Insbesonde-
re durch die Vielzahl von energeti-
schen Maßnahmen wurde ein
hocheffizientes Gebäude geschaf-
fen, das sich zudem durch seine
ansprechende Gestaltung sowohl
im Innen- als auch im Außenbe-
reich auszeichnet. Als Highlights
nennt das Ministerium die Solar-
anlage, die Wärmepumpe mit
zehn Erdsonden und Klein-Block-
heizkraftwerk sowie eine decken-
de regenerative Grundlast. Die
Anforderungen des aktuellen Ge-
setzes zur Förderung Erneuerbarer
Energien im Wärmebereich konn-
ten um fast fünfzig Prozent über-
troffen werden.

„Der stadtnahe Standort der Kli-
nik ermöglicht die Mitnutzung
von Einrichtungen des direkt an-
grenzenden Blindeninstituts wie
beispielsweise Schulräume, Sport-
anlage und Therapieräume. Außer-
dem liegt die Klinik in hinreichen-
der Nähe zur Klinik für Kinder-
und Jugendpsychiatrie der Univer-
sität, so dass auch die fachspezifi-
sche Versorgung gesichert ist. Dies
gilt ebenso für die räumliche Nähe
zu den anderen Spezialeinrichtun-
gen des Klinikums der Universität“,
so Bezirkstagspräsident Erwin Dot-
zel. „Damit ist der Klinik am Grein-
berg sicher auch ein regionaler Re-
ferenzcharakter beizumessen.“

Eröffnet wurde die Spezialein-
richtung für schwer- und mehrfach
behinderte Kinder und Jugendli-
che mit psychischer Erkrankung
im April 2012. Mit dem Bau der
„Klinik am Greinberg“ konnte ei-
ne Versorgungslücke in Nordbay-
ern geschlossen werden, nachdem
bislang in Bayern keine entspre-
chende stationäre Einrichtung zur
Verfügung stand.
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Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)821218
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Bänke

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen

Kommunale Energieberatung

7. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

26. Juni 2
014

2. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

15. Mai 2
014

2. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

November 2014

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 08724 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Vorschau auf GZ 5
In unserer Ausgabe Nr. 5, die am 27. Februar 2014
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Dienstfahrzeuge . Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung
Kommunale Museen
Handwerkliche Dienstleistungen, 
Ausstattung kommunaler Gebäude

750 Jahre Stadt Friedberg:

Modernität und Charme
Festakt mit Kommunalminister Joachim Herrmann 

„Friedberg – lebt hoch“ lautet das Motto der Feierlichkeiten
zum 750-jährigen Stadtjubiläum. Getreu dem Motto „ein Fest
von den Bürgern für die Bürger“ haben die Friedberger zahl-
reiche Ideen selbst umgesetzt. So entstand ein umfangreiches
Festprogramm mit historischen und aktuellen Ausstellungen,
Jubiläumsfeiern und Konzerten bis hin zu einem Symposium
über die Geschichte Friedbergs. Verschiedene Kunstprojekte
über das ganze Jahr hinweg runden das Programm ab. 

Als besonderer Höhepunkt ist
„ein Abend mit Charles Bukow-
ski“ geplant: Die Performance,
die vom in Friedberg geborenen
Musiker Markus Paichrowski
inszeniert wird, beinhaltet ver-
schiedene künstlerische Aus-
drucksmöglichkeiten wie Lite-
ratur, Rockmusik, Film und
auch Live-Tätowieren auf der
Bühne.

Lichtinstallationen

Ein Highlight im wahrsten Sin-
ne des Wortes werden die Licht-
installationen der Düsseldorfer
Künstlerin Elisabeth Brockmann:
Sie schafft für Friedberg maßge-
schneiderte Leuchtbilder. Das gan-
ze Jahr über werden überdimen-
sional große Friedberger Ikonen
als Zeugen der Friedberger Ge-
schichte von alltäglichen Plätzen
die Bürger und ihre Gäste verzau-
bern. Vorgesehen ist zudem eine
Inszenierung hoch oben am Kirch-
turm St. Jakob.

Musikalisch sind Kammermu-
sikabende mit ehemaligen Fried-
bergern und eine Teilnahme an
dem bayernweiten Musikfestival
„Lokalklang“ geplant, bei dem
es um das Zusammenwirken von
Volksmusik und Weltmusik ge-

hen wird. Auch sollen den fünf
Partnerstädten Friedbergs in ei-
nem Freundschaftsgarten lan-
destypische Bereiche gewidmet
werden. Er soll ein sichtbares
Zeichen für die wachsende Ver-
bundenheit mit den Freunden
anderer Länder werden.

Festakt

Eröffnet wurde das Jubiläums-
jahr mit einem Festakt, der unter-
haltsam mit vielfältigen musikali-
schen und künstlerischen Kostpro-
ben des Programms auf die Feier-
lichkeiten einstimmte. Redner des
Festabends mit zahlreichen Gästen
aus Politik, Gesellschaft, Kultur
und Wirtschaft waren Bayerns
Kommunalminister Joachim Herr-
mann, der die Grüße des Schirm-
herrn, Ministerpräsident Horst
Seehofer, überbrachte, sowie Dr.
Peter Bergmair, Erster Bürgermei-
ster der Stadt Friedberg und Dr.
Richard Loibl, Direktor des Hau-
ses der Bayerischen Geschichte.

„Mit Stolz darf Friedberg auf
seine 750-jährige Stadtgeschichte
zurückblicken. Sie ist eine moder-
ne und zukunftsorientierte Stadt
mit hoher Lebensqualität und 
Charme“, gratulierte Minister
Herrmann. Seinen Ausführungen

zufolge wurde das Städtchen
„Fridberch“ erstmals in einem ge-
meinsamen Schutzbrief des Stau-
fers Konradin und Herzog Ludwig
II. an die Bürger der Stadt Augs-
burg im Jahr 1264 urkundlich er-
wähnt. In ihm ist die Errichtung ei-
ner Stadt bei der Burg „Fridberch“
angekündigt. Sie sollte fortan als
Grenz- und Zollsicherung des
Herzogtums Bayern gegenüber
Schwaben und der freien Reichs-
stadt Augsburg dienen.

Historie

Immer wieder war Friedberg im
Verlauf der Geschichte als Grenz-
stadt ein Spielball verschiedener
Mächte und Interessen gewesen.
Auch mit der Gebietsreform in
den 1970er Jahren änderte sich für
die Stadt einiges: Friedberg verlor
den Landkreissitz und bildete seit-
dem mit Aichach den Landkreis
Aichach-Friedberg. Daneben wur-
de Friedberg aber auch Heimat
von 13 bisher unabhängigen Ge-
meinden. Dadurch gewann die
Stadt nicht nur an Einwohnern und
Fläche, sondern auch an Ge-
schichte und Tradition.

Vielfalt des Stadtlebens

Als beeindruckend bezeichnete
Herrmann insbesondere die Viel-
falt des gesellschaftlichen und
kulturellen Lebens der Stadt, pro-
fessionell die Gestaltung des Ju-
biläumsjahres. „Seit 1977 bis
2013 erhielt die Stadt 9,3 Millio-
nen Euro an staatlichen Städte-
bauförderungsmitteln. Mit bislang
über 1,1 Millionen Euro wird der-
zeit das Wittelsbacher Schloss zu
neuer Blüte gebracht“, hob der
Bauminister auch den Anteil der
staatlichen Leistungen zum Wohle
der Stadt hervor. 

Seit 2008 entstanden mit rund
1,8 Millionen Euro 89 Krippen-
plätze. 2009 bis 2013 erhielt der
Landkreis Aichach-Friedberg
staatliche Wohnraumfördermittel

in Höhe von 10,1 Millionen Euro.
158 Mietwohnungen konnten mit
zinsverbilligten Darlehen in Höhe
von 7,5 Millionen Euro moderni-
siert werden.

Ausbau der B 300
und Ortsumfahrung

In der Region umsetzen
möchte Herrmann den vierstrei-
figen Ausbau der B 300 zwi-
schen Dasing und Aichach. In
der Anmeldeliste zur Fortschrei-
bung des Bundesverkehrswege-
plans sei auch die Ortsumfah-

rung von Friedberg enthalten.

Fördermittel

Aktuell werde im Landkreis
Aichach-Friedberg der Bahn-
übergang Aichach im Zuge der
Staatsstraße 2047 beseitigt. Aus
dem Sonderbaulastprogramm
für den Umbau von Kreuzungen,
zum Bau von Geh- und Radwe-
gen sowie dem Bau von Ortsum-
gehungen flossen in den vergan-
genen Jahren Fördermittel in
Höhe von mehr als zehn Millio-
nen Euro in den Landkreis.

„Auch Bahn, Straßenbahn,
Bus und Auto sind in Friedberg
vorbildlich verknüpft“, unter-
strich Minister Herrmann. Über
zwei unterschiedliche Schie-
nenanbindungen sei Friedberg
hervorragend an das Ortszentrum
Augsburgs angebunden. Zudem
verfüge der Omnibusbahnhof
Friedberg seit 2011 über sieben
Haltestellen. Er sei durchgängig
überdacht und mit Fahrgastinfor-
mationen aus LED-Anzeigern
ausgestattet. Dazu wurde ein Zu-
schuss von über 250.000 Euro be-
willigt. DK

Landshuter Seniorenpolitik:

Neues Gesamtkonzept 
Ein 232 Seiten starkes Gesamtkonzept mit konkreten Empfeh-
lungen für Senioren hat die Stadt Landshut auf den Weg ge-
bracht. Die Publikation beinhaltet die Vielfalt der bestehenden
Angebote der Altenhilfe der Stadt Landshut und ist auch Rah-
menplan für deren bedarfsgerechte Weiterentwicklung als Teil
der Daseinsvorsorge. Der Stadt, dem Stadtrat und der Verwaltung
dient das Konzept als Handlungs- und Entscheidungsgrundlage. 

Laut Oberbürgermeister Hans
Rampf und Bürgermeister Gerd
Steinberger, die das „Seniorenpo-
litische Gesamtkonzept“ gemein-
sam mit dem Arbeitskreis „Sozia-
les“ der Agenda 21 – jener Exper-
tenrunde, die die Entwicklung des
Gesamtkonzeptes begleitet hat -,
offiziell im Rathaus vorstellten, ist
die Stadt Landshut gesetzlich ver-
pflichtet, eine Altenhilfeplanung
durchzuführen und ein senioren-
politisches Gesamtkonzept zu er-
stellen. Der Stadtrat hatte damit
das Institut AfA – Arbeitsgruppe
für Sozialplanung und Altersfor-
schung (München) beauftragt.

Begleitgremium

Elf Handlungsfelder wurden
sukzessive mit den Sozial- und
Wohlfahrtsverbänden, Selbsthilfe-
gruppen, Leistungsanbietern, In-
stitutionen und Dienststellen und
dem Arbeitskreis „Soziales“ der
Agenda 21 in Einzelgesprächen
und Workshops bearbeitet und in
der Sitzung des Sozialausschusses
des Stadtrats im Juni 2013 als offi-
zielles Seniorenpolitisches Ge-
samtkonzept der Stadt Landshut
festgesetzt. Als Begleitgremium

der Agenda 21 wirkten Prof. Dr.
Theodor Eikelmann (Landshuter
Netzwerk), Gabriele Heinze (Ar-
beiterwohlfahrt) und Holger Pe-
ters (Diakonisches Werk) mit.

Elf Handlungsfelder

OB Rampf zufolge wurden alle
Handlungsfelder abgearbeitet, die
für die Zukunft in einer älter wer-
denden Gesellschaft wichtig sind.
Hierzu zählen: Integrierte Orts-
und Entwicklungsplanung, Woh-
nen zu Hause, Beratung, Informa-
tion und Öffentlichkeitsarbeit,
Präventive Angebote, Gesell-
schaftliche Teilhabe, Bürgerschaft-
liches Engagement für und von
Seniorinnen und Senioren, Betreu-
ung und Pflege, Unterstützung
pflegender Angehöriger, Ange-
bote für besondere Zielgruppen,
Steuerung, Kooperation, Koordi-
nation und Vernetzung sowie Hos-
piz- und Palliativversorgung. Er-
gänzt wird dies durch eine Pflege-
bedarfsplanung.

Besonders gut aufgestellt ist die
Stadt laut Studie heute bereits in
den Bereichen Hospizdienste und
Palliativversorgung sowie gesell-
schaftliche Teilhabe. Damit die

vorhandenen Angebote von den
Senioren aber auch genutzt wer-
den, gelte es, den Informations-
fluss zu verbessern, so AWO-Ver-
treterin Gabriele Heinze. Darüber
hinaus sei die Schaffung zusätzli-
cher Plätze für betreutes Wohnen
wünschenswert.

Für Barrierefreiheit

Stadtoberhaupt Rampf will
dafür sorgen, dass die Innen-
stadt und alle öffentlichen Gebäu-
de barrierefrei werden. Hierzu
sollen vermehrt Überquerungs-
hilfen geschaffen werden. Weitere
Empfehlungen in der Studie sind
unter anderem die Gewährleistung
von Hol- und Bringdiensten und
die Begleitung zu Veranstaltun-
gen, die bessere Abstimmung von
Angeboten der offenen Senioren-
arbeit sowie der Aufbau kleinteili-
ger Wohnangebote mit Pflege und
Betreuung, vor allem für an De-
menz erkrankte Menschen.

Gelungenes Werk

Sowohl Rampf als auch Stein-
berger dankten allen Beteiligten
für ihr großartiges Engagement
und ihren Einsatz. Das „Senioren-
politische Gesamtkonzept“ be-
zeichneten sie als sehr gelunge-
nes Werk. Die Broschüre zeige,
wie gut die Stadt Landshut in
punkto Seniorenangebote aufge-
stellt sei. DK


